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Beginn der Sitzung: 13 Uhr 

Vor s i t zen d e: Präsident Benya, Zweiter 
Präsident Mag. Minkowitsch, Dritter Präsi­
dent Dr. Stix. 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. 

Die Amtlichen Protokolle der 68. Sitzung 
vom 29. November wie auch der 69. Sitzung 
vom 30. November 1984 sind in der Parla­
mentsdirektion aufgelegen und unbeanstan­
det geblieben. 

Kr a n k gemeldet sind die Abgeordneten 
Dr. Gradischnik und Ing. Dittrich. 

E n t s c h u 1 d i g t haben sich die Abgeord­
neten Landgraf, Dr. Lanner und Koppenstei­
ner. 

Mandatsverzicht 

Präsident: Ich gebe bekannt, daß die Abge­
ordnete Ottilie Rochus ihr Mandat mit Ablauf 
des 8. Dezember zurückgelegt hat. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Seit der letzten Sitzung wurden 
die schrütlichen Anfragen 1039/J bis 1050/J 
an Mitglieder der Bundesregierung gerichtet. 

Ferner sind die Anfragebeantwortungen 
927/ AB bis 932/ AB eingelangt. 

Die in der letzten Sitzung eingebrachten 
Anträge weise ich zu wie folgt: 

Dem Ausschuß für soziale Verwaltung: 

Antrag 119/A der Abgeordneten Dr. 
Schwimmer und Genossen betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem die Angehörigenei­
genschaft von arbeitslosen Jugendlichen in 
der sozialen Krankenversicherung verlängert 
wird; 

dem Ausschuß für Gesundheit und Umwelt­
schutz: 

Antrag 120/ A der Abgeordneten Heinzinger 
und Genossen betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem eine Stiftung zum Schutze der Moor­
gebiete und Feuchtbiotope Österreichs errich­
tet wird (Feuchtbiotop-Stiftungsgesetz); 

dem Ausschuß für verstaatlichte Betriebe: 

Antrag 1211A der Abgeordneten Wimmers­
berger und Genossen betreffend aktive Struk­
tur-, Regional- und Technologiepolitik im 
Bereich der verstaatlichten Industrie. 

Die weiteren eingelangten Vorlagen weise 
ich folgenden Ausschüssen zu: 

Dem Verkehrsausschuß: 

Protokoll der Diplomatischen Konferenz 
für die Inkraftsetzung des am 9. Mai 1980 
unterzeichneten Übereinkommens über den 
internationalen Eisenbahnverkehr (453 der 
Beilagen); 

dem Verfassungs ausschuß: 

Bericht der Bundesregierung gemäß § 9 
Abs. 7 des Volksgruppengesetzes über die 
Volksgruppenförderung im Jahr 1983 (III-76 
der Beilagen); 

dem Ausschuß für soziale Verwaltung: 

Einspruch des Bundesrates gegen den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
27. November 1984 betreffend ein Bundesge­
setz, mit dem das Hausbesorgergesetz, das 
Arbeitslosenversicherungsgesetz, das Allge­
meine Sozialversicherungsgesetz und das 
Arbeitsverfassungsgesetz geändert werden 
(504 der Beilagen), 

Einspruch des Bundesrates gegen den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
27. November 1984 betreffend ein Bundesge­
setz über die Änderung des Bundesgesetzes 
BGBL Nr.638/1982, mit dem das Arbeits­
marktförderungsgesetz und das Arbeitslosen­
versicherungsgesetz 1977 geändert werden 
(505 der Beilagen). 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlage (400 und Zu 400 
der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das 

Jahr 1985 samt Anlagen (470 der Beilagen) 

Beratungsgruppe VIII 

Kapitel 60: Land- und Forstwirtschaft (ein-
schließlich Konjunkturausgleich-Voran-
schlag) 

Kapitel 62: Preisausgleiche 

Kapitel 77: Österreichische Bundesforste 
(einschließlich Konjunkturausgleich-Voran­
schlag) 
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Präsident 

Bericht des Ausschusses für Land- und Forst­
wirtschaft über den Bericht der Bundesregie­
rung (111-69 der Beilagen) gemäß § 9 Abs.2 
des Landwirtschaftsgesetzes, BG BI. 
Nr. 299/1976 (Grüner Plan 1985) (455 der Bei-

lagen) 

Präsident: Vereinbarungsgemäß wird die 
Debatte über die auf der heutigen Tagesord­
nung stehenden heiden Verhandlungsgegen­
stände unter einem durchgeführt. 

Es sind dies: 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die ll.egierungsvorlage (400 und Zu 400 
der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das 
Jahr 1985 samt Anlagen (470 der Beilagen), 
Beratungsgruppe VIII: Land- und Forstwirt­
schaft, und 

Bericht des Ausschusses für· Land- und 
Forstwirtschaft über den Bericht der Bundes­
regierung (III-69 der Beilagen) gemäß § 9 
Abs. 2 des Landwirtschaftsgesetzes, BGBL Nr. 
299/1976 (Grüner Plan 1985) (455 der Beila­
gen). 

Berichterstatter zu beiden Punkten ist der 
Herr Abgeordnete Scholger. Ich bitte ihn, die 
Debatte zu eröffnen. 

Spezialberichterstatter und Berichterstat­
ter Scholger: Herr Präsident! Herr Minister! 
Hohes Haus! Ich erstatte den Spezialbericht 
des Finanz- und Budgetausschusses zur Bera­
tungsgruppe VIII des Bundesfinanzgesetzes 
für das Jahr 1985: Kapitel 60: Land- und Forst­
wirtschaft, Kapitel 62: Preisausgleiche, Kapi­
tel 77: Österreichische Bundesforste. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die in 
der Beratungsgruppe VIII zusammengefaßten 
finanzgesetzlichen Ansätze des Bundesvoran­
schlages für das Jahr 1985 in seiner Sitzung 
am 15. November 1984 unter Vorsitz des 
Obmannstellvertreters Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr 
in Verhandlung gezogen. 

Kapitel 60: Land- und Forstwirtschaft 

Im Bundesvoranschlag 1985 sind für die 
Land- und Forstwirtschaft 6 465,2 Millionen 
Schilling veranschlagt. 

Dieser Ausgabenkredit gliedert sich wie 
folgt: 

1181,7 Millionen Schilling für Personalauf­
wand; 1 517,9 Millionen Schilling für den 

Sachaufwand des Bundesministeriums, der 
nachgeordneten Dienststellen sowie der son­
stigen Einrichtungen des Schul- und Ausbil­
dungswesens; 14,3 Millionen Schilling für die 
Förderung der Land- und Forstwirtschaft und 
des Ernährungswesens; 1230,4 Millionen 
Schilling für das Bergbauern-Sonderpro­
gramm; 1146,2 Millionen Schilling für den 
Grünen Plan; 1374,7 Millionen Schilling für 
die Einrichtungen des Schutzwasserbaus und 
der Lawinenverbauung im gesamtvolkswirt­
schaftlichen Interesse. 

Darüber hinaus sind im Konjunkturaus­
gleich-Voranschlag für das Jahr 1985 bei 
Kapitel 60 in der Stabilisierungsquote 151 Mil­
lionen Schilling und in der Konjunkturbele­
bungsquote 157 Millionen Schilling vorgese­
hen. 

Kapitel 62: Preisausgleiche 

Im Bundesvoranschlag für das Jahr 1985 
sind für die Preisausgleiche 5040,3 Millionen 
Schilling veranschlagt, denen 541,4 Millionen 
Schilling Einnahmen gegenüberstehen. 

Die Ausgabenkredite verteilen sich wie 
folgt: 

678,6 Millionen Schilling für den Brotgetrei­
depreisausgleich; 2 786,1 Millionen Schilling 
für den Milchpreisausgleich; 917,3 Millionen 
Schilling für den Preisausgleich bei Schlacht­
tieren und tierischen Produkten; 104,6 Millio­
nen Schilling für den Futtermittelpreisaus­
gleich; 553,7 Millionen Schilling für Absatz­
und Verwertungsmaßnahmen für Getreide. 

Kapitel 77: Österreichische Bundesforste 

Im Voranschlag 1985 des Wirtschaftskör­
pers "Österreichische Bundesforste" sind die 
mit der Bewirtschaftung des 846 487 ha gro­
ßen Bundesforstbesitzes verbundenen Ausga­
ben und die dabei erzielbaren Einnahmen, 
insbesondere aus der Nutzung von rund 
2015000 Festmetern Holz, vorgesehen. Ver­
anschlagten Betriebsausgaben von 1 907 Mil­
lionen Schilling stehen Betriebseinnahmen 
von 1937 Millionen Schilling gegenüber, 
sodaß mit einem Überschuß von 30 Millionen 
gerechnet werden kann. 

Der Konjunkturausgleich-Voranschlag ist 
mit 35 Millionen Schilling dotiert. Diese Mit­
tel sind für künftige betriebsnotwendige Inve­
stitionen bestimmt, die auch zeitlich vorgezo­
gen werden könnten. 
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Scholger 

In der Debatte ergriffen 17 Abgeordnete das 
Wort. Außerdem wurde von den Abgeordne­
ten Pfeifer und Hintermayer ein Abände­
rungsantrag eingebracht. 

Die aufgeworfenen Fragen wurden durch 
den Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft DipI.-Ing. Haiden beantwortet. 

Bei der Abstimmung am 23. November 1984 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze der 
zur Beratungsgruppe VIII gehörenden Teile 
des Bundesvoranschlages für das Jahr 1985 
unter Berücksichtigung des obgenannten 
Abänderungsantrages mit Stimmenmehrheit 
angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt 
somit den An t rag, der Nationalrat wolle 
beschließen: 

Dem Kapitel 60: Land- und Forstwirtschaft, 

dem Kapitel 62: Preisausgleiche und 

dem Kapitel 77: Österreichische Bundesfor­
ste, 

samt den zu den Kapiteln 60 und 77 dazugehö­
renden Teilen des Konjunkturausgleich-Vor­
anschlages für das Jahr 1985 (400 der Beila­
gen) mit den dem schriftlichen Ausschußbe­
richt angeschlossenen Abänderungen wird 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt. 

Ich bringe weiters den Bericht des Aus­
schusses für Land- und Forstwirtschaft über 
den Bericht der Bundesregierung gemäß § 9 
Abs.2 des Landwirtschaftsgesetzes, BGBl. Nr. 
299/1976 (Grüner Plan 1985) (III-69 der Beila­
gen). 

Die Bundesregierung hat dem Nationalrat 
am 10. Oktober 1984 gemäß § 9 Abs. 2 des 
Landwirtschaftsgesetzes den "Bericht über 
die wirtschaftliche Lage der Landwirtschaft 
(Grüner Plan 1985)" vorgelegt. Der Bericht 
enthält die "Zusammengefaßten Ergebnisse 
aus dem Lagebericht 1983". In~besondere ent­
hält der Grüne Plan die "Finanziellen Erfor­
dernisse für die in Aussicht genommenen 
Maßnahmen 1985". 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirt­
schaft hat den gegenständlichen Bericht in 
seiner Sitzung am 15. November 1984 in Ver­
handlung genommen. Nach einer kurzen 
Debatte faßte der Ausschuß mit Stimmen­
mehrheit den Beschluß, dem Hohen Hause 
die Kenntnisnahme des vorliegenden Berich­
tes zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 

Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
somit den An t rag, der Nationalrat wolle 
den Bericht der Bundesregierung gemäß § 9 
Abs. 2 des Landwirtschaftsgesetzes, BG BI. 
Nr.299/1976 (Grüner Plan 1985) (III-69 der 
Beilagen), zur Kenntnis nehmen. 

Herr Präsident! Für den Fall, daß Wortmel­
dungen vorliegen, bitte ich Sie, die Debatte 
einzuleiten. 

Präsident: Ich danke für die Berichterstat­
tung. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeord­
nete Deutschmann. 

13.11 

Abgeordneter Deutschmann (ÖVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Nach wochenlangen Ver­
handlungen über die Marktordnung und nach 
der Diskussion über den Grünen Bericht ste­
hen wir heute vor der Situation, zum Agrar­
budget im Rahmen des Gesamtbudgets Stel­
lung zu nehmen und aufzuzeigen, daß wir 
Bauern über die Ansätze nicht zufrieden sind 
und daß wir der Auffassung sind, daß der 
bäuerliche Bereich wieder einmal stiefmütter­
lich behandelt wurde. (Zustimmung bei der 
ÖVP.) 

Ich möchte sagen, daß die Voraussetzun­
gen, die notwendig wären, in keinem Bereich 
sichtbar sind, sodaß wir heute schon wissen, 
daß wir mit diesen Budgetansätzen - so wie 
auch im heurigen Jahr - nicht in der Lage 
sein werden, die Probleme der Land- und 
Forstwirtschaft so zu lösen, daß letzten Endes 
das Einkommen unserer Bauern gesichert 
bleibt und daß wir Investitionen tätigen kön­
nen, die die gesamte Wirtschaft befruchten 
würden. 

Dieses Agrarbudget ist wieder ein Budget 
der verpaßten Gelegenheiten. Dieses hat die 
Chance nicht wahrgenommen, die Ansätze so 
anzubringen, daß Probleme - auch von sei­
ten des Ministeriums her - positiv bewältigt 
werden können. 

Ich möchte darauf hinweisen, daß wir Abge­
ordneten von der Österreichischen Volkspar­
tei im abgelaufenen Jahr mehrmals auf die 
Budgetsituation hingewiesen und unter ande­
rem gefordert haben, sich endlich einmal 
intensiv mit dem Budget zu beschäftigen; es 
sollten unter allen Umständen die Chancen 
gewahrt werden, das Budget in einen richti­
gen und ordnungsgemäßen Zustand zu brin­
gen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie haben das aber nicht getan. Wir haben 
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Deutschmann 

Ihnen Vorlagen zukommen lassen - Sie 
haben diese abgelehnt. Wir haben Ihnen in 
Gesprächen verschiedenes sagen wollen -
Sie haben aber auch keine Bereitschaft zum 
Gespräch bekundet und sind letzten Endes in 
einer Situation geblieben, die eigentlich für 
die Regierungspartei sehr peinlich sein muß. 

Ich habe einen Zeitungsartikel vor mir, in 
dem der Herr Staatssekretär Holger Bauer 
Aussagen zum Budget 1985 macht, in dem er 
selbst die Budgetansätze kritisiert. 

Ich kann mir nicht vorstellen, Herr Bundes­
minister, wie es in einer solchen Regierung 
gutgehen kann, wenn der Staatssekretär im 
Finanzministerium das eigene Budget kriti­
siert. Das sind Dinge, die wir einfach nicht 
verstehen, noch dazu, wenn das Budget kriti­
siert wird, bevor es überhaupt beschlossen 
wurde. Auf die österreichische Bevölkerung, 
auf die Beschäftigten in der Landwirtschaft 
wirkt das nicht gerade ermutigend. (Zustim­
mung bei der ÖVP.) Da werden Sie mir sicher­
lich alle beipflichten. (Abg. Dr. Z i t tm a y r: 
In der Regierung herrscht das totale Chaos!) 

Ich glaube, daß es wirklich notwendig wäre, 
endlich einmal über die umfassende Steuerre­
form der Österreichischen Volkspartei zu dis­
kutieren; mit Hilfe dieser Reform würden sich 
Möglichkeiten bieten, für den agrarischen 
Bereich notwendige Ansätze zu verbessern, 
die mit dazu beitragen würden, daß die 
Arbeitsplätze in der Land- und Forstwirt­
schaft so gesichert werden, wie wir das gerne 
haben möchten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Bundesminister! Wir reden schon seit 
einigen Jahren über einen neuen Weg in der 
Agrarpolitik. Sie alle wissen, daß wir von der 
Österreichischen Volkspartei gefordert 
haben, in eine neue Richtung zu gehen. Aber 
ich glaube, weil diese Forderung von der 
Opposition kommt, halten Sie es nicht für 
opportun, der Sache das Wort zu reden. Sie 
haben vor einiger Zeit ein Team beauftragt, 
sich mit den Problemen der Land- und Forst­
wirtschaft auseinanderzusetzen, und haben 
auch einige Vorschläge erarbeiten lassen. 
Man hat mir einige davon zukommen lassen, 
und ich habe mit Verwunderung einige 
Aspekte in dieser Unterlage gefunden. Auf 
der einen Seite könnte ich die Dinge bejahen, 
auf der anderen Seite möchte ich Sie, Herr 
Ressortminister , fragen, wie Sie in der Lage 
sein werden, diese Dinge überhaupt zu bewäl­
tigen. 

Es heißt hier: Folgende Ziele müssen mit­
einander in Einklang gebracht werden: Ver-

sorgung der Bevölkerung über die inländische 
Produktion zu möglichst günstigen Konsu­
mentenpreisen. Im gleichen Atemzug sagen 
Sie aber: Sicherung der bäuerlichen Einkom­
men unter Schonung der öffentlichen Mittel. 
- Das heißt, die Bauern sollen noch weniger 
bekommen, der Bund· und die Länder sollen 
noch weniger für die Bauern ausgeben, damit 
Sie in den anderen Bereichen mit Ihren 
Schwierigkeiten zu Rande kommen. Herr 
Bundesminister! Den Weg einer solchen 
Agrarpolitik werden wir mit Ihnen nicht 
gehen können. Ich sage das mit aller Deut­
lichkeit. (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Gestern hat der Herr Staatssekretär Bauer 
einer Zeitung gegenüber erklärt, ebenso der 
Generaldirektor, für Andritz brauche man 
Milliarden, um die Arbeitsplätze in diesem 
Bereich sichern zu können. Auf der anderen 
Seite aber wollen Sie wenig Bundesmittel, 
wenig öffentliche Mittel für die Bauern ausge­
ben! 

Herr Bundesminister! Ich möchte noch ein­
mal betonen: Wenn Sie gute Voraussetzungen 
schaffen, wenn Sie das Steuerreformkonzept 
der Österreichischen Volkspartei studieren, 
so wird das möglich sein. (Beifall bei der 
ÖVP.) Aber nicht so, wie Sie sich das vorstel­
len, daß man nämlich in diesem Bereich ohne 
Rücksicht auf die Bauern agiert. Die Bauern 
würden sich von diesem Budget eine Verbes­
serung ihrer Situation erwarten! 

Wir alle haben im Budgetausschuß - es 
war ein Gleichklang aller Fraktionen festzu­
stellen - die Meinung vertreten, man müsse 
etwas tun. Daß der eine oder der andere die 
Akzente etwas anders setzt, ist mir völlig klar, 
wir haben ja verschiedene Positionen. Aber 
grundsätzlich ist die Meinung vertreten wor­
den: Die Situation in der Landwirtschaft ist 
schlechter geworden, sie ist keinesfalls besser 
geworden, wir brauchen mehr Unterstützung 
vom Bund, man muß sich mehr der bäuerli­
chen Probleme annehmen, damit die bäuerli­
chen Familien ihr Einkommen abgesichert 
haben. Das erwarten die Bauern vom Budget 
1985. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich möchte aber noch etwas aufzeigen, 
meine sehr geehrten Damen und Herren. 
Wenn man einen Außenstehenden über die 
Landwirtschaft befragt, so hört man die Auf­
fassung - das wird oft auch von den politi­
schen Parteien so vermittelt -, die Bauern 
haben nach wie vor die traditionelle Aufgabe, 
für die Nahrungsmittelversorgung der Bevöl­
kerung da zu sein. Wenn man genug Nah­
rungsmittel erzeugt, wenn man eine gewisse 
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Leistung erbracht hat, so wird dies als Pflicht­
erfüllung des Bauern anerkannt. Viele haben 
noch Hungerzeiten in Erinnerung, viele sind 
daher der Auffassung, die Aufgabe der Ver­
sorgung sei sehr wesentlich. Sie ist es auch, 
man hat jedoch vergessen, daß in den letzten 
Jahrzehnten der Bauernschaft weit mehr 
abverlangt wurde: Die Bauern sind heute eine 
Berufsgruppe, die viele, viele Aufgaben dazu­
bekommen hat, über die zwar wir nicht reden, 
über die aber allgemein diskutiert wird, näm­
lich unsere Umwelt, unsere Landschaft zu 
erhalten. Ich glaube, daß wir heute sagen kön­
nen: Umweltprobleme können nur mit den 
bäuerlichen Menschen, mit den Menschen im 
ländlichen Raum bewältigt werden. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Wenn man diesen Menschen nicht die 
Chance gibt, weiterhin auf ihren Höfen zu 
bleiben, wird es nicht möglich sein, diese Lei­
stungen für eine gesunde Umwelt zu erbrin­
gen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich weiß, man läßt keine Gelegenheit aus, in 
der Öffentlichkeit in Sachen Umweltschutz 
positiv dazustehen. Ich habe im Fernsehen 
gesehen, wie man in Wien "Patenpickerln" an 
den Bäumen angebracht hat und meinte, mit 
dieser Aktion alles für die Umwelt getan zu 
haben. 

Meine Sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich glaube aber nicht, daß dem so ist. Der 
Herr Landwirtschaftsminister selbst weiß ja, 
daß 10 Prozent der gesamten Waldfläche 
Österreichs durch Sauren Regen geschädigt 
sind. Experten sagen, es seien rund 
400 000 ha. Und ich frage mich, meine sehr 
Geehrten: Wo bleibt die Umweltoffensive, von 
der jetzt schon zwei oder drei Jahre lang gere­
det wird? (Zwischenruf des Abg. Fa u I a n d.) 
Kollege Fauland, auch der Herr Landwirt­
schaftsminister hat im Finanz- und Budget­
ausschuß ganz offen erklärt: Wir können erst 
nach der Waldzustandsaufnahme etwas tun. 
(Widerspruch des Bundesministers Dipl.-Ing. 
Haiden.) 

Ich habe die "Parlamentskorrespondenz" 
hier, wenn Sie das nachlesen wollen, Herr 
Bundesminister. Sie haben über das Wald­
sterben, über das Ausmaß der Beeinträchti­
gung und so weiter gesprochen. Sie sagten: 
"Die traditionellen Flächen, die uns seit eh 
und je - infolge der Rauchschadensverhand­
lungen - mit dem Verursacher bekannt sind, 
machen etwa 120 000 Hektar aus. Erst die 
Waldzustanderhebung wird uns exakte Zah-

len vermitteln." Dann könnten Sie erst etwas 
tun. Das haben Sie ja gesagt, Herr Minister. 

Aber bitte, wenn dem nicht so ist, Herr 
Bundesminister, so können Sie uns ja heute 
bei Ihrer Wortmeldung mitteilen, was -
außer diesen Meßstellen - getan wurde, wo 
im Budget die notwendigen Ansätze sind, um 
dem Waldsterben Herr zu werden, daß das 
nicht auf dem Rücken der Bauern, der Forst­
wirte ausgetragen wird. (Beifall bei der ÖVP.) 
Diese Dinge wollen wir alle hören, meine sehr 
geehrten Damen und Herren. (Abg. Dr. 
Z i t tm a y r: Der Minister ist ein Gegner des 
Biosprits ... 1) 

Herr Bundesminister, das soll ja kein 
Streitfall sein zwischen uns beiden. Wir von 
der ÖVP wollen nur exakt wissen, welche 
Möglichkeiten Sie ergriffen haben bezie­
hungsweise ergreifen werden, damit unser 
Wald gesund bleibt. Um das geht es und um 
nichts anderes! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich möchte auch darauf hinweisen, daß wir 
in der Landwirtschaft eine Einkominenssitu­
ation haben - ich habe das schon angedeutet 
-, die nicht zufriedensteIlend ist. Alle wissen, 
daß wir heuer eine Entwicklung haben, die 
uns große Sorge bereitet. Viele junge Men­
schen sind nicht mehr bereit, auf den Bauern­
höfen zu bleiben, sie wandern in andere 
Bereiche über, belasten den Arbeitsmarkt 
und sind oft - in weiterer Folge - unzufrie­
dene Menschen. Deshalb ist es sehr notwen­
dig - auch im Interesse der Gesamtgesell­
schaft -, diese Probleme in den Griff zu 
bekommen. 

Herr Bundesminister! Ich weiß, in vielen, 
vielen Aussagen heißt es immer wieder: Na ja, 
die Bauern sind eigentlich jene Berufsgruppe, 
die immer die Hand aufhält und etwas haben 
will. Man verschweigt aber - ich habe das 
schon im Budgetausschuß gesagt -, wie viele 
Milliarden Schilling die Bauern in ihrem eige­
nen Bereich aufbringen, damit die Überschuß­
verwertung bewältigt wird. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang die 
bescheidene Frage stellen: In welch anderem 
Bereich gibt es das, daß die Arbeitnehmer 
dazu beitragen müssen, ihre Produkte auf den 
Markt zu bringen? - Nur von der Landwirt­
schaft wird das gefordert, da ist es selbstver­
ständlich. 

Oder in welchem Bereich ist es so, daß man 
sich selbst einschränkt in der Produktion? -
In keinem, meine sehr Geehrten! Trotzdem 
versuchen die Bauern, mit ihrer Tätigkeit das 

420 
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Bestmögliche für die gesamte Bevölkerung 
Österreichs zu leisten. 

Ich habe mich eigentlich sehr gewundert, 
daß man im Bereich der Sozialversicherung 
und der Krankenversicherung eine diesbezüg­
liche Diskussion angeschnitten hat. Auch der 
Herr Abgeordnete Klubobmann Wille hat 
dazu gemeint: Ein Rückbehalt wäre diskus­
sions-lNÜrdig, schon wegen der schwierigen 
Situation in diesem Bereich. Dann wurde 
jedoch sofort erklärt, jeder Rückbehalt sei 
unsozial. Es sei nicht Aufgabe der Regierung, 
unsoziale Aspekte zu diskutieren. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die Bauernschaft hat - selbstverständlich! -
einen Rückbehalt zur Kenntnis nehmen müs­
sen. Und die Bauern stellen mit Recht die 
Frage: Sind wir gleichberechtigte Partner in 
dieser Gesellschaft, oder sind wir nur dann 
gut genug, wenn wir gebraucht werden? Wenn 
es aber um Verbesserungen geht, dann sind 
wir die Stiefkinder! 

Hohes Haus! Es muß unter allen Umstän­
den etwas in diesem Bereich getan werden! 
Ich bin auch der Auffassung - Herr Bundes­
minister, wir haben uns schon einige Male 
darüber unterhalten -, daß wir Alternativ­
produktionen brauchen, daß wir Marktni­
schen ausnützen sollten. Jawohl, wir sind alle 
dieser Auffassung, nur sind Sie jetzt, Herr 
Bundesminister, am Zug. Sie sollten uns die 
Möglichkeiten aufzeigen, und dann werden 
wir über diese Möglichkeiten diskutieren. Wir 
sind auch bereit, konstruktiv mitzuarbeiten; 
das möchte ich zum wiederholten Male beto­
nen. (Beifall bei der ÖVP.) Aber so wie bisher 
geht es nicht mehr! 

Wir haben vor einigen Wochen im Hohen 
Hause einen gemeinsamen Entschließungsan­
trag im Zusammenhang mit Biosprit einge­
bracht. Wir von der Landwirtschaft haben 
gemeint, es werde somit der erste Schritt 
getan, um in diesem Bereich weiterzukom­
men, damit die Überschüsse in den Biosprit 
hineinwandern, damit man unabhängig wird 
von verschiedenen äußeren Bedingungen, die 
immer wieder auf uns zukommen. Aber was 
war dann letzten Endes der Nutzeffekt? Man 
hat uns vor 14 Tagen einen Energiebericht 
vorgelegt, über den wir staunen mußten. 
Nicht ein einziges Wort steht über den Bio­
sprit in diesem Energiebericht drinnen! (Abg. 
Dr. Z i t tm a y r: Das ist der Herr Landwirt­
schaftsminister!) 

Herr Bundesminister! Das ist eine Politik, 
die uns verunsichert: Auf der einen Seite wer-

den gemeinsame Entschließunganträge im 
Hohen Haus beschlossen und angenommen, 
und auf der anderen Seite will man dort, wo 
sie berücksichtigt werden sollten, nichts 
davon wissen. Man übersieht sie geflissent­
lich und meint dann, darüber müsse man zu 
einem späteren Zeitpunkt reden. (Neuerlicher 
Zwischenruf des Abg. Dr. Z i t tm a y r.) 

Man wird so lange reden, bis alles zerredet 
ist, und wir stehen dann wieder daneben. Das 
ist etwas, was wir uns auch in Zukunft nicht 
gefallen lassen können! (Zustimmung bei der 
ÖVP.) 

Wir alle wissen, daß der Biosprit zur Ver­
besserung der Umweltproblematik beiträgt. 
Daher wird von uns die Forderung erhoben, 
dem Biospritprojekt näherzutreten. Dadurch 
könnten wir in einer Sache gleichzeitig zwei 
Bereiche positiv bewältigen: auf der einen 
Seite würden Überschüsse abgebaut werden, 
auf der anderen Seite bekäme man umwelt­
freundliches Benzin. Ich glaube, das wollen 
wir alle, auch Sie von den Regierungspar­
teien. Das soll auch das Ziel einer gemeinsa­
men Initiative sein, die in Zukunft zu setzen 
sein wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

In diesem Zusammenhang möchte ich aber 
noch ein anderes Thema anschneiden, näm­
lich den Anbau von Ölpflanzen. Herr Bundes­
minister, wir haben bei den Marktordnungs­
verhandlungen - ich möchte das positiv ver­
merken - einiges gemeinsam getan und 
erreicht. 

Wie sieht die Situation in diesem Bereich 
aus? Die wenigsten Österreicher wissen, daß 
wir bei pflanzlichen Ölen und Fetten fast zu 
100 Prozent auslandsabhängig sind. 100 Pro­
zent! Das muß uns doch zu überlegen geben: 
Welchen Weg müssen wir gehen, damit dieser 
Bereich von den österreichischen Bauern 
abgefangen wird? Es sollte eben das Ölpflan­
zenprojekt verstärkt in Angriff genommen 
werden. Ich muß, Herr Landwirtschaftsmini­
ster, sogar sagen: Hier sind wir eigentlich säu­
mig. Denn nach dem Landwirtschaftsgesetz 
heißt es ja, die Versorgung der Bevölkerung 
mit Lebensmitteln ist bestmöglich aus der 
Inlandsproduktion abzusichern. Es stellt sich 
die Frage, ob wir überhaupt das Landwirt­
schaftsgesetz vollziehen. Das Landwirt­
schaftsgesetz gibt uns den Auftrag, aus der 
heimischen Produktion die Versorgung der 
Bevölkerung in Österreich zu sichern. Ich 
möchte das nur in Erinnerung rufen. Ich 
glaube, wir sollten jede brauchbare Marktni­
sche nützen, um auch in weiterer Folge einen 
gesunden Bauernstand in Österreich erhalten 
zu können. (Beifall bei der ÖVP.) 
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Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Ich habe am Anfang meiner Aus­
führungen darauf hingewiesen, daß viele mei­
nen, die Landwirtschaft hätte nur eine Funk­
tion, nämlich die der Ernährung. In Wirklich­
keit übt die Landwirtschaft neben der Ernäh­
rungsfunktion auch die Funktion der Erho­
lung aus. Sie ist eigentlich der Hauptträger 
dieser Funktion, die viele zwar kennen, aber 
von der wenige etwas wissen. Die Landwirte 
tragen nämlich die Hauptlast für die Erho­
lungsfunktion. Das ist etwas, meine sehr 
Geehrten, worauf man bei der Debatte zum 
Budgetkapitel Landwirtschaft hinweisen 
sollte. Denn würde die Kulturlandschaft nicht 
durch die fleißigen Hände unserer bäuerli­
chen Menschen erhalten, dann würde der 
Fremdenverkehr in unserem Land nicht funk­
tionieren. Und wenn der Fremdenverkehr 
nicht funktioniert, dann fließen auch keine 
Mittel in die Staatskasse. 

Das heißt, daß die Bauern in einen Kreis 
mit eingebunden sind, der sehr wohl dazu bei­
trägt, daß die wirtschaftliche Entwicklung in 
Österreich positiv ist. Auch das müssen wir 
erkennen und anerkennen. Wir sind der Auf­
fassung, daß diese positive Leistung der 
bäuerlichen Menschen im ländlichen Raum 
überhaupt nicht beachtet, ja oft sehr gerne 
vergessen wird, weil man meint: Was sollen 
die denn anderes tun, als eben diese Arbeit 
auf ihrem Hof zu machen? 

Die Erhaltung der Kulturlandschaft ist 
heute ein Anliegen aller Österreicher. Daher 
haben wir auch die Aufgabe, diesen Erhaltern 
der Kulturlandschaft die Möglichkeit zu bie­
ten, sich letzten Endes auch in ihrem Bereich 
positiv zu entwickeln. (Beifall bei der ÖVP.) 

Das ist etwas, was wir in der derzeitigen 
Situation nicht kennen. Daher müssen wir 
diese Probleme aufzeigen, und es muß alles 
getan werden, damit unsere bäuerlichen Höfe 
erhalten bleiben. Um dies tun zu können, 
müssen wir unseren Bauern einen Produk­
tionsspielraum lassen. Wenn der Bauer kei­
nen Produktionsspielraum hat, kann er nicht 
agieren. Er hat ja seine Werkstatt in der 
freien Natur. Er hat eine Leistung zu erbrin­
gen, die er zum Teil der Natur abtrotzt. Man 
muß ihm diesen freien Spielraum belassen, 
damit er auch seinen Ehrgeiz und seine Lei­
stung und sein Wollen mit einbringt. 

Ich möchte weiters auf folgendes hinwei­
sen: Die Bauern brauchen die Absatz- und 
Preisgarantie für ihre Produkte. Wir erleben 
das besonders in der Rinderwirtschaft, wo 
sich viele Probleme anhäufen. 

Herr Bundesminister! Ich habe eine Bitte 
an Sie. Sie wissen selbst, daß der Italienex­
port durch das Kollaudo einfach steht. Ich 
möchte Sie daher bitten, alles zu unterneh­
men, persönlich mit dem Ressortchef in Ita­
lien in Diskussion darüber einzutreten und 
nicht jene hinunterzuschicken, die nicht in 
der Lage sind, die Situation zum Besseren zu 
wenden. 

Ich bitte Sie, meine sehr Geehrten, im 
Interesse der Bauern hier einen Weg zu bege­
hen, der eine Besserstellung auf diesem 
Gebiet bringt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Nächster Punkt: Produktionsalternativen. 
Ich habe schon darauf hingewiesen, daß wir 
sehr notwendig Produktionsalternativen 
brauchen. Ich möchte noch einmal betonen: 
Wir von der ÖVP sind sehr daran interessiert, 
hier einen gemeinsamen Weg zu gehen. 

Weiters möchte ich noch auf etwas hinwei­
sen, was ich bereits im Zusammenhang mit 
dem Steuerreformkonzept, das von seiten der 
ÖVP vorgelegt worden ist, erwähnt habe: Wir 
brauchen eine Steuerreform, und wir brau­
chen für die Landwirtschaft einen Steuer­
stopp! (Zustimmung bei der ÖVP.) Wir halten 
diese Situation nicht mehr länger aus, meine 
sehr Geehrten: die Betriebsmittelverteue­
rung, die Steuern, die Abgaben gehen ins 
Unendliche. Sie selbst wissen - es wurde mir 
aus dem Burgenland berichtet -, daß die 
Bauern nicht mehr in der Lage sind, die 
Sozialversichrungsbeiträge zu entrichten. 

Meine sehr Geehrten! Das ist eine Situa­
tion, die wir einfach nicht zur Kenntnis neh­
men können und dürfen. Es muß unser aller 
Anliegen sein, gemeinsam dazu beizutragen, 
eine positive Bewältigung dieser Aufgaben zu 
erreichen. 

Meine sehr Geehrten! Ich habe schon bei 
den Budgetberatungen im Budgetausschuß 
gesagt, daß wir mit den Ansätzen, die wir jetzt 
zur Verfügung haben, die Probleme nicht 
bewältigen werden können. Wir konnten sie 
im letzten Jahr nicht bewältigen, obwohl man 
uns die Versicherung gab, es werde alles 
bestens gehen. Wie werden sie nicht bewälti­
gen können. 

Ich ersehe daraus eher eine Verschärfung 
der Probleme; eine Verschärfung der Pro­
bleme, die dann letzten Endes auf dem ,Rük­
ken der Bauern ausgetragen werden. Das wol­
len wir doch alle mitsammen nicht! Wir sind 
der Auffassung, daß die Agrarpolitik, die Wirt­
schaftspolitik so ausgerichtet sein muß, daß 
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die Menschen in der Landwirtschaft und in 
der Forstwirtschaft genauso behandelt wer­
den wie in allen anderen Bereichen. Sie müs­
sen in ihrem Bereich die gleichen Chancen 
haben, damit sie in der Lage sind, produktiv 
und initiativ zu wirken. (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Bundesminister, Sie wissen sehr wohl, 
daß es in vielen Bereichen größere Schwierig­
keiten gibt. Ich möchte auch unseren Landes­
hauptmann zitieren, der erklärt hat: Was sich 
der Bund gegenüber den Ländern und gegen­
über den Bauern leistet, werden wir in weite­
rer Folge nicht zur Kenntnis nehmen! 

Ich zitiere diesen Landeshauptmann des­
halb, weil man, wenn ich einen von der ÖVP 
nennen würde, sagen würde: Na ja, der muß 
ja! - Aber der Herr Landeshauptmann Wag­
ner ist ein Sozialist und er sieht ein, daß die 
Agrarpolitik einfach nicht auf dem Rücken 
der Bauern und der Länder gemacht werden 
kann! (Beifall bei der ÖVP.) 

Der Herr Landeshauptmann hat auch 
erklärt, daß er mit Ihnen reden wird, und er 
hat in einer Stellungnahme in Kärnten kund­
getan, daß sämtliche Landeshauptleute seiner 
Meinung sind, daß man so nicht Agrarpolitik 
machen kann. Und wenn sozialistische Lan­
deshauptleute diese Auffassung haben, daß 
die Ansätze zu gering sind, daß sie nicht den 
Erfordernissen entsprechen, so können Sie 
mir glauben, daß wir das auch genauso erken­
nen und wissen! Deshalb können wir dem 
Budget 1985 und diesem Kapitel nicht die 
Zustimmung geben. (Beifall bei der 
ÖVP.) 13.42 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Pfeifer. 

13.42 

Abgeordneter pfeifer (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Ich möchte, bevor ich auf Ausführungen mei­
nes Vorredners und dann auf das vorliegende 
Landwirtschaftsbudget eingehe, zuerst ein­
mal gleich dem Herrn Bundesminister und 
dem Herrn Staatssekretär und vor allen Din­
gen seiner Beamtenschaft für das wirklich 
schöne Buch: 12. Bericht - "Die Land-, Forst­
und Wasserwirtschaft 1984", das jeder Abge­
ordneter heute in seinem Fach gefunden hat, 
herzlich danken. Ich möchte vor allem den 
sehr ehrbaren, sehr tüchtigen Beamten des 
Landwirtschaftsministeriums - ich höre, 
einige von ihnen gehen mit Jahresende in 
Pension - stellvertretend für alle in der Per­
son des Herrn Sektionschefs Dipl.-Ing. Hans 
Schratt herzlich danke schön sagen für die 

gute Zusammenarbeit, die er mit allen Abge­
ordneten gepflegt hat. (Allgemeiner Beifall -
Abg. Dr. Z i t tm a y r: Nur der Minister 
hat .. . /) 

In diesem Buch, meine Damen und Herren, 
finden Sie die Land- und Forstwirtschaft und 
die Wasserwirtschaft in Zahlen. Ich glaube, es 
ist sehr interessant, dieses Buch durchzublät­
tern und es ein wenig zu studieren. 

Nun, meine Damen und Herren, zum Kolle­
gen Deutschmann, der namens seiner Frak­
tion in Sachen Budget und Land- und Forst­
wirtschaftspolitik dieser Regierung im allge­
meinen und besonderen eine Menge von Vor­
würfen erhoben hat. Er meinte, der stiefmüt­
terlichen Behandlung des Budgets stehe die 
ÖVP natürlich in Opposition gegenüber. 

"Das Budget der verpaßten Gelegenheiten" 
ist auch kein neuer Begriff, meine Damen 
und Herren! (Zwischenruf des Abg. Dkfm. 
Gor ton.) Das haben wir schon einige Male 
gehört, und die Linie der Volkspartei ist 
eigentlich seit fast eineinhalb Jahrzehnten 
gleichge blieben. 

Wichtig ist, daß im Budget hohe Beträge 
beschlossen werden für die Landwirtschaft. 
Sie sind dagegen, und dann kommen Sie und 
geben diese Beträge selbstverständlich aus. 
Zuerst sagen Sie aber: Das ist alles zuwenig! 
Die Landwirtschaft geht nach Ihrem Vokabu­
lar seit 1970 zugrunde. Ihr Ruf nach mehr 
Subvention ist das einzige politische Modell, 
das Sie haben, meine Damen und Herren! 
(Zustimmung bei SPÖ und FPÖ.) 

Ich bin auf der anderen Seite schon ver­
wundert, Kollege Deutschmann, wenn Sie 
meinen, daß der neue Weg in der Agrarpolitik 
Sie verwundert. Wenn das ein Kollege von 
Ihrer Fraktion, der in diesem Parlament noch 
jünger an Dienstjahren ist, gesagt hätte, wäre 
ich vielleicht gar nicht darauf so eingegangen. 
Aber ich muß sagen: Ich bin verwundert über 
diese Ihre Äußerung, Kollege Deutschmann! 
Heißt das, daß wir gemeinsam erarbeitete 
Modelle - Verwertungskosten -, Modelle 
bei Milch, bei Getreide, in Zweifel ziehen sol­
len? (Zwischenrufe des Abg. D e u t s eh -
mann.) 

Ich meine nur, daß Sie die neuen Wege in 
der Agrarpolitik, Herr Kollege Deutschmann, 
hier am Pult vorwurfsvoll genannt und dann 
natürlich auch dem Minister entsprechende 
Dinge in dieser Frage nach Ihrer Begriffsbe­
stimmung unterstellt haben. Diese Unterstel­
lungen, wie Sie sie von dem neuen Weg in der 
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Agrarpolitik dargelegt haben, den man zuerst 
gemeinsam sucht und weiter suchen muß -
und dann hält man sich nicht ganz genau 
daran; so wird es in der Zukunft nicht gehen! 
-, weise ich auf das entschiedenste zurück, 
meine Damen und Herren! (Beifall bei SPÖ 
und FPÖ. - Abg. D e u t sc h man n: Herr 
Kollege Pfeifer, welche Un terstellungen?) 

Was "heißt es denn: Bauern sollen weniger 
produzieren? - Sie haben dem Minister 
unterstellt, daß er verlangt, die Bauern sollen 
weniger produzieren. Das haben Sie hier 
wörtlich gesagt. (Zwischenruf des Abg. 
G r a f.) Ich habe das mitgeschrieben, Herr 
Kollege Deutschmann. Wenn Sie sich davon 
distanzieren, sind wir schon wieder quitt, und 
die Sache ist erledigt. (Abg. D e u t sc h -
man n: Einschränken in der Produktion . .. !) 

Tatsache ist, daß der Herr Bundesminister 
- ich glaube, das ist unbestritten - überall 
gesagt hat, daß er sich lieber mit den Proble­
men der Überschüsse herumschlägt als mit 
jenen Problemen, die in anderen Staaten sehr 
wohl bekannt sind; in Staaten, die sehr wohl 
froh wären, wenn sie genug zu essen hätten, 
wenn sie mit einem Wort ausreichend Nah­
rung aus der eigenen Landwirtschaft bekä­
men. Ich glaube, das soll doch zumindest auch 
in diesem Hause unbestritten sein, und 
darum bitte ich Sie ja, meine Damen und Her­
ren! (Zwischenruf des Abg. G r a f.) 

Ich möchte aber auch mit einigen Sätzen 
auf Ihre Meinung hinweisen, die da lautet: 
Die Situation in der Landwirtschaft ist 
schlechter geworden! Sie haben im letzten 
Teil Ihrer Rede, Herr Kollege Deutschmann, 
einen Mann zitiert, der sich hier nicht wehren 
kann, nämlich Ihren Landeshauptmann von 
Kärnten, Landeshauptmann Wagner, und 
haben eine Menge von Dingen behauptet und 
dargelegt. 

Ich möchte Ihnen nur sagen: Leute, die sich 
hier am Pult nicht wehren können, soll man 
nicht besonders zitieren. Aber wenn Sie fra­
gen wollen, werden Sie sicherlich die Antwor­
ten bekommen. Der Herr Bundesminister ist 
ja in dieser Richtung angesprochen (Abg. 
D e u t sc h man n: Ich habe ja die Zeitungs­
artikel da!), und er wird Ihnen sicherlich auch 
die Antworten geben. 

Die Frage des Arbeitsplatzes Bauernhof 
haben Sie auch zitiert. Ich möchte Ihnen offen 
sagen, meine Damen und Herren von der 
Volkspartei: Wissen Sie, wenn wir diese Dis­
kussion schon führen, wer eigentlich die 
Arbeitsplätze Bauernhof seit langer Zeit 

sichert und immer wieder sichert? - Das sind 
jene, die seit 1970 für diese Regierungspolitik 
verantwortlich sind, und jene sind verant­
wortlich, daß es eben so viele Nebenbeschäfti­
gungen in der Landwirtschaft gibt, weil wir 
eine gute Beschäftigungspolitik betrieben 
haben! (Beifall bei SPÖ und FPÖ. - Zwi­
schenruf des Abg. Dkfm. Gor ton.) 

Damit, meine Damen und Herren, meine 
ich, sichern wir in einer schwierigen Zeit sehr 
wohl auch den Arbeitsplatz Bauernhof. Aber 
ich gebe Ihnen in einer Frage recht. Wenn Sie 
dann auf den Grünen Bericht zu reden kom­
men - wir haben ihn ja extra debattiert und 
verhandelt (Zwischenruf des Abg. Dr. 
BI e n k) -, steht fest, daß die Einkommen 
gerade im nordöstlichen Flach- und Hügel­
land um rund 40 Prozent im Vergleich zum 
Vorjahr zurückgegangen sind. Niemand, der 
sich mit diesen Fragen beschäftigt, wird das 
in Abrede stellen. Aber hat schon einer von 
Ihnen hier am Pult, meine Damen und Her­
ren, genau auch die Nutzanwendungen aus 
dem Grünen Bericht gezogen? Hat er sich 
schon damit beschäftigt, warum gerade in 
einer großen Region unserer Heimat, in mei­
ner engeren Heimat, im nordöstlichen Wein­
viertel, also in Niederösterreich, gerade 
die s e Einbrüche passiert sind? (Zwischen­
ruf des Abg. Ing. Der f I er.) - Ja, weil die 
Länderpolitiken den Weinpreis ruiniert 
haben! 

Ich habe das schon einige Male gesagt, und 
ich muß das wiederholen, weil das ganz ein­
fach die Ursache dieser Frage ist. Vom Bund 
will man zwar, aber die Länder geben sich 
jetzt ganz einfach jener Politik in dieser 
Weinproduktionsfrage hin - Burgenland wie 
Niederösterreich -, die da lautet: Die Bauern 
haben zwar rund eine halbe Milliarde Schil­
ling oder mehr verloren durch diese Politik 
der Flächenerweiterung, aber jetzt wird der 
Weinpreis sowieso wieder ein wenig steigen! 
Und er steigt Gott sei Dank. Niemand, meine 
Damen und Herren, redet davon, was hier 
Tausende Bauern an Einkommen verloren 
haben, sondern ich höre jetzt schon wieder: 
Es wird ja sowieso wieder besser werden, 
denn die Preise steigen schon wieder! 

In den Bundesländern Niederösterreich 
und Burgenland scheint eine strukturelle Dis­
kussion verboten zu sein. Mit dieser Politik, 
die Sie vorschützen, können doch nicht die 
Ursachen der Einkommensverluste der Bau­
ern beseitigt werden. Auf diese Weise werden 
die Bauern in einigen Jahren, bei der näch­
sten größeren Ernte, wieder gigantische Ein­
kommensverluste erleiden, daher sollte es 
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unsere gemeinsame Auffassung sein, daß wir 
uns mit diesen Problemen auseinanderzuset­
zen, daß wir diese Probleme sachlich zu disku­
tieren haben. 

Herr Bundesminister! Bei dieser Gelegen­
heit hätte ich an Sie die Frage, ob die Weinge­
setznovelle - wir haben hier große Wünsche, 
das wissen Sie - in nächster Zeit ins Haus 
kommen wird, damit wir auch hier vom Bund 
her gemeinsam mit den Ländern über das 
Gesamtproblem reden können, um wichtige, 
berechtigte und sachliche Wünsche der Wein­
wirtschaft in einer Weingesetznovelle unter­
bringen zu können. 

Ich möchte nun zum Budget 1985 sagen, 
daß in etwa 11,5 Milliarden Schilling für die 
Land- und Forstwirtschaft zur Verfügung ste­
hen. Sie wissen sehr wohl, daß auch im Grü­
nen Plan Bundesbeiträge in der Höhe von 
2,37 Milliarden Schilling für wichtige Förde­
rungsinstrumente der Land- und Forstwirt­
schaft zur Verfügung stehen, ebenso wissen 
Sie, daß es Schwerpunkte in diesem Grünen 
Plan gibt, daß allein die Sonderwohnbauak­
tion für bäuerliche Betriebe einen echten 
Schwerpunkt darstellt und für die bäuerli­
chen Betriebe mit 500 Millionen, also einer 
halben Milliarde Schilling, dotiert ist. 

Ich möchte auf die Agrarsonder- und die 
Agrarinvestitionskredite im Rahmen des Grü­
nen Planes hinweisen. Ein Kreditvolumen 
von insgesamt 3,25 Milliarden Schilling ist 
durch Zinsenzuschüsse in der Höhe von 
659 Millionen Schilling gewährleistet und 
sichergestellt. 

Ich möchte als einer, der selber auch Wein­
bauer ist, davon reden, daß es wichtig ist, den 
Weinwirtschaftsfonds - erstmals in dieser 
Höhe - mit 60 Millionen Schilling zu dotie­
ren. Damit werden -wir nicht alle Probleme 
des Weinbaus lösen, aber ich glaube, auch 
hier bringt diese Bundesregierung sehr wohl 
ihren guten Willen zum Ausdruck, daß sie auf 
Grund der schwierigen Situation in dieser 
Produktionssparte sehr wohl auch von der 
finanziellen Seite her bereit ist, entsprechend 
zu helfen. 

Nun, meine Damen und Herren des Hohen 
Hauses, zu den Fragen, die jetzt sehr aktuell 
sind. Ich habe vor einigen Tagen - eigentlich 
fast jeden Tag - die Frage des Biosprits -
Herr Kollege Deutschmann hat das ebenfalls 
hier releviert - dargelegt. 

Sie kennen erstens einmal den hier im 
Hause beschlossenen Dreiparteienantrag. In 

diesem bitten wir die Sozialpartner, uns ihre 
diesbezügliche Meinung sehr bald, hoffentlich 
sehr rasch - es gibt ja hier auch ein entspre­
chendes Limit _. zur Verfügung zu stellen. In 
der Zwischenzeit haben Sie das mit einer 
Befragungsaktion ein wenig untermalt. Das 
ist selbstverständlich erlaubt, das ist gestat­
tet, es gibt auch Unterschriften. Ich weiß 
nicht, wie Sie diese Fragen gestaltet haben, 
ich fürchte, daß diese Fragen wahrscheinlich 
"No na"-Fragen sind, etwa auf die Art: Wenn 
man den Österreicher fragt, ob er mehr oder 
weniger Steuern zahlen will, wird er selbst­
verständlich sagen, er will weniger zahlen. 

Sie fragen: Bist du für den Biosprit? -
Selbstverständlich, wird er sagen. Aber Sie 
werden nicht dazmragen: Bist du auch für das 
Biospritprojekt, wenn es mehr kostet? Diese 
Frage werden Sie nicht stellen, denn dann 
wird die Zahl der Unterschriften, die Sie 
bekommen, geringer. Daher werden Sie 
genauso, wie wir das schon von Ihnen 
gewöhnt sind, vorgehen und uns viele Unter­
schriften auf sogenannte "No na"-Fragen prä­
sentieren. 

Ich möchte Ihnen sagen, in dieser Frage ist 
unsere Gangart, glaube ich, eine gemeinsame 
Gangart im Parlament. Wir haben die Ent­
scheidung der Sozialpartner ganz einfach 
zuerst einmal abzuwarten und dann als Parla­
ment in dieser wichtigen Frage für die Land­
und Forstwirtschaft - nicht nur für die Land­
und Forstwirtschaft - zu entscheiden. (Abg. 
Dr. Z i t tm a y r: Herr Kollege Pfeifer! Da 
brauchen wir dann keine Regierung, wenn die 
Regierung eine solche wichtige Frage nicht 
angehen kann, sondern es auf die Sozialpart­
ner abschiebt, dann ist es traurig! Die Regie­
rung hat zu regieren! - Zustimmung bei der 
ÖVP.) Haben Sie etwas gegen die Sozialpart­
ner? 

Herr Kollege Dr. Zittmayr, jetzt wird es hei­
kel. Denn von dieser Seite erfahre ich folgen­
des: Da gibt es vier oder fünf Monate gemein­
same Diskussionen in der Landwirtschaftspo­
litik in Richtung Marktordnung. Dann ringt 
man sich zu einem gemeinsamen Komprorniß 
der Produktion, der Konsumentenschaft 
innerhalb der Sozialpartnerschaft und der 
politischen Parteien durch. (Abg. Dr. Z i t t­
m a y r: Sie haben unsere Anträge abgelehnt!) 

Kollege Dr. Zittmayr, ich glaube, Sie waren 
ja selber damals, so wie ich, im Unteraus­
schuß. Sie haben damals sehr wohl den Stand­
punkt vertreten, daß man diese Fragen nicht 
ohne Sozialpartner und Interessenvertretun­
gen diskutieren kann. Wir haben das damals 
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gemeinsam das war unbestritten - auch 
durchgeführt. 

Einige Monate später lese ich in der "Tiro­
ler Tageszeitung", daß jene Leute - denn der 
Kollege Dr. Leitner ist ja einer, der genauso 
wie Sie und wie wir zu diesem Kompromiß 
stehen müßte - in der Milchfrage so tun, als 
ob es keine Marktordnung gebe. So wird es 
nicht gehen, meine Damen und Herren! (Bei­
fall bei SPÖ und FPÖ.) 

Hohes Haus! Wir sind in der Land- und 
Forstwirtschaft - das haben wir in der Ver­
gangenheit und Gegenwart bewiesen, ich darf 
das auch für die Zukunft sagen - jederzeit 
gesprächsbereit. Wenn es in Zweidrittelmate­
rien - schwierig genug! - zu Kompromissen 
kommt, kann es keine Zufriedenen geben, 
sondern nur Unzufriedene, denn wenn ein 
Partner zufrieden ist, wird der andere mit 
Recht noch mehr unzufrieden sein. Das haben 
wir, bitte, jahrzehntelang so gehalten. Ich 
kann mir vorstellen, daß viele auf der rechten 
Seite des Hauses manchmal todunglücklich 
waren mit eingegangenen Kompromissen, 
ebenso viele sehr wohl auch auf der linken 
Seite des Hauses. Aber unbestritten, glaube 
ich, war, daß wir mit dieser gemeinsamen 
Darstellung der heiklen Fragen, mit dem 
gemeinsamen Versuch, Lösungen zu finden, 
bisher allen Seiten und damit der gesamten 
Bevölkerung gedient haben. Jeder bekennt 
sich zu diesen Marktordnungen bei Milch, bei 
Getreide, bei Fleisch. 

Meine Damen und Herren! Eines, glaube 
ich, müßte man schon sagen, das habe ich 
auch hier am Pult oft gesagt, ich wiederhole 
es bewußt: Es mögen jene recht haben, die 
sagen, Marktordnungen kommen aus einer 
Zeit der Notsituation, aus einer Zeit, in der die 
Österreicher zuwenig produziert haben, 
Marktordnungen passen nicht mehr so richtig 
in die heutige Zeit, aber wir alle, weder diese 
Seite des Hauses noch jene Seite des Hauses, 
waren imstande, in diesen wichtigen Fragen 
ein Patentrezept zu finden, das besser wäre 
als die Marktordnungsgesetze, die wir derzeit 
haben. 

Das soll nicht heißen, daß man darüber 
nicht reden darf, nicht nachdenken soll. Wir 
müssen aber auf der anderen Seite wissen, 
daß wir einen Kompromiß eingegangen sind. 
Ich sage das sehr bewußt noch einmal. Dann 
kann es aber nicht sehr sinnvoll sein, wenn 
jene, die diesen Kompromiß mit unterzeich­
net, mit beschlossen haben, sich einige 
Wochen oder Monaten später ein Federl auf 
den Hut stecken wollen, weil sie es nicht so 

gemeint haben. Diesen Kompromiß haben wir 
gemeinsam unterzeichnet und haben ihn 
gemeinsam zu tragen, und ich glaube, das 
sollte doch in dieser Frage auch in der Land­
wirtschaftspolitik unbestritten sein. 

Weil Sie, Herr Kollege Deutschmann, auch 
die Sozialpolitik angesprochen haben, möchte 
ich auch dazu einige Sätze sagen. 

Auch ich bin in Funktionen der Sozialversi­
cherungsanstalt genauso wie viele andere in 
diesem Hause tätig, und ich glaube, daß 
eigentlich unbestritten sein sollte, daß wir 
diese gemeinsame Sozialpolitik auf weiten 
Strecken zum Wohle der Bevölkerung gerade 
in den ländlichen Regionen getätigt haben. 

Jeder weiß, glaube ich, daß er, wenn er noch 
mehr will, mehr dafür bezahlen muß. Es 
heißt, daß die Beiträge sehr hoch sind. Wir 
kennen das Problem sehr wohl, daß wir, wenn 
wir auf der einen Seite mehr verlangen, fra­
gen müssen: Können unsere Versicherten 
überhaupt noch mehr Beiträge zahlen? Und 
da sind wir irgendwo an einer Grenze, das 
wissen wir, nur stimmt es bitte nicht, daß die 
Bauern die Sozialversicherungsbeiträge nicht 
zahlen können. Ich gebe zu, ab und zu gibt es 
Schwierigkeiten. Aber wenn Sie sich die Stati­
stiken aus der Sozialversicherungsanstalt 
geben lassen, meine Damen und Herren, so 
werden Sie erfahren, daß eigentlich die Bei­
tragszahlung von seiten der Selbständigen in 
wirklich hervorragender Form erfolgt. Und 
dazu sind ja auch die Sozialversicherungsan­
stalten da, daß sie dort, wo es echte, nachweis­
bare Schwierigkeiten gibt, im Rahmen der 
Möglichkeiten helfen. 

Ich möchte allmählich zum Schlusse kom­
men und für meine Fraktion sagen, daß wir 
glauben, daß in der Landwirtschaftspolitik 
eigentlich viel durch gemeinsame Anstren­
gungen vorwärtsgegangen ist. Wir wissen ja 
- vielleicht nur ein Blick über unsere Gren­
zen in andere Industriestaaten -, wie schwie­
rig die Probleme gerade in den Staaten der 
EG sind. Kollege Deutschmann hat zu Recht 
auch die Frage des Rinderexports angespro­
chen, und ich bin sicher, daß unser Landwirt­
schaftsminister hier alles tut, um eine rasche 
Hilfe durchzusetzen. Aber ich glaube, weil ich 
die EG angesprochen habe, die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft, wir werden uns im 
klaren sein müssen, daß wir alle Aktivitäten 
und alle Energien brauchen werden, um auch 
die immer größer werdende Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft so zu sehen, wie sie 
ist. Sie wird mit 1. Jänner 1986 eine Staaten­
gemeinschaft von zwölf Staaten sein, und ich 
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glaube, wir werden alles tun müssen, nach­
dem wir gerade in der Landwirtschaft die 
sogenannte Drittlandposition haben, damit 
eines nicht eintritt: daß sich die Schwierigkei­
ten der Staaten in der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft auf dem landwirtschaft­
lichen Sektor zu Lasten unseres kleinen neu­
tralen Landes und unserer Land- und Forst­
wirtschaft auswirken. 

Das wird eine große Aufgabe sein, die wir, 
glaube ich, alle miteinander erfüllen sollten 
und wo wir alle miteinander in sachlicher Dis­
kussion für unsere Bauern und für unseren 
Staat das Beste erreichen sollten. Wir, die 
sozialistische Fraktion dieses Hauses, werden 
dem Budget 1985 die Zustimmung geben. Ich 
darf wiederholend sagen, daß die Probleme, 
die in der Land- und Forstwirtschaft anste­
hen, bisher gemeinsam gelöst wurden. Wir 
werden diese gemeinsame Lösung auch in 
Zukunft notwendiger denn je brauchen. (Bei­
fall bei SPÖ und FPÖ.) 14.05 

Präsident: Nächster Redner ist der Abge­
ordnete Hintermayer. 

14.05 

Abgeordneter Hintermayer. (FPÖ): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Die Medien berichten 
gerne, wenn die Kapitel 60, 62 und 77 zur 
Beratung stehen, über den Bauerntag im Par­
lament. Manchmal gibt es hiezu noch aufwer­
tende, aber auch abwertende Bemerkungen. 
In Wahrheit verdient es sich dieser Berufs­
stand aber, daß er einen besonderen Stellen­
wert im innerpolitischen Gefüge einnimmt. 

Landwirtschaft zu betreiben war in der 
Menschheitsgeschichte nie eine leichte Auf­
gabe. Heute stehen die Bauern vor noch grö­
ßeren Herausforderungen. Zahlreiche Erzeug­
nisse, für die sie jahrhundertelang unange­
fochten Alleinlieferant waren, müssen sie an 
industrielle Verarbeitungsbetriebe, an Ver­
wertungsbetriebe abgeben. Der Bauer gerät 
in den Sog der Marktkräfte, da er nicht mehr 
an den Letztverbraucher verkauft. Er steht 
dem Handel, der Industrie und in der letzten 
Zeit den mächtigen Genossenschaften gegen­
über. (Abg. Dr. Z i t tm a y r: Hallo!) Das 
Unbehagen wächst, Herr Generaldirektor. 
Umso mehr Dank gebührt allen Frauen und 
Männern, allen jungen Burschen und Mäd­
chen, daß sie sich dieser schwierigen Aufgabe 
stellen, ihre Aufgabe nach besten Kräften 
erfüllen und den Beruf des Bauern wählen 
und ausüben. (Beifall bei FPÖ und SPÖ.) 

Besonderer Dank gilt den Bäuerinnen, die 

laut diverser Untersuchungen am meisten, 
auch am schwersten von allen Österreicherin­
nen arbeiten. Beste Ausbildung, Rechts­
schutz, soziale Sicherheit und das Recht auf 
Mitbestimmung in allen Gremien für Öster­
reichs Bäuerinnen sind nicht nur freiheitliche 
Forderungen, sondern diese werden auch von 
den anderen Parteien anerkannt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Viel wird über die Krise in der Landwirtschaft 
geredet und geschrieben. Viele meinen, es 
handle sich um eine Krise der Bauern. Ich 
sehe das anders. Österreichs Bauern sind 
bestens ausgebildet, sie verfügen über viele 
arbeitsparende Geräte und Maschinen, sie 
sind weitestgehend in die Infrastruktur einge­
bunden. Die meisten haben ihr gutes Verhält­
nis zur Natur bewahrt und entwickeln ein 
positives Umweltbewußtsein und sind die 
sichersten und besten Landschaftsgärtner 
unseres Heimatlandes. Aber sie produzieren 
wie ihre Kollegen in allen Staaten der westli­
chen Welt in vielen Bereichen über den 
Bedarf hinaus. Und damit beginnt es. Die 
europäische, die internationale Agrarpolitik 
ist in der Krise. Viele könen es nicht fassen, 
daß eine Überproduktion, ein Zuviel an Nah­
rungsmitteln in einer Zeit, wo Millionen Men­
schen hungern und verhungern, eine Krise in 
einem System auslösen kann. 

Täglich hören wir von den Schwierigkeiten 
im agrarischen Bereich in den EG, in Ame­
rika oder in Kanada. Österreich kann sich 
hier nicht abkoppeln, obwohl wir die großen 
Probleme und Schwierigkeiten noch am ehe­
sten als gelöst betrachten können durch unser 
Marktordnungssystem, zu dem sich alle drei 
hier im Hause vertretenen Parteien beken­
nen. Aber keinen Augenblick sind wir sicher, 
wir wissen nicht, was morgen sein wird, ob 
wir nicht schon in den nächsten Wochen und 
Monaten mit noch größeren Problemen kon­
frontiert sein werden, wenn die Gemein­
schaft, wie Kollege pfeifer gerade aufgezeigt 
hat, wieder um zwei große Agrarländer grö­
ßer wird. Wir müssen ständig und unaufhör­
lich nach Alternativen, nach neuen Lösungen, 
nach neuen Märkten und neuen Marktni­
schen Ausschau halten und zupacken, wo es 
nur möglich ist. 

Die österreichische Agrarpolitik steht unter 
dem Druck der europäischen Agrarpolitik und 
unter dem schwersten Druck der Weltmarkt­
preise . Erkennen wir dies bitte! 

Die Agrarpolitik ist heute unvergleichlich 
schwieriger als vor 10, 15 oder vielleicht 
20 Jahren. Und morgen, mit Gen-Technik, 
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neuesten Technologien im agrarischen 
Bereich, neuesten Züchtungs- und Kreu­
zungsmethoden in Viehzucht und Pflanzen­
bau, wird die Agrarpolitik noch viel schwieri­
ger! Trotzdem: Wir müssen die Herausforde­
rung annehmen und versuchen, das Beste 
herauszuholen für unsere bäuerlichen 
Betriebe und damit für unsere Volkswirt­
schaft und unsere Bürger, die ja unsere Kun­
den sind. (Beifall bei FPÖ und SPÖ.) 

Denn eines müssen wir uns stets vor Augen 
halten: Ohne funktionierende Landwirtschaft 
ginge es uns wie den Völkern in der Dritten 
Welt - wir müßten .. hungern. Die staatlich 
verordnete Kolchosen- und Sowchosenwirt­
schaft oder die landwirtschaftlichen Produk­
tionsgenossenschaften der Ostblockstaaten 
sind nach Jahrzehnten ihres Bestehens nicht 
in der Lage, die Bevölkerung mit Brotgetreide 
und Grundnahrungsmitteln zu versorgen. Es 
gibt also keine Alternative zu einem freien, 
unabhängigen Bauernstand westlicher Prä­
gung. (Beifall bei FPÖ und SPÖ.) 

Weil dies die sozialistisch-freiheitliche Bun­
desregierung weiß, unternimmt sie auch alles, 
um den österreichischen Bauern zu helfen. 
Dieses Verhalten erkennt man ganz deutlich 
bei den Ansätzen im Agrarbudget. Wuchs das 
Gesamtbudget um 5 Prozent, so ist für das 
Kapitel 60, Land- und Forstwirtschaft, eine 
Steigerung von 8,6 Prozent festzustellen: 
1,5 Milliarden Schilling mehr für die Land­
und Forstwirtschaft. 

Die wichtigsten Positionen: Bergbauern­
Sonderprogramm, eine Aufstockung um 
190 Millionen Schilling; Wildbach- und Lawi­
nenverbauung, eine Aufstockung um 113 Mil­
lionen Schilling; bei den Versuchsanstalten, 
die so wichtig für die Forschung sind, die wir 
Bauern zur Erfassung und Aufbereitung der 
neuen Alternativen, der neuen Produktions­
mittel brauchen, eine Aufstockung um 76 Mil­
lionen Schilling. Die Mittel für den Grünen 
Plan: ebenfalls um 48 Millionen Schilling 
mehr. 

Die kreditpolitischen Maßnahmen, Herr 
Abgeordneter Deutschmann, in die das neue 
Sonderwohnbauprogramm eingebunden ist, 
ermöglichen die Zinsstützung von 3,25 Milliar­
den Schilling für die österreichische Wirt­
schaft. 

Als Weinbauer muß ich erwähnen, daß der 
Weinwirtschaftsfonds mit 60 Millionen Schil­
ling dotiert ist. Wie ich in Zeitungsmeldungen 
lesen kann, sind die Bundesländer bereit, uns 
hier zu unterstützen und dem Weinwirt-

schaftsfonds zusätzliche Mittel zur Verfügung 
zu stellen. 

Meine Bitte an den Herrn Bundesminister 
allerdings, genauso wie die Bitte des Abgeord­
neten PfeUer: nicht zu versäumen, daß wir 
gerade jetzt in der nächsten Zeit die Weinge­
setznovelle in Angriff nehmen und. Vorsorge 
treffen, daß uns Jahre wie 1982 und 1983 nicht 
mehr aus den Angeln heben können. 

Zum Kapitel 62, Preisausgleiche, muß man 
auch erwähnen, daß hier ein Mehr von 
256 Millionen Schilling zu verzeichnen ist, 
2,5 Prozent des gesamten Budgets für die 
Land- und Forstwirtschaft. Und wenn man die 
Bundesforste hinzurechnet, so sind es 2,9 Pro­
zent des Gesamtbudgets, die für diese Sparte 
zur Verfügung stehen. (Abg. De u tsch­
man n: Die Bundesforste bekommen keinen 
einzigen Schilling aus dem Budget! Nicht 
einen einzigen Schilling! - Abg. B r a n d -
s t ä t t e r: Das weiß er nicht!) Bitte, 2,5 Pro­
zent für die Landwirtschaft. (Abg. 
D e u t sc h man n: Keinen einzigen Schilling 
bekommen die Bundesforste!) 

Wenn Sie, Herr Abgeordneter Deutsch­
mann, die Landesbudgets vergleichen, finden 
Sie, glaube ich, in den Ländern keine so 
erfreuliche Erscheinung. Ich höre, daß zum 
Beispiel im Bundesland Kärnten für die 
Land- und Forstwirtschaft heuer weniger zur 
Verfügung gestellt wird als im letzten Jahr. 
(Abg. Dr. Z i t tm a y r: Die haben einen roten 
Landeshauptmann, das ist kein Wunder!) Ich 
höre, daß es auch in anderen Bundesländern 
nicht so klappt, wie es die Vertreter auf der 
rechten Seite immer wieder fordern. (Ruf bei 
der SPÖ: Salzburg!) Ich höre hier Salzburg. 
Ich weiß auf jeden Fall, daß in Niederöster­
reich der Anteil des Landesagrarbudgets für 
die Landwirtschaft lediglich 1,5 Prozent 
beträgt und das 380 Millionen Schilling sind. 
Also bitte, man kann nicht immer auf die 
Bundesregierung und auf die Regierungspar­
teien schimpfen, wenn man es im eigenen 
Land nicht besser machen kann. 

Diese Zahlen sagen eigentlich alles: Der 
Herr Bundesminister, der Herr Staatssekre­
tär und die Beamten des Ressorts haben sich 
beim Finanzminister durchgesetzt, und dafür 
gebührt ihnen Dank und Anerkennung. (Bei­
fall bei FPÖ und SPÖ.) Dies ist der Beweis, 
daß sich die Regierung und die beiden Regie­
rungsparteien mehr um die agrarischen 
Belange annehmen, als die Opposition wahr­
haben will. 

Sicherlich könnte man noch viel Geld, Hun-
421 
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derte Millionen, nutzbringend anwenden. 
Aber jeder Schilling kommt aus dem Steuer­
topf des gesamten Volkes, und da wir ja 
gerade nicht in hochkonjunkturellen Zeiten 
leben, ist es sicher schon ein großer Erfolg, 
wenn ein Ressort um so viel mehr bekommt, 
wie ich dies eben aufgezei~ habe. 

Wenn es nach der Opposition ginge, müßte 
ja alles reduziert werden. Denn wie hat Herr 
Bundesparteiobmann Mock seine Rede zu 
Beginn der Budgetdebatte eingeleitet? Daß 
die Verschwendungspolitik weitergeht, daß 
kein Sparwille vorhanden ist. Und wenn man 
dann die Redner zu den einzelnen Budgetka­
piteln hört, wie Herr Abgeordneter Deutsch­
mann es vorhin gerade aufgezeigt hat, so ist 
alles zuwenig, was aus dem Budget für die 
einzelnen Ressorts aufgewendet wird. Das ist 
ein gewaltiger Widerspruch, meine Damen 
und Herren von der Oppositionspartei. Und 
ich kann Ihnen sagen, daß die Bürger drau­
ßen bereits merken, daß die Österreichische 
Volkspartei sehr widersprüchlich argumen­
tiert. (Beifall bei Fro und SPÖ.) 

Gerade das heutige Kapitel ist ja ein Reibe­
baum. In allen agrarischen Zeitungen der 
ÖVP wird über die schlechte Agrarpolitik her­
gezogen, überhaupt weil in den nächsten 
Monaten in etlichen Ländern Kammerwahlen 
stattfinden. Man braucht das, damit die Stim­
mung etwas angeheizt wird. Obwohl mehr als 
90 Millionen Schilling für die Beratung vom 
Ministerium vornehmlich den Kammerkräf­
t~p. zur Verfügung gestellt werden und man 
über die Beratung den Bauern echte Hilfestel­
lung gewähren und positive Empfehlungen 
geben könnte, wird draußen nur verunsichert 
und alles vermiest. (Abg. Dr. Helene Par­
ti k - Pa bl e: Das macht die ÖVP in allen 
Bereichen!) 

Dabei hatte die Opposition schon einmal die 
Möglichkeit, allerdings schon vor nahezu 
15 Jahren, innerhalb einer vierjährigen 
Alleinregierungszeit eine perfekte ... (Abg. 
Dr. Helene Par ti k - Pa bl e: Das ist die 
andere Politik der ÖVP, die Verunsicherungs­
politik!) 

Vor nahezu 15 Jahren hat die Österreichi­
sche Volkspartei ja die Möglichkeit gehabt, in 
einer vierjährigen Alleinregierungszeit eine 
perfekte Agrarpolitik vorzuzeigen. Erinnern 
wir uns noch, wie es damals war: Sondersteu­
ern, Preiskürzungen waren damals das 
Patentrezept. 

Auch das Schlagwort vom Gesundschrump­
fen ist in dieser Zeit geprägt worden (Abg. Dr. 

Z i t tm a y r: Aber nicht von der OVP, von der 
sro!), obwohl es angeblich damals viel besser 
war und alles optimal funktioniert hat. Nichts 
hörte man von jährlichen Milch- und Getrei­
depreisverhandlungen und schon gar nichts 
von jährlichen Nachziehungen. Ein Fremd­
wort war dies damals. 

Wenn die Opposition schon damals im agra­
rischen Bereich versagt hat, so könnte sie 
sagen, sie h~t die Dinge nicht richtig einge­
schätzt, aber sie könnte heute auf einem 
Gebiet, das sie dominierend beherrscht, näm­
lich im agrarischen Genossenschaftswesen, 
beweisen, daß sie guten Willens ist und etwas 
zu einem besseren Einkommen für die Bau­
ern beitragen will. 

Ich hörte immer von elmgen mustergülti­
gen Genossenschaftern, daß in Kärnten auf 
diesem Sektor alles in Ordnung sei und daß 
man dort sehr genau dem Förderungsauftrag 
gerecht werde. So war ich sehr neugierig, und 
ich hatte Gelegenheit, voriges Wochenende in 
Kärnten zu sein. Fünf Stunden hat die Dis­
kussion mit Bauern, Genossenschaftern, 
Funktionären gedauert, und leider Gottes 
mußte ich feststellen, daß das Unbehagen 
über die bäuerlichen Genossenschaften auch 
dort so groß ist wie in den anderen österrei­
chischen Bundesländern. (Abg. Dr. Helene 
Partik-Pa ble: Das können wir uns vor­
stellen!) 

Wenn sich hier die Kollegen Hietl und 
Brandstätter immer wieder zu tatsächlichen 
Berichtigungen zu Wort melden und der Herr 
Generaldirektor Zittmayr und der Herr Dipl.­
Ing. Flicker Lobeshymnen über das Genos­
senschaftswesen singen, dann muß ich ihnen 
sagen, daß die Mitglieder es draußen anders 
sehen und anders spüren. Vielleicht unterlie­
gen sie einer Betriebsblindheit. 

Ich glaube, daß gerade in diesem Bereich 
eine Änderung herbeizuführen wäre. 
111 Jahre alt ist das österreichische Genos­
senschaftsrecht. Ich möchte Sie einladen, hier 
eine Reform vorzunehmen. Vielleicht geht 
das gemeinsam. (Abg. Dr. Z i t tm a y r: Klei­
ner werden, nicht?) Sonst müßte von den bei­
den Regierungsparteien etwas unternommen 
werden (Beifall bei FPÖ und SPÖ), denn das 
Unbehagen wächst enorm. (Zwischenruf des 
Abg. Dr. Zittm ayr.) 

Wenn Sie die Umsätze vergleichen, Herr 
Abgeordneter, vom Konsum und vom grünen 
Genossenschaftsbereich! Der grüne Genos­
senschaftsgigant steigt in immer mehr multi­
nationale, ausländische, ja überseeische 
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Unternehmen ein. Repräsentanzen auf der 
ganzen Welt gibt es schon. Sie brauchen nur 
den "trend", den ich hier habe, anzuschauen, 
wo man überall aus dem Grünbereich auf der 
ganzen Welt Niederlassungen, Verknüpfun­
gen finden kann. (Abg. Gur t n er: Gott sei 
Dank!) Vielleicht hören wir in Hinkunft mehr. 

Gerade bei der Diskussion in Kärnten hat 
ein Vertreter des Revisionsverbandes auch 
zugegeben, daß das stimmt, er hat aber auch 
zugegeben, daß dort Geld gebunden und ver­
anlagt wird; Geld, das eigentlich durch die 
Gründer, durch die Bauern aufgebracht wor­
den ist und das aus der sogenannten Selbst­
hilfegenossenschaft herausgenommen wurde. 
(Ruf: Ein Kurswechsel muß her! - Abg. 
Dr. Helene Par ti k - Pa bl e: Das ist eine 
Partei der Wirtschaftstreibenden!) 

Den Mitgliedern bleibt trotz Verschleierung 
nicht alles verborgen. Sie wollen ja nichts 
anderes als teilhaben, wollen Vorteile, berech­
tigte Vorteile aus diesen Institutionen. Es 
beruhigt mich, wenn in der "Niederösterrei­
chisehen Kammerzeitung" ... (Zwischenruf 
des Abg. Gur t n er.) Herr Abgeordneter 
Gurtner, wer sind die Mitglieder, bitte? (Neu­
erlicher Zwischenruf des Abg. Gur t n er.) 
Sagen Sie mir dann, wo sie sind. 

In dieser Zeitung, die vorige Woche in alle 
Bauernhäuser kam, lese ich, daß die Junge 
ÖVP Niederösterreichs einen Maßnahmenka­
talog zur Genossenschaftspolitkerarbeitet 
hat, denn die Mitglieder wollen Vorteile 
sehen. (Beifall bei FPÖ und SPÖ.) 

Herr Abgeordneter! Dann wird das Unbeha­
gen doch wirklich größer sein, als Sie es als 
Funktionäre hören und berichtet bekommen. 
(Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Aber nicht nur die Mitglieder rebellieren, 
auch die mittelständische Wirtschaft. Man 
müßte den Herrn Dr. Schüssel fragen, was er 
draußen bei Veranstaltungen des Wirtschafts­
bundes immer wieder hört. Wir haben vorige 
Woche hier einen Brief verlesen, daß das 
Raiffeisen-Lagerhaus Stockerau an Großfir­
men schreibt, es ist nicht nur dazu da, am 
Bauernhof zu arbeiten, sondern auch in Indu­
strieunternehmen Zentralheizungen und 
Sanitär anlagen zu installieren. 

Kürzlich hat Herr Dipl.-Ing. Flicker hier am 
Rednerpult die Verhältnisse im Bezirk Holla­
brunn zitiert, wo laut letzter Volkszählung 
sehr viele Menschen abgewandert sind. Es ist 
nur schade, daß der Herr Bürgermeister von 
Hollabrunn nicht da ist, denn er würde wahr-

scheinlich bestätigen können, daß es im 
Bereich Hollabrunn nahezu keinen privaten 
Händler mehr gibt, nahezu keine Kraftfahr­
zeugwerkstätten mehr gibt. Es erhebt sich die 
Frage, ob die Expansion der Genossenschaf­
ten in diesem Bereich nicht mit ein Grund ist, 
daß so viele Menschen von dort abgewandert 
sind. 

Denn eines muß ich Ihnen sagen, meine 
sehr geehrten Damen und Herren: Nicht nur 
der Hintermayer kommt zu dieser Erkennt­
nis, sondern sogar der Herr Bundespräsident 
Kirchschläger hat bereits zweimal sehr ein­
dringlich bei Genossenschaftsveranstaltun­
gen appelliert, man möge· nicht das Augen­
maß verlieren und man solle zum Gründungs­
gedanken zurückkehren. 

Dieser Sektor hat das Augenmaß verloren. 
Er hat das Subsidiaritätsprinzip über Bord 
geworfen. Großgenossenschaften wurden 
gegründet. Da zitiere ich natürlich gleich als 
erste die Oberkärntner Molkerei. Überlegen 
Sie selbst, ob es sehr demokratische Maßnah­
men waren, die man dort beschlossen hat, 
indem man zwei Bauern ausgeschlossen hat, 
weil sie aufbegehrt haben, weil sie ihr Recht 
verlangt haben; Bauern, von denen man heute 
die Schüttgebühr verlangt. Das ist wahrlich 
nicht der Genossenschaftsgedanke, meine 
Damen und Herren. (Beifall bei FPÖ und 
SPÖ.) 

Oder die Gründung der Agrosserta: Wird 
das alle Bauern in der Steiermark und in 
Kärnten beruhigen und befriedigen? 

Oder die Maxi-Märkte in Salzburg und 
Oberösterreich, die dem Genossenschaftsver­
band gehören: Ich höre, daß dort zu 50 Pro­
zent ausländische Käsesorten angeboten wer­
den. Ich habe gehört, daß in Salzburg in 
einem Maxi-Markt in den letzten Monaten 
15000 Flaschen ungarischer Wein angeboten 
wurden. 

30 Generaldirektoren gibt es schon in die­
sem Bereich! Ich glaube, daß durch diese Kon­
zentration, durch diese Machtfülle die Selbst­
kontrolle der Genossenschaften verloren 
gegangen ist und daß hier wirklich eine Ände­
rung einsetzen müßte. (Ruf bei "der FPÖ: 
Jawohl! - Beifall bei FPO und SPO.) 

Die Delegiertensysteme, die nun überall 
mehr Eingang finden und praktiziert werden, 
verschärfen das Bild noch wesentlich. (Abg. 
Dr. Z i t tm a y r: Konsumgenossen­
schaft ... !) 
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Ich möchte keine Genossenschaftsdebatte 
weiterführen. Ich wollte das nur aufzeigen. 
Aber ich möchte dieses Kapitel abschliessen 
mit dem Ausspruch einer Bäuerin, die auch 
ein Mitglied ist ... (Abg. Dr. Z i t tm a y r: Die 
Konsumgenossenschaft ist die einzige Groß­
genossenschaft in Österreich! Vorsitz: Präsi­
dent Benya als Aufsichtsratsvorsitzender! 
Also keine Genossenschaftsangriffe! - Wei­
tere Zwischenrufe.) Ich hoffe, Herr Abgeord­
neter Zittmayr (Ruf bei der sP6: Zittmayr 
wird nervös!), daß man in einigen Monaten 
ausreichend Unterlagen hat und aufzeigen 
kann, wie es mit den Verflechtungen und Ver­
filzungen in diesem Bereich wirklich aus­
sieht. 

Aber zurück zu dem Ausspruch der Bäue­
rin, die da gemeint hat: Die Bauern sind 
schließlich die Pioniere in den Genossen­
schaften, sie möchten die Eigentümer, aber 
auch die Nutznießer dieser Einrichtung blei­
ben oder wieder werden. 

Vielleicht kann es eine einvernehmliche 
Regelung geben auf diesem uragrarischen 
Sektor, denn die Bauern, die Mitglieder möch­
ten mit partizipieren an den großen Gewin­
nen, die dort offensichtlich gemacht werden. 
(Beifall bei FP6 und SPÖ.) 

Vielleicht liegt es im Bereich Ihrer Möglich­
keit, so auch das Einkommen der Landwirt­
schaft zu verbessern. Die Agrarpolitik würde 
dadurch sicherlich sinnvoll ergänzt werden. 
Der Herr Minister, der Herr Staatssekretär, 
aber auch alle Bauern Österreichs wären mit 
solch einer Entwicklung zufrieden, wenn man 
wieder zum Förderungsauftrag zurückfinden 
würde. Schließlich hat gerade zuvor der Herr 
Abgeordnete Deutschmann daran erinnert, 
daß wir das Landwirtschaftsgesetz erfüllen 
müssen. Auch dort gibt es einen Förderungs­
auftrag zu erfüllen. Ich meine: Gemeinsam 
trägt man Lasten leichter! Die freiheitliche 
Fraktion wird den Budgetkapiteln ihre 
Zustimmung erteilen. (Beifall bei FPÖ und 
SPÖ.) 14.32 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Brandstätter. 

14.32 

Abgeordneter Brandstätter (ÖVP): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Es wäre keine Rede des Herrn 
Abgeordneten Hintermayer, wenn er nicht 
über die bäuerlichen Genossenschaften los­
ziehen könnte. (Zwischenruf bei der SPÖ: Es 
ist ja auch genug Grund vorhanden!) Herr 
Abgeordneter HinterIJlayer! Ich möchte Ihnen 

eines sagen: Ich halte es wirklich nicht für 
richtig, ich halte es für völlig falsch, wenn 
man den Herrn Bundespräsidenten hier in 
diese täglichen Debatten einbeziehen möchte. 
Ich halte das für grundsätzlich falsch. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Weil Sie gesagt haben, daß der Herr Bun­
despräsident bei Genossenschaftsveranstal­
tungen gesprochen hat, möchte ich Ihnen 
sehr deutlich antworten - und Sie können 
sich die Reden durchlesen, das steht Ihnen 
frei; wenn Sie wollen, stelle ich sie Ihnen zur 
Verfügung -: Der Herr Bundespräsident hat 
nur Lob für die bäuerlichen Genossenschaf­
ten gefunden und hat anerkannt, wie wichtig 
und wie notwendig es ist, daß die Bauern 
diese Einrichtung besitzen, und hat gesagt, 
daß es notwendig ist, diese Einrichtungen 
zusätzlich auszubauen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es gibt schon eine Genossenschaft, die sich 
nur dem Namen nach noch Genossenschaft 
nennt, und das ist der Konsum Österreich 
(Beifall bei der ÖVP), der sämtliche Betriebe 
in einer Genossenschaft Österreich zusam­
mengefaßt hat, wo es sicher Delegierte gibt, 
aber wo das einzelne Mitglied überhaupt 
nichts mehr zu reden hat. Das sage ich Ihnen 
hier. Bei den Bauern ist das Gott sei Dank 
noch ganz anders! (Beifall bei der ÖVP.) 

Eines muß ich allerdings auch dazusagen: 
Es wird auch den besten genossenschaftli­
chen Einrichtungen nicht gelingen, die ver­
fehlte Agrarpolitik dieser Regierung und die 
daraus resultierenden Nachteile für die Bau­
ern durch ihre Genossenschaftsarbeit aufzu­
wiegen. Das ist unmöglich. Das kann auch 
den Genossenschaften nicht gelingen. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Ich weiß nicht - Sie hätten präzisieren 
müssen, Herr Abgeordneter Hintermayer -, 
was Sie damit meinten, als Sie die Drohung 
ausgesprochen haben: Na, da werden die 
Regierungsparteien etwas unternehmen. Wir 
wären schon neugierig, was Sie damit mei­
nen. Wir wären vor allem neugierig, was die 
Sozialistische Partei dazu meint, denn Sie 
haben in der Mehrzahl gesprochen. Was die 
Freiheitlichen meinen, zählt für uns sehr 
wenig, denn wenn es auf eine Entscheidung 
ankommt, fallen diese sowieso wieder um, 
also mit ihnen kann man sowieso nicht rech­
nen. (Beifall bei der ÖVP. - Abg. Dr. Z i t t­
m a y r: 8. Dezember!) 

Sie, Herr Abgeordneter Hintermayer, 
haben den Dank an die Bäuerinnen ausge­
sprochen, dem kann man sich grundsätzlich 
nur anschließen. Aber eines muß ich Ihnen 
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dazu auch sagen: Von Worten haben die Bäue­
rinnen überhaupt nichts. Sie müßten dort, wo 
Ihre Partei mitglieder in der Regierung die 
Möglichkeit haben, Verschlechterungen für 
die Bauern beziehungsweise Verschlechterun­
gen für die Bäuerinnen zu verhindern, die 
Gelegenheiten ausnützen und dürften nicht 
immer umfallen. Hier könnten Sie wirklich 
etwas leisten! 

Ich möchte Sie nur noch an eines erinnern, 
weil Sie immer wieder darlegen, welche Lei­
stungen Sie erbringen wollen: 1970, in der 
Minderheitsregierung von Dr. Kreisky, wäre 
einmal die Möglichkeit gegeben gewesen für 
die Freiheitlichen, zuzustimmen, daß die Bau­
ern mit gefärbtem Dieselöl auf ihre Felder, 
auf ihre Äcker hätten fahren können. Auch 
damals sind die Freiheitlichen umgefallen 
und haben diese Gelegenheit nicht genutzt. 
(Staatssekretär Mur e r: Bei der ÖVP-A1lein­
regierung wäre es möglich gewesen!) 

Herr Abgordneter Pfeifer! Sie haben auch 
wieder einige Ihrer Stehsätze hier zum besten 
gegeben. Einer der Stehsätze lautet, der Ruf 
nach mehr Subvention sei die einzige Alterna­
tive der ÖVP. 

Ich muß Ihnen sagen: Heute haben Sie den 
besonderen Beweis geliefert, daß Sie wider 
besseres Wissen reden, weil vor Ihnen der 
Abgeordnete Deutschmann die Alternativen 
der ÖVP aufgezeigt hat. Er hat das Ölsaaten­
programm genannt, das wir verlangen, er hat 
das Biospritprojekt genannt, das wir verlan­
gen (Abg. Pie i I er: Kennen Sie den Schrift­
verkehr mit den Amerikanern ?), und er hat 
verlangt, daß die Rinderexporte unterstützt 
werden, wobei Minister Haiden gezeigt hat, 
wie er hier gegen die Bauern arbeitet, und das 
in einer Zeit, wo es dringend notwendig gewe­
sen wäre, die Stützungsbeiträge für den 
Export wenigstens zu halten. Wir haben gar 
nicht von mehr Geld gesprochen, wir wollten 
nur, daß die Beiträge gleichbleiben, und 
gerade da hat Minister Haiden die Beiträge 
der Regierung gesenkt, die für den Export 
dringend notwendig gewesen wären. Das ist 
eine Politik, die wir selbstverständlich ableh­
nen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Den Vorwurf, daß die Länder an allem 
schuld seien, sind wir auch schon gewöhnt 
von Ihnen, wir werden das sicherlich, davon 
bin ich überzeugt, auch vom Herrn Minister 
wieder hören. (Abg. Pie i I e r: Kennen Sie 
sich überhaupt in der Landwirtschaft aus? 
Haben Sie eine Ahnung vom Weinbau?) 

Aber weil Sie von den Weinpreisen gespro-

ehen haben: Ich weiß sehr genau, daß Landes­
hauptmann Ludwig und Landeshauptmann­
stellvertreter Pröll von Niederösterreich das 
Weintanklager in Wolkersdorf geschaffen 
haben, das von den Weinbauern anerkannt 
wird, weil sich das sehr, sehr positiv auf die 
Preise ausgewirkt hat und das zum großen 
Vorteil für die Weinbauern gewesen ist. Wir 
hätten nur erwartet, daß im Burgenland das­
selbe geschieht. Leider hat dort der Landes­
hauptmann diese Dinge nicht gemacht. 

Sie haben von den Sozialversicherungsbei­
trägen gesprochen und gesagt, daß die Bei­
träge selbstverständlich höher werden müs­
sen, wenn die Bauern mehr verlangen. Das 
stimmt auch nicht, Herr Abgeordneter. 
Warum werden die Beiträge höher? (Abg. 
Pie i I er: Haben wir nichts erreicht?) Nicht, 
weil wir mehr verlangen, sondern weil die 
Regierung die Prozentsätze laufend anhebt, 
weil die Regierung und die Mehrheit vor 
allem die Einheitswerte laufend erhöhen. Bei 
sinkendem Bauerneinkommen werden die 
Einheitswerte erhöht. Das ist eine Ungerech­
tigkeit, Herr Abgeordneter, und dagen weh­
ren wir uns! (Beifall bei der ÖVP.) 

Der Einheitswert ist ein Ertragswert. Daher 
müßten bei sinkendem Bauereinkommen die 
Einheitswerte sinken, und die Beiträge müß­
ten niedriger werden. Das und nicht die unun­
terbrochene Erhöhung wäre eine gerechte 
Vorgangsweise. (Abg. Pleiler: Das haben 
wir im Weinbau gemacht! Das wissen Sie!) 

Das ist beim Weinbau zu einem kleinen Teil 
geschehen, es wird beim Forst zu einem Teil 
geschehen - darauf komme ich noch zu spre­
chen -, aber es müßte allgemein geschehen 
- und das ist das, was ich damit sagen 
möchte -, weil allgemein die Einkommen 
zurückgehen. Das ist Ihre Schuld, und darum 
wehren wir uns! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich möchte nun, meine Damen und Herren, 
zu einigen Problemen der Forstwirtschaft 
Stellung nehmen. Da ist es leider so, daß, 
wenn man heute von der Forstwirtschaft 
spricht, einem natürlich gleichzeitig der 
Gedanke des Waldsterbens in den Sinn 
kommt. Es ist ganz sicher so, daß das ein Rie­
senproblem darstellt, wenn man weiß, daß ein 
Fünftel unseres Waldes bereits geschädigt, 
bereits krank ist. 

Der Herr Minister hat gesagt, 8 Prozent 
seien geschädigt. Darüber, Herr Minister, 
möchte ich überhaupt nicht streiten. Die 

, Frage ist nicht, ob jetzt 8 oder 15 oder 20 Pro­
zent des Waldes krank sind. Viel gefährlicher 
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scheint mir die Tatsache zu sein, daß sich in 
den letzten zwei, drei Jahren die geschädigten 
Flächen verdoppelt haben. Es ist eine Verdop­
pelung der geschädigten Fläche in den letzten 
zwei, drei Jahren eingetreten, und das ist die 
große Gefahr. 

Die große Gefahr ist weiters auch, wie uns 
die Fachleute sagen, wenn das so weitergeht 
und wenn nicht wirklich entscheidende Ände­
rungen beschlossen werden, daß in den näch­
sten fünf Jahren 30 Prozent des österreichi­
schen Waldes durch diese Schadstoffe geschä­
digt sein werden. Welcher Schaden das für 
uns allgemein sein wird, wissen wir alle, 
wenn wir die gesundheitlichen Schäden 
bedenken, die ja in Zahlen nicht auszudrük­
ken sind. Aber auch der volkswirtschaftliche 
Schaden würde ein hohes Ausmaß annehmen, 
er würde 6 bis 7 Milliarden Schilling jährlich 
ausmachen. Das heißt, wir würden täglich 
einen Schaden von 16 bis 18 Millionen Schil­
ling erleiden - täglich! - nur allein auf 
Grund der Tatsache, daß der Wald eben so 
stark geschädigt ist. 

Wer das vielleicht als übertrieben oder gar 
als Panikmache bezeichnen möchte, dem muß 
man sagen, er soll sich die Situation in unse­
ren Nachbarländern anschauen. In Nordböh­
men ist es ja heute leider Gottes soweit, daß 
dort Zehntausende Hektar einfach abgestor­
ben sind. In diesen Ländern, speziell auch in 
Nordböhmen, war die Situation vor etwa fünf 
bis zehn Jahren genauso, wie sie heute bei 
uns ist. Das heißt, es ist nicht so weit herge­
holt, wenn wir diese Gefahr sehen, denn wir 
wissen, daß in anderen Ländern, wo man die 
Gefahr zuwenig gesehen oder nicht richtig 
eingeschätzt hat, heute diese Schäden da 
sind. Daher muß unsere Forderung einfach 
sein, es müsse sofort etwas geschehen, damit 
man diese Schäden abwenden kann! (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Die Forstwirtschaft kann von sich aus 
gegen diese Schadstoffeinwirkung natürlich 
überhaupt nichts tun. Sie kann höchstens die 
kranken Bäume entfernen, bevor sie völlig 
abgestorben sind, aber von sich aus kann die 
Forstwirtschaft nur darauf aufmerksam 
machen, was da auf uns zukommt. 

Daher lautet unsere Forderung - Herr 
Minister, Sie kennen das 12-Punkte-Forde­
rungsprogramm der Bundesländer -: Dieses 
Programm muß einfach durchgezogen wer­
den. Sie müssen, Herr Bundesminister, so 
schwierig das auch sicherlich sein mag, die 
Verordnung gegen die forstschädliehe Luft­
verunreinigung einfach auch auf die beste-

henden Anlagen ausdehnen, sonst werden wir 
nicht zu Rande kommen. 

Wenn 1985 erstmals die Waldzustandsin­
ventur flächendeckend durchgeführt werden 
kann, dann ist das sicher in Ordnung. Nur 
bitte, es ist immerhin fast zehn Jahre her, daß 
wir das Forstgesetz beschlossen haben, und 
man sieht, wie lange es gedauert hat, bis man 
gerade in diesem Bereich einmal durchgegrif­
fen hat. 

Ich muß Ihnen hier sagen, wenn in Ihrer 
Aussendung auch verstärkte Öffentlichkeits­
arbeit angekündigt wurde: Ich habe diesbe­
züglich nichts gegen Öffentlichkeitsarbeit, 
nur, auch das ist viel zuwenig. Wir müssen 
hier Taten sehen, Herr Minister, denn nur 
durch Taten kann der österreichische Wald 
gerettet werden! (Beifall bei der ÖVP.) 

Immerhin 45 Prozent der bewirtschafteten 
Fläche in Österreich sind mit Wald bestockt. 
Es sind 12 Millionen Festmeter Holz, die hier 
jährlich geerntet werden, und man weiß, wie 
viele zigtausend Arbeitsplätze von der Schlä­
gerung bis zur Verarbeitung hier gesichert 
sind. Das alles wäre in Frage gestellt, wenn 
wir das nicht mehr hätten, von der Schutzwir­
kung, der Wohlfahrts- und Erholungswirkung 
- wir kennen alle diese Begriffe -, der Not­
wendigkeit des Wasserhaushaltsausgleichs, 
des Klimaausgleichs und all diesen Dingen 
nicht zu sprechen. Daß das alles wegfallen 
würde, ist uns bekannt. Daher lautet immer 
wieder unsere Forderung: Es muß raschest 
etwas geschehen! 

Man kann aber die Probleme der Forstwirt­
schaft nicht allein damit begründen, daß eben 
eine Schädigung des Waldes da ist, sondern es 
ist zum Beispiel auch die Preis-Kosten­
Schere, die sich ununterbrochen zuungunsten 
der Bauern und natürlich auch der Forstwirt­
schaft auswirkt. Die Bauerneinkommen sin­
ken ja laufend. Das ist das, was wir Ihnen 
immer wieder vorwerfen, Herr Minister, näm­
lich, daß Sie angesichts dieser Tatsache, daß 
die Bauern immer weniger Einnahmen 
haben, nicht mehr zum Vorteil der Bauern 
tun. 

1984 - das wissen wir - ist der Beitrag der 
Land- und Forstwirtschaft zum Bruttosozial­
produkt wieder gesunken. Das heißt, daß auch 
1984 die Bauern wieder weniger Einnahmen 
haben werden und daß das natürlich der 
Gesamtwirtschaft abgehen wird. Denn der 
Bauer investiert das Geld, das er einnimmt. 
Und wenn dem Bauern das Geld vorenthalten 
wird, dann fehlt es der gesamten Volkswirt-
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schaft, und das ist zum Nachteil für alle. Das 
ist das, was wir Ihnen ankreiden, Herr Mini­
ster! (Beifall bei der ÖVP.) 

Zur Preis-Kosten-Schere nur ein paar Zah­
len, Herr Minister. In den letzten zehn Jahren 
sind die Forstarbeiterlöhne um 270 Prozent 
gestiegen. Ich vergönne es den Forstarbei­
tern, daß sie einen entsprechenden Lohn 
haben. Der Verbraucherpreisindex ist in die­
ser Zeit um 195 Prozent angestiegen, der 
Holzpreis um 155 Prozent. Ich beweise Ihnen 
damit das Auseinanderklaffen der Preis­
Kosten-Schere. Wir haben wohl immer 
höhere Kosten zu tragen, aber immer weniger 
Einkommen. 

Da das Budget so gelobt wird, möchte ich 
sagen, daß gerade das Förderungsbudget lau­
fend rückläufig ist. Haben wir 1970 noch fast 
1 Prozent der gesamten Budgetausgaben für 
die Förderung zur Verfügung gehabt, so ist es 
1985 gerade noch gut ein halbes Prozent, also 
fast um die Hälfte allein bei der Förderung 
weniger. Wie wichtig die Förderung wäre, wis­
sen wir alle. 

Ich habe es schon angedeutet und möchte 
es hier sehr deutlich sagen: Es ist der Präsi­
dentenkonferenz durch ihre Verhandlungen 
gelungen, zu erreichen, daß die Einheitswerte 
für geschädigte Waldflächen gesenkt werden. 
Ich habe hier nur eine Forderung an Sie, Herr 
Minister: Es ist für die Kleinstwaldflächen, 
für die Kleinstwaldbesitzer die Regelung noch 
offen. Hier, so glaube ich, muß eine unbüro­
kratische Regelung gefunden werden, damit 
nicht gerade die Ärmsten womöglich durch 
die Bürokratie daran gehindert werden, daß 
auch sie ihre entsprechende Entschädigung 
bekommen. 

Es muß einfach immer wieder und ver­
stärkt unsere Forderung erhoben werden, daß 
Energiegewinnung aus Biomasse ganz beson­
ders gefördert und unterstützt gehört und daß 
hier die Forschung noch viel weiter vorange­
trieben gehört. (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Minister! Wir werden in 10 bis 20 J ah­
ren in Österreich weder Erdgas noch Erdöl 
oder Kohle besitzen. Das heißt, daß wir bei 
diesen Energiequellen eine totale Auslandsab­
hängigkeit haben werden. Daher ist es unbe­
dingt notwendig, daß Energiegewinnung aus 
Biomasse in einem ganz· großen Maßstab 
betrieben wird. 

Zu den Bundesforsten, Herr Bundesmini­
ster: Sie haben in einer Anfragebeantwortung 
festgestellt, daß eine eindeutig wirtschaftliche 

Aufgabenstellung besteht, wobei auch auf die 
im Gesetz angeführten weiteren Zielsetzun­
gen Bedacht zu nehmen ist. 

Herr Bundesminister! Es hat sich seit 1977, 
seit das Gesetz beschlossen wurde, sehr vieles 
geändert. Gerade auf dem Arbeitsplatzsektor 
hat sich sehr, sehr vieles geändert. Daher 
müßten auch bei den Bundesforsten zusätzli­
che Mittel zur Verfügung gestellt werden. Ich 
anerkenne aber, daß die Bundesforste gut 
geführt werden und daß jene Leute, die in der 
Führung der Bundesforste tätig sind, die 
geringsten Möglichkeiten haben. Aber Sie 
hätten die Möglichkeit, Herr Minister, zusätz­
liche Mittel zur Verfügung zu stellen bezie­
hungsweise den Bundesforsten zu sagen, es 
müßten, was den Arbeitsplatzsektor anbe­
langt, eben andere Maßstäbe gesetzt werden. 

Wenn man Arbeitskräfte in der Forstpflege, 
in der Waldbewirtschaftung einsetzt, dann 
kann man für die Zukunft Arbeit schaffen, 
dann hat man die Möglichkeit, für die 
Zukunft etwas zu tun. Wir wissen alle mitein­
ander, wie viele Milliarden in Betriebe inve­
stiert werden, wobei es leider Gottes oft vor­
kommt, daß man hier Löcher stopfen möchte, 
die ohnehin nicht zu stopfen sind. In der 
Forstwirtschaft hätten wir die Möglichkeit, 
daß wir Bestes leisten. 

Es gibt viele Dinge im Leben, die man 
wenig beachtet, weil sie einem selbstverständ­
lich sind, und die man erst schätzt, wenn man 
sie nicht mehr hat. Es gibt Gebiete, wo man 
vor mehreren hundert Jahren den Wald ver­
nichtet hat und wo es bis lieute nicht gelun­
gen ist, dort wieder Wald anzupflanzen. 

Es ist daher höchste Zeit, daß Sie, Herr 
Minister, in der österreichischen Bundesre­
gierung jene Maßnahmen durchsetzen, die 
von Österreich ergriffen werden können, ja 
ergriffen werden müssen, um jene Katastro­
phen zu verhindern, die wir uns in den Nach­
barländern schon anschauen können. (Beifall 
bei der ÖVP.) 14.53 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Bundesminister Haiden. 

14.53 

Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft Dipl.-Ing. Haiden: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Der Herr Präsident und Abgeord­
nete Deutschmann hat damit begonnen, daß 
er meinte, die Bauern würden stiefmütterlich 
behandelt - das bei diesem Budget, bei die­
ser Ausweitung der Förderung: 11 Prozent 
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mehr für den gesamten Förderungsbereich! 
Ich . glaube, was immer für die Bauern 
geschieht, es wird immer zuwenig sein, es sei 
denn, gesetzt den sehr, sehr theoretischen 
Fall, daß einmal ein Bauernbündler hier sit­
zen könnte, dann paßt natürlich alles, dann ist 
alles in Ordnung, dann ist das Budget in Ord­
nung. (Beifall bei SPÖ und FPÖ. - Zwischen­
rufe des Abg. D e u t sc h man n und des Abg. 
Gurtner.) 

Meine Damen und Herren! Herr Abgeord­
neter Deutschmann! Sie haben den Bauern in 
Ihrer Rede wirklich etwas zugemutet, was 
mich überrascht hat. Sie meinen nämlich, wir 
sollten bei diesem Budget die Grundsätze der 
Steuer- und Förderungsreform der ÖVP 
anwenden. Das ist ja wirklich eine Zumutung. 
Denn der von mir wirklich sehr geschätzte 
Herr Präsident Graff, pardon, Präsident 
Robert Graf (Abg. G r a f: Jetzt ist es besser!) 
- ich wollte Ihnen nicht nahetreten, Herr 
Präsident Graf -, hat wirklich sehr überzeu­
gend - für Konservative überzeugend -
nachgewiesen, daß es der ÖVP darum gehe, 
die direkte Förderung zu kürzen und die indi­
rekte zu erhöhen, das heißt durch Steuerer­
leichterungen das auszugleichen, was man bei 
der Förderung logischerweise wegnimmt. 

Jetzt frage ich: Wo stünden denn die Bau­
ern, wenn wir die Förderungsansätze linear 
oder auch nicht linear, nämlich massiv 
zusammenkürzen und dann versuchen, ihnen, 
den pauschalierten Bauern, bei der Steuer zu 
helfen? Also das wäre ja das Rezept der ÖVP 
und kein anderes. (Abg. G r a f: Völlig falsch!) 

Herr Präsident Deutschmann! Da sind wir 
uns ja einig, da wünschen wir uns beide - ich 
darf es laut sagen (Abg. G r a f: Er auch!), Sie 
insgeheim -, daß diese Art von Politik für die 
Bauern möglichst nie eintreten möge. (Beifall 
bei SPÖ und FPÖ. - Abg. G r a f: Eine klassi­
sche Fehlinterpretation!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wir haben um 770 Millionen Schilling mehr 
im Agrarbudget, im Budget für die Land- und 
Forstwirtschaft, in den Kapiteln 60 und 62. Ich 
bin gerne bereit, mit Ihnen, Herr Präsident, 
einig zu sein, daß wir das Kapitel 77, die Bun­
desforste, hier nicht miteinbeziehen sollten. 
Das ist ein Unternehmen, da gelten natürlich 
andere Grundsätze, obwohl es auch dort 
natürlich Leistungen gibt, die nicht unwesent­
lich für die Forstwirtschaft insgesamt sind. 

Meine Damen und Herren! Im Grünen 
Plan, im Bergbauern-Sonderprogramm gibt 
es 190 Millionen Schilling mehr - eine Stei-

gerung um 18 Prozent! Und das wird von den 
Oppositionsabgeordneten negligiert? Das 
kann doch nicht wahr sein! Eine Erhöhung 
um 18 Prozent und immerhin um 70 Millionen 
Schilling mehr für die Rückzahlung an die 
Bauern der Zone 3 im Zusammenhang mit 
dem Milchmarkt, 80 Millionen Schilling mehr 
für die Mutterkuhhaltung - das sind doch 
keine Kleinigkeiten, die man so einfach weg­
schieben kann. Und 500 Millionen Schilling 
mehr Kreditvolumen für die Agrarinvesti­
tionskredite! Die Bauern wissen das zu schät­
zen; ich sage Ihnen das. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) Die Bauern werden ja während des 
ganzen Jahres mit den Leistungen des Res­
sorts konfrontiert. Die spüren es ja dann sel­
ber, wenn die Förderungsmaßnahmen umge­
setzt werden. Und sie honorieren das auch. 
Sie wissen das zu genau und zu gut. 

Für den Schutzwasserbau, für die Lawinen­
verbauung um 113 Millionen Schilling mehr, 
eine Steigerung um 8 Prozent. 

Ich möchte doch noch eine Bemerkung 
machen, weil man so gerne all das, was sonst 
noch für die Land- und Forstwirtschaft wirk­
sam ist, als unwesentlich hinstellt. 

Meine Damen und Herren! Die höheren 
landwirtschaftlichen Schulen sind für die 
Land- und Forstwirtschaft da. Unsere Bun­
desversuchsanstalten sind für die Land- und 
Forstwirtschaft da. Und die Arbeit der Beam­
ten im Ressort, der Förderungsbeamten im 
besonderen, ist für die Bauern draußen da, sie 
ist ebenso wichtig wie die Arbeit der Beamten 
in den Förderungsstellen, etwa in den Kam­
mern. Das sollte man auch nicht als unwichtig 
bezeichnen, wie es immer wieder geschieht. 

Ich freue mich daher, daß ich allein für· das 
Bergbauern-Sonderprogramm 1,23 Milliarden 
Schilling zur Verfügung habe, ungleich mehr, 
als seinerzeit der ganze Grüne Plan ausge­
macht hat. Da kann man natürlich die Geld­
wertverdünnung berücksichtigen. (Beifall bei 
SPÖ und FPÖ.) Die Bergbauern-Sonderpro­
gramme sind wirklich ein wirksames Instru­
ment zur Erhaltung existenzgefährdeter 
Bergbauernbetriebe geworden. 

Damit ist das auch eine Politik zur Erhal­
tung der Erholungslandschaft, zur Erhaltung 
der Berglandschaft, die nur durch die Berg­
landwirtschaft bewahrt werden kann. Das 
scheint mir schon auch ein wesentlicher Teil 
der Umweltschutzpolitik der Regierung im 
weitesten Sinne zu sein. (Präsident Mag. 
Mi n k 0 w i t sc h übernimmt den Vorsitz.) 

Ich möchte Ihnen heute mitteilen: Wir wer-
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den das ganz konsequent fortsetzen. Die 
Bergbauernzuschüsse werden wir weiter 
erhöhen. Sie werden für die Erschwernis­
zone 3 in der niedrigsten Einheitswertstufe 
statt 11 500 S 12 500 S betragen, um 1 000 S 
mehr, und in der Einheitswertstufe 2 statt 
9 000 S 9 500 S. Und so wird es nach Erschwer­
niszonen und Einheitswertstufen weiter abge­
stuft sein. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die 4. Zone wird kommen. Wir werden 
zurechtkommen. Die Vorarbeiten sind prak­
tisch abgeschlossen, und wir werden im kom­
menden Jahr die Bergbauernzuschüsse für 
die Zone 4 auszahlen können. (Beifall bei SPÖ 
und FPÖ.) 

Herr Abgeordneter Deutschmann hat so am 
Rande gemeint, man könnte mit Maßnahmen 
nicht warten, bis einmal die Waldzustandsin­
ventur vorliege, und ich hätte erklärt, das 
wäre durchaus möglich - angeblich soll ich 
das sogar im Finanz- und Budgetausschuß 
gesagt haben. - Das habe ich ganz sicher 
nicht gesagt, das ist mit Nachdruck durch die 
Unzahl wirksamer Maßnahmen, die schon 
gesetzt worden sind, widerlegt. 

Ich möchte die Geduld des Parlaments 
wirklich nicht überbeanspruchen, aber weil es 
immer wieder so dargestellt wird, als ob wir 
bisher säumig geworden wären, möchte ich 
Ihnen sagen: 

Es gibt keinen europäischen Staat, der im 
gleichen Ausmaß wirksame Maßnahmen 
gegen das Waldsterben gesetzt hat wie Öster­
reich. Ich werde das nachweisen. (Beifall bei 
SPÖ und FPÖ.) 

Wir finden in keinem europäischen Staat 
forstrechtliche Bestimmungen, wie wir sie im 
Jahre 1976 eingeführt haben, nach denen über 
forstbehördliche Maßnahmen die Gewerbebe­
hörde veraniaßt werden kann, bei den emittie­
renden Betrieben technische Maßnahmen zu 
setzen, um die Emission und damit die forst­
schädliche Immission zu verringern. Das ist 
eine österreichische Regelung, die einmalig 
und von ungewöhnlicher Bedeutung ist. 

Ich möchte gar nicht alles aufzählen, aber 
einiges scheint mir besonders wichtig zu sein: 

Am 31. März 1981 ist das Dampfkesselemis­
sionsgesetz wirksam geworden. Es regelt 
bekanntlich die Begrenzung der Emission aus 
ortsfesten Dampfkesselanlagen. 

Meine Damen und Herren! Sie können fol-

gendes in den Protokollen des Parlaments 
nachlesen: Damals hat Herr Abgeordneter 
König dieses Gesetz noch als ein Gesetz dar­
gestellt, das die Arbeitsplätze sozusagen ver­
nichte. (Abg. G r a f: Na na!) Bitte das nachzu­
lesen! Ein ,,Arbeitsplatzvernichtungsgesetz" 
hat er dieses Gesetz geheißen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Dann haben Abgeordnete der ÖVP wie etwa 
der Umweltsprecher gefragt: Ja wo bleibt die 
zweite Verordnung, die weitergehend sein 
müßte? - Natürlich muß sie weitergehend 
sein. Damals hätte man dafürstimmen müs­
sen, damals wäre ein Bekenntnis zu diesem 
Gesetz wünschenswert gewesen. 

1. Jänner 1982: Fernwärmeförderungsge­
setz, um den Hausbrand zu reduzieren. 

1. April 1982: Novelle zur Kraftfahrzeug­
durchführungsverordnung 1967; Senkung des 
Bleigehaltes im Normalbenzin. 

19. Mai 1982: Verordnung über den höchst­
zulässigen Schwefelgehalt; Senkung des 
Schwefelgehalts im Heizöl. 

Herbst 1982: Grenzwerte für die Emission 
von Kohlenmonoxyd, Kohlenwasserstoff und 
Stickoxiden im Fahrbetrieb werden nach den 
ECE-Regelungen herabgesetzt. 

24. September 1982: Erste Durchführungs­
verordnung zum Dampfkesselemissionsge­
setz. 

Winter 1982/1983: bundesweite Schneeun­
tersuchung zur Feststellung der Schadstoffe. 

1. Jänner 1983: Inkrafttreten der ersten Ver­
ordnung gegen forstschädliche Luftverunrei­
nigungen. 

März 1983: Inkrafttreten des Übereinkom­
mens über weiträumige grenzüberschreitende 
Luftverunreinigungen. 

1. Juli 1983: Senkung des Bleigehalts von 
0,4 g/l auf 0,15 g/l bei Superbenzin. 

September 1983: Errichtung der For­
schungsinitiative gegen das Waldsterben. 

Herbst 1983: Einrichtung des forstlichen 
Bioindikatorennetzes. 

Ich will Sie ja wirklich nicht langweilen, 
aber man muß sich diese rasche Abfolge ganz 
entscheidender Maßnahmen vor Augen füh­
ren: 

422 
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1. Oktober 1983: Novelle zur Kraftfahrge­
setz-Durchführungsverordnung; Senkung des 
Benzolgehaltes. 

November 1983: Zehn-Punkte-Programm 
der Bundesregierung. 

1. Jänner 1984: Umweltfondsgesetz. 

7. Februar 1984: Beschluß des Zehn-Punkte­
Programms der Bundesregierung. 

Ich möchte nicht darauf hinweisen, was ich 
alles auf internationalem Boden getan habe, 
um diese Fragen zu relevieren. Das nächste 
Jahr wird nicht nur in Österreich das "Jahr 
des Waldes" sein, sondern weltweit nach 
Beschlüssen der FAO. Ich habe das in Reykja­
vik bei der Regionalkonferenz angeregt, es ist 
in Rom beschlossen worden, und im nächsten 
Jahr wird sich die Weltforstkonferenz mit die­
sen Fragen eingehend beschäftigen. 

Das ist auch unglaublich wichtig. Ich weiß 
schon, daß internationale Beschlüsse mei­
stens deklaratorischen Charakter haben. 
Aber die Einstellung zu diesen Fragen ändert 
sich auch anderswo, und damit werden wir 
auch weltweit zu Maßnahmen kommen, die 
uns helfen, dieses ernste Problem zu bewälti­
gen. 

Im Februar 1984: Inkrafttreten der Verord­
nung über eine weitere Begrenzung des 
Schwefelgehaltes im Heizöl. 

März 1984: Deklaration von der Minister­
konferenz in Ottawa, wo sich immerhin schon 
neun westeuropäische Staaten zusammenge­
funden haben. 

Ab 1. April 1984 Aufnahme der Tätigkeit 
des Umweltfonds. 

10. April: Beschluß des Ministerrates, 1985 
zum "Jahr des Waldes" zu erklären. 

Mai 1984: Beschluß des Ministerrates über 
die Errichtung der Waldzustandsinventur. 

1. Juni 1984: die zweite Durchführungsver­
ordnung zum Dampfkesselemissionsgesetz; 
im Juni folgten noch die Umweltschutzkonfe­
renz in München und der Beschluß des Mini­
sterrates zur 8. Kraftfahrzeuggesetz-Novelle 
mit der obligatorischen Vergasereinstellung 
und Zündkontrolle. 

Mit 1. Juli kam die zweite Verordnung -
Herr Abgeordneter Brandstätter, ich schicke 
sie Ihnen gerne - zum Forstgesetz. Ich weiß 

nicht, wie Sie auf die Idee kommen können, 
diese Verordnung gelte nicht für alte Anlagen. 
Das war ja die entscheidende Änderung, daß 
diese Verordnung nun für alte Anlagen gilt, in 
einem Stufenplan bis zu einer Größenord­
nung von 2 Megawatt. Das ist eine Norm, die 
beispielhaft ist. Wir kennen sie anderswo 
nicht. Das kann man doch nicht beiseiteschie­
ben und als unwesentlich ansehen. 

Es ist dann der Schwefelgehalt im Heizöl 
weiter reduziert worden, und wir haben diese 
Fragen inzwischen auf die Ebene des Verfas­
sungsranges gestellt. Das scheint mir auch 
eine wichtige Frage zu sein. 

Was fehlt, Herr Kollege Brandstätter, das 
darf ich schon hinzufügen: Wo sind die 
Umweltfonds der Länder, oder wo ist die 
Beteiligung der Länder am Umweltfonds? -
Ich würde mich freuen, wenn wir diese wei­
tergehende Verschärfung der Luftreinhalte­
gesetze hätten. Ich würde mich freuen, wenn 
die Länder ein flächendeckendes, rigoroses 
Netz erstellen wollten, damit die Belastung 
der Luft tatsächlich exakt kontrolliert werden 
kann. 

Es wird letzten Endes darauf ankommen, 
daß die gewerberechtlichen Bestimmungen 
und die forstrechtlichen Bestimmungen jetzt 
rigoros vollzogen werden. Ich stimme also mit 
Ihnen überein: Wenden wir uns gemeinsam 
an die Agrarlandesräte mit dem Aufruf, nun 
zügig zu vollziehen. Es gibt keine Ausrede 
mehr. Da tun wir für den Wald mehr! (Beifall 
bei SPÖ und FPÖ.) 

Ich möchte am Schluß noch eine Bemer­
kung machen, und zwar nur so am Rande. 
Meine Damen und Herren! Damit Sie auch 
das aus der Sicht des Landwirtschaftsmini­
sters hören: Regenerierbare, kostengünstige, 
umweltfreundliche, waldschonende Energie 
ist eben Energie aus der Wasserkraft, und 
daher scheint mir dieser Bereich des Energie­
berichtes besonders wichtig zu sein. Das ist 
auch eine Frage, die mit dem Problem Hain­
burg zusammenhängt. Wir dürfen nicht dieses 
Stück Wald, so wertvoll es auch sein mag, nur 
mit der Lupe sehen und dabei den gesamten 
österreichischen Wald übersehen. Das wäre 
ein großer Fehler! (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Herr Abgeordneter Deutschmann! Wenn 
Sie die Agrarpolitik auf die Ölpflanzen und 
auf den Biosprit reduzieren wollen - diesen 
Eindruck habe ich manchmal -, dann liegen 
Sie sicherlich schief mit Ihren agrarpoliti­
schen Absichten. 
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Was heißt, wir sind unterversorgt, was die 
pflanzlichen Fette und Öle betrifft? - Das 
weiß ich. Glauben Sie, ich weiß das nicht? 
(Zwischenruf des Abg. Gur t n er.) Der letzte 
Landwirtschaftsminister der ÖVP-Regierung 
hat dieses Problem regeln wollen, und zwar 
aus den gleichen Überlegungen, und hat sich 
nicht durchsetzen können. Er hat sich begreif­
licherweise nicht durchsetzen können, weil 
wir außerstande sind, zu entliberalisieren. Ich 
müßte die Bundeswirtschaftskammer und die 
Präsidentenkonferenz fragen, welche Waren­
gruppen wir denn zur Liberalisierung anbie­
ten sollen, um das Problem zu bewältigen. In 
dieser Situation stehen wir nach wie vor. 
(Abg. Dr. Z i t tm a y r: Wir können es mit der 
Weizenanbauverzichtsprämie lösen, aber Sie 
wollen es nicht!) 

Zum Biosprit: Ich bin der Auffassung, daß 
die Wirtschaftspartner jetzt sehr rasch ihre 
Prüfung vornehmen müßten, daß sie Kalkula­
tionen vorlegen sollten, daß sie uns ihre Vor­
stellungen sagen sollten, auf welcher Grund­
lage produziert werden kann. Die einen 
sagen: In Bruck an der Leitha bauen wir die 
Zuckerfabrik um. Die anderen sagen: In 
Aschach in Oberösterreich wollen wir das 
Werk hinstellen. (Abg. Gur t ne r: Der Stand­
ort ist klar, Herr Minister!) Die dritten sagen: 
Das kann nur auf Kartoffelbasis im Waldvier­
tel entstehen. Und die Brennereien schließ­
lich sagen, sie seien selber in der Lage, Bio­
sprit zu liefern. Das müssen ja die Wirt­
schaftspartner sagen, das kann doch die 
Regierung nicht festsetzen. (Abg. Dr. Z i t t­
m a y r: Sie müssen als Landwirtschaftsmini­
ster das fördern!) 

Meine Damen und Herren! Herr Kollege 
Zittmayr, Sie wissen ganz genau, daß wir 
ohne Außenschutz dieses Problem nicht 
bewältigen können, solange die Preisdifferenz 
so ausschaut, daß maximal 5 S der Weltmarkt­
preis ist, wahrscheinlich jedoch nur 4,50 S, 
während die günstigste Kalkulation immer 
noch 10 S beträgt. Also wie soll denn das funk­
tionieren? (Abg. Dr. Z i t tm a y r: Sie wollen 
ja gar nicht!) Nennen Sie mir ein einziges 
europäisches Land,ldas bisher dieses Problem 
gelöst hätte! Ein einziges! (Beifall bei SPÖ 
und FPÖ. - Abg. Dr. Zittm ayr: Sie 
bekämpfen das Projekt ... / - Ruf bei der 
SPÖ: Aber ist nicht wahr!) Auf solche Bemer­
kungen gehe ich gar nicht ein! 

Hören Sie sich an, was Ihr Parteifreund -
ich nehme an, daß Sie ihn als Freund betrach­
ten -, der CSU-Politiker Kiechle, zu dieser 
Frage sagt. Er ist ein Minister von ungewöhn­
lich hoher Reputation. Er hat mit großem Mut 

bei einer Pressekonferenz in Österreich 
erklärt, er sehe derzeit keine Lösung dieses 
Problems. Ich hoffe, daß die Wirtschaftspart­
ner zu Rande kommen. Aber diese werden 
uns im Sinne der Entschließung des Parla­
ments sagen müssen, wie die Kalkulationen 
aussehen sollen. Und darauf warten wir der­
zeit. (Beifall bei SPÖ und FPÖ. - Abg. Dr. 
Z i t tm a y r: Das ist ein Krampf!) 

Herr Abgeordneter Deutschmann! Zur 
Frage des Kollandas an der Grenze: Sie wis­
sen, daß ich rigoros auf diese Schwierigkeiten 
reagiert habe. (Abg. Gur t ne r: Ein Trauer­
spiel ist das!) Das wissen Sie ganz genau! 
Aber, Herr Kollege Deutschmann, Sie wissen 
auch, daß die Schwierigkeiten nicht zufällig 
entstanden sind. Mehr möchte ich jetzt im 
Parlament dazu gar nicht sagen. Ich möchte 
Sie nur daran erinnern. 

Meine Damen und Herren! Schauen wir uns 
doch die Bilanz 1984 an! Wir haben im Zeit­
raum Jänner bis Oktober gegenüber Jänner 
bis Oktober des Vorjahres um 4,5 Prozent 
mehr Zuchtrinder, um 9,6 Prozent mehr Nutz­
rinder und um 41,6 Prozent mehr Schlachtrin­
der und Rindfleisch exportiert. Während wir 
1983 von Jänner bis Oktober insgesamt 
164000 Stück Rinder exportiert hatten, betrug 
der Export heuer 212 000 Stück. So viel haben 
wir früher in einem ganzen Jahr nicht 
erreicht! Das sind in diesem Zeitraum um 
48000 Stück mehr als im Vorjahr, und das 
Jahr ist noch nicht zu Ende. Dieser Exporter­
folg kann sich schon sehen lassen! 

Da stecken natürlich die Mittel des Kapi­
tels 62 drinnen. Wir haben immerhin 5,4 Mil­
liarden Schilling im Kapitel 62. Das sind um 
256 Millionen Schilling mehr. Für die tieri­
sche Produktion in diesem Bereich haben wir 
immerhin rund 917 Millionen Schilling im 
Budget. Das ist ganz sicher keine Kleinigkeit! 

Meine Damen und Herren! Es ist ja viel 
zuwenig bekannt: Wir haben noch nie zuvor 
einen so hohen Anteil unserer Importe durch 
Exporte wertmäßig gedeckt! Es sind dies 
heuer in den ersten zehn Monaten immerhin 
53 Prozent. Im Vergleich dazu: 1970 waren es 
37 Prozent und 1960 23 Prozent. 

Zum Weinmarkt nur einige Bemerkungen: 
Wir sind heuer im wahrsten Sinne des Wortes 
mit einem blauen Auge davongekommen. Die 
schlechte Lese hat dazu geführt, daß letzten 
Endes die Einnahmen für die Bauern besser 
sein werden; besser als bei einer guten Lese. 
Das ist eine Tatsache. Ich stimme aber mit 
allen Abgeordneten überein, die darauf hinge-
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wiesen haben, daß wir jetzt den Kopf nicht in 
den Sand stecken dürfen, daß wir Struktur­
probleme haben und daß es bei dem bleiben 
muß, was vereinbart ist, nämlich daß der 
Bund und die Weinbau treibenden Bundeslän­
der gemeinsam diese Probleme lösen müssen. 
Die Weingesetznovelle muß und wird kom­
men. 

Einige Ratschläge, die nicht befolgt worden 
sind, haben sich ja nunmehr auch als richtig 
erwiesen. Ich erinnere an die Debatte mit 
meinen burgenländischen Agrarkollegen -
übrigens Kollegen aller Parteien - im 
Zusammenhang mit den Flaschenweinexpor­
ten von Prädikatsweinen. Ich habe gepredigt: 
Lassen wir doch die Verordnung, wie sie ist! 
Wir müssen zum Flaschenweinexport überge­
hen! - Nein, es war dies der einhellige 
Wunsch. Jetzt haben wir die hochwertigen 
Prädikatsweine im Tankzug verschleudert, 
und heuer, wo der Preis stimmen würde, 
haben wir keine. So ist die Situation für die 
Weinhauer, die Prädikatsweine erzeugen! 

Wir werden gemeinsam mit dieser Frage 
fertig werden müssen. Dazu muß es Bestim­
mungen seitens der Länder zur Produktions­
kontrolle und ein strenges Weingesetz seitens 
des Bundes geben. 

Herrn Abgeordneten Pfeifer kann ich nur 
sagen: Dazu wird sicherlich auch eine Bestim­
mung gehören, wonach die Verordnungser­
mächtigung des Ministers auf Regionen 
Rücksicht nehmen kann und nicht eine gene­
relle Regelung vorgesehen ist wie bisher. 

Herr Kollege Brandstätter. Eine Einkom­
mensdebatte werden wir ja jetzt nicht führen. 
Aber etwas darf ich schon sagen: Gott sei 
Dank haben die Bauern in Österreich zum 
Unterschied von den Bauern in den EG im 
mehrjährigen Durchschnitt immer noch reale 
Einkommensgewinne gehabt! (Beifall bei sm 
und Fm.) 

Wenn Sie die Frage der Stützungen bei den 
Libyenexporten moniert haben diese 
haben Sie offenbar gemeint -, dann muß ich 
sagen, ich habe halt kein Verständnis dafür, 
wenn die Dollargewinne der Handel einsteckt 
und die Bauern nichts davon spüren, das darf 
ich auch sagen. (Beifall bei SPÖ und FPÖ. -
Abg. Dr. Z i t tm a y r: Das ist eine ganz bil­
lige Argumentation! Das stimmt doch gar 
nicht!) Daß Sie sich jetzt rühren, ist klar, sie 
sind ja auch im Viehgeschäft, im Fleischge­
schäft tätig. Deshalb rühren Sie sich. Die 
Betroffenen wehren sich natürlich und wollen 

es anders darstellen. (Abg. B r a n d s t ä t -
te r: Die Bauern sind die Betroffenen!) 

Herr Kollege Brandstätter! Sie haben dar­
auf hingewiesen, das heurige Jahr wäre für 
die Bauern schlecht. Gott sei Dank haben wir 
nach allem, was wir heute wissen, heuer reale 
Einkommenszuwächse für die Bauern, und 
zwar quer durch, das ist erfreulich. (Beifall 
bei SPÖ und FPÖ. - Abg. Brandstätter: 
Das stimmt ja wieder nicht!) Meine Damen 
und Herren! Ich möchte mich in die Genos­
senschaftsdebatte nicht einschalten, das gebe 
ich gerne zu. Die Bauern haben selber die 
Aufgabe, dafür zu sorgen, daß ihre Genossen­
schaften so sind und so funktionieren, wie sie 
es brauchen. Das ist eine Aufgabe der Bauern 
selber (Abg. D eu t sc h man n: Richtig!), da 
sind wir einer Meinung. 

Der Herr Abgeordnete Fachleutner wird 
dann sprechen. Ich würde mich freuen - aus­
nahmsweise darf ich auch einmal einen 
Wunsch äußern -, wenn er sich eindeutig 
ausdrücken würde. 

Wenn wir nämlich im Interesse der Bauern 
in beträchtlichem Maße Mittel der Steuerzah­
ler aufwenden, um unser Marktordnungssy­
stem, das wir brauchen, aufrechterhalten zu 
können, dann darf es keinen Mißbrauch 
geben. Ich will die Geschichte nicht generali­
sieren, ich hoffe sehr, daß das eine seltene 
Ausnahme ist. Wenn es schwarze Schafe gibt, 
soll man nicht sagen, das sei überall so. 

Aber wenn man, nur um Gewinne zu haben 
aus dem System der Einlagerung, Zinsen und 
so weiter, was da alles dranhängt, das 
Getreide auf dem Feld stehen läßt, schon fest 
kassiert und erst nachher die Ernte einbringt, 
dann ist das unerträglich. (Beifall bei sm 
und FPÖ. - Zwischenruf des Abg. B r a n d -
s tä tter.) 

Und solange solches vorkommt, dürfen Sie 
sich nicht wundern, wenn wir immer mißtrau­
ischer werden und sagen, es muß wirklich 
alles geprüft werden. 

• 
Ich sage Ihnen noch etwas, das paßt auch 

zum Thema Genossenschaften. Wir haben 
uns nach mühseligen Verhandlungen erfreuli­
cherweise geeinigt hinsichtlich der Agrar­
marktregelung 1984, die jetzt vier Jahre gel­
ten wird. Bei den Verhandlungen habe ich 
schon darauf hingewiesen, daß es nicht geht, 
beim Export von Milchprodukten Verbands­
spannen zu bezahlen, die nicht belegt sind. 
Sie, Herr Abgeordneter Zittmayr, waren einer 
derjenigen, der sicher auch als Interessierter 
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an dieser Frage, als Unternehmensvertreter 
auf parlamentarischem Boden immer wieder 
moniert hat, wir brauchen die Verbands­
spanne. 

Meine Damen und Herren! Damit Sie das 
nicht falsch verstehen, das ist nicht nur das 
Geld des Steuerzahlers, das ist auch das Geld 
der Bauern, um das es hier geht, weil ja die 
Bauern ihren Anteil an der Exportfinanzie­
rung über die Absatzförderungsbeiträge auf­
bringen. 

Sehen Sie, dann einigen wir uns darauf 
weil zu Recht oder zu Unrecht - ich weiß e~ 
nicht - die Auffassung vertreten wird, dem 
Ministerium zeigen wir die Bilanzen nicht, 
daß Wirtschaftsprüfer den Einblick bekom­
men, den sie brauchen, um die Rechtmäßig­
keit dieser Spannen zu prüfen. Dann wird von 
den Wirtschaftsprüfern ein Prüfungsplan ent­
wickelt. Diese sagen, was sie alles wissen 
müssen. Die müssen natürlich nicht nur wis­
sen, wie die Kosten im Molkereibereich sind 
im Bereich der Milchprodukte, die 'müsse~ 
natürlich von einem großen Verband auch 
wissen, wie schaut es beim Fleisch aus, wie 
schaut es beim Obst aus und so weiter und so 
fort. Denn, meine Damen und Herren wenn 
einer dieser Verbände von seinen ge~amten 
Kosten, von den Personalkosten, den Gebäu­
dekosten, den gesamten Anlagen, von allem 
Drum und Dran 70 Prozent auf die Milch legt 
und nur 30 Prozent auf alle anderen Gruppen, 
dann wollen wir das nicht bestreiten, aber wir 
wollen das prüfen können, ob es stimmt. 
Denn da wäre es ja leicht, die Fixkosten dort­
hin zu lenken, wo der Steuerzahler die Diffe­
renz bezahlt. 

Wenn dann diese Wirtschaftsprüfer weder 
Gewinne noch Umsätze sehen, wenn sie keine 
Einsicht in die Bilanzen bekommen, wenn sie 
nicht in der Lage sind, die Zuordnung der 
Kosten zur Verbandsspanne zu prüfen, dann 
können sie nicht prüfen, aber, bitte, dann kön­
nen die Steuerzahler und die Bauern auch 
nic:t::t zahlen. S.? ist die Situation. (Beifall bei 
SPO und FPO. - Abg. Dr. Zittm ayr: 
Stimmt ja alles nicht, Herr Minister!) 

. Das ist eine sehr ernste Frage, die noch 
nIcht ausgetragen ist. Ohne Einsicht ohne 
P~ng kann es kein Geld geben. (Beifall bei 
SPÖ und Fm.) Das ist nur mein Beitrag zu 
diesem Thema. 

Ich würde sagen, die Bauern bekommen für 
nächstes Jahr ein gutes Bauernbudget, auch 
wenn es bestritten wird. 

Ich schließe mich dem Dank an die Beam­
ten an, der schon ausgesprochen worden ist. 
Wir sollten den österreichischen bäuerlichen 
Familien auch danken für das, was sie gelei­
stet haben für alle Österreicher, denn es ist ja 
nicht unwichtig, daß nicht nur die Agrarpro­
dukte da sind, daß der Tisch reich gedeckt ist, 
sondern daß auch unsere Landschaft in Ord­
nung gehalten wird. Ich danke recht schön. 
(Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 15.27 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Schober. Ich erteile es ihm. 

15.27 

Abgeordneter Schober (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Herr Bundesminister! Hohes Haus! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Bevor ich auf einige Fragen im Rahmen der 
Behandlung des Budgetkapitels Land- und 
Forstwirtschaft näher eingehe, möchte ich 
etwas zum grundsätzlichen Unterschied zwi­
schen sozialdemokratischer und konservati-. 
ver Agrarpolitik sagen. 

Wir von der SPÖ sehen die Landwirtschaft 
in ihrer Gesamtheit und vertreten sie in ihrer 
Gesamtheit. Wir haben deshalb seit 1970 sehr 
konsequent eine Politik für die Nebener­
werbsbauern gemacht, vor allem eine Politik 
für die Bergbauern. Wir haben die Grenzland­
förderung eingeführt, mit der Maschinenring­
förderung begonnen, wir haben aber auch, 
weil wir das als notwendig erachtet haben 
und weil es von der ÖVP vor 1970 allzu sehr 
vernachlässigt worden ist, eine sehr offensive 
Preispolitik betrieben. 

Meine Damen und Herren! Die Österreichi­
sche Volkspartei hat sich in Ihrer Politik aus­
schließlich auf die gut strukturierten Betriebe 
festgelegt und alle diese wichtigen Maßnah­
men vernachlässigt. Sie war, und ich glaube, 
sie ist es auch heute noch, der Meinung, daß 
man sich mit einer guten Politik um den 
österreichischen Bauern nicht bemühen brau­
che, daß er aufgrund seiner Einstellung, viel­
leicht auch aufgrund seiner Tradition konser­
vativ ist und bleiben wird, daß er ÖVP wählt. 
Ich freue mich, daß das ein ganz entschiede­
ner Irrtum der Österreichischen Volkspartei 
gewesen ist. Unsere Erfolge im ländlichen 
Raum beweisen es, wo wir eine politische 
Honorierung unserer Politik erhalten. (Beifall 
bei sm und FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Einige Worte 
zur Bergbauernpolitik, die nach wie vor der 
Schwerpunkt unserer politischen Bemühun­
gen ist. Ich habe mich darüber gefreut, daß 
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Bundesminister Haiden auch für 1985 wieder 
eine Fortsetzung und eine Erhöhung ange­
kündigt hat. 

Meine Damen und Herren von der ÖVP! Sie 
haben 1970 noch etwas gelächelt, als wir beim 
Bergbauernzuschuß mit 300 S begonnen 
haben, aber das Lachen ist Ihnen sehr bald 
vergangen. Wir haben für 1984 Bergbauernzu­
schüsse in der Erschwerniszone 3 zwischen 
11 500 S für jene Bauern, die den niedrigsten 
Einheitswert haben, und 7 350 S für jene bis 
300 000 S ausbezahlen können. Und das 
beweist eindrucksvoll, daß das auch Zahlen 
sind, die im Einkommen bereits wirksam wer­
den. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Für 1985 ist eine neue Rekordhöhe ange­
kündigt. Es werden 1 230 000 S sein. Trotz 
einer notwendigen Budgetkonsolidierung und 
trotz einer notwendigen Sparsamkeit, die wir 
in allen Bereichen verwirklichen, bedeutet 
das eine Steigerung für unsere Bergbauern 
von 18 Prozent. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Ich glaube, daß das wohl der eindruckvoll­
ste Beweis unserer Bemühungen für unsere 
Bergbauern ist. 

Zu den Nebenerwerbslandwirten eInIge 
ganz kurze Überlegungen. Wir haben sie seit 
1970 sehr konsequent in alle Förderungsmaß­
nahmen eingebunden. Vor 1970 waren sie 
praktisch davon ausgeschlossen, und zwar 
deshalb, weil die Österreichische Volkspartei 
damals den fiktiven Einheitswert in einer für 
die Nebenerwerbslandwirte diskriminieren­
den Weise berechnet hat, in der Form, daß das 
außerlandwirtschaftliche Jahreseinkommen 
mit 5 multipliziert worden ist. Das heißt, 
wenn jemand nur ein paar Schilling im Monat 
dazuverdient hat, hat er bei der Österreichi­
schen Volkspartei als Nebenerwerbslandwirt 
keinerlei Förderungen erhalten. Damit haben 
wir aufgeräumt,' meine Damen und Herren. 
(Beifall bei SPÖ und FPÖ. - Abg. Helga 
Wie s e r: Warum wurden sie vom Grünen 
Berich tausgeschlossen?) 

Ich weiß, daß es Ihnen weh tut, meine 
Damen und Herren von der Österreichischen 
Volkspartei, wenn ich Ihre Versäumnisse auf­
zeige. Aber es ist notwendig, unsere Erfolge 
in diesem Bereich besonders herauszustrei­
chen. 

Mehr noch. Sie haben damals vor 1970 in 
den Nebenerwerbsbauern auch eine Gefahr 
vor allem für den bäuerlichen Berufsstand 
gesehen. Sie haben das immer wieder gesagt. 
Und Sie haben dieses Verhältnis zu den 

Nebenerwerbsbauern auch heute noch nicht 
überwunden. Das zeigt sich in der so wichti­
gen Frage der Arbeitsplatzsicherung, von der 
ich meine, daß sie die Politik vor allem für 
unsere Nebenerwerbslandwirte gewesen ist. 
(Beifall bei, SPÖ und FPÖ.) 

Herr Präsident Deutschmann! Das, was wir 
im Rahmen .des Agrarbudgets 1985 heute 
beschließen werden, bezeichnenderweise 
gegen die Stimmen der Österreichischen 
Volkspartei, was ich in besonderer Weise 
bedaure, das ist die Arbeitsplatzsicherung, 
und zwar die finanzielle Grundlage der 
Arbeitsplatzsicherung für unsere Bauern. 

Ich darf daraus ein bißchen zitieren: Es sind 
im Grünen Plan einschließlich dem Berg­
bauernsonderprogramm 2 376 000 S vorgese­
hen, für das Bergbauernsonderprogramm 
1 230 000 S. Das Agrarinvestitionskreditvolu­
men wird 3 Milliarden Schilling betragen. 
Davon sind für das Sonderwohnbaupro­
gramm 1985 500 Millionen Schilling vorgese­
hen. Und bei den Marktordnungsausgaben 
werden es über 5 Milliarden Schilling sein, die 
wir zur Verfügung stellen. 

Meine Damen und Herren! Diese ein­
drucksvollen Zahlen beweisen, daß wir im 
konkreten, nämlich durch die Zurverfügung­
stellung von finanziellen Mitteln, den Arbeits­
platz am Bauernhof sichern. Das tun wir mit 
der Beschließung dieses Budgets heute. (Bei­
fall bei SPÖ und FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Ich würde die 
Abgeordneten des Bauernbundes einladen, 
daß sie entgegen der Ankündigung der ÖVP 
hier mitgehen und beweisen, daß sie, wie sie 
es immer sagen, Vertreter der österreichi­
schen Bäuerinnen und Bauern sind. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Einige Worte zu dem, was Herr Präsident 
Deutschmann gesagt hat, wobei er hier unse­
ren Landeshauptmann in Kärnten, Landes­
hauptmann Wagner, zitiert hat. Herr Präsi­
dent! Sie sagen nichts Neues, wenn Sie zum 
Ausdruck bringen - und ich freue mich sogar 
darüber -, daß Landeshauptmann Wagner 
natürlich ein großer Freund der Bauern ist 
und alles tut, um den Kärntner Bauern und 
den österreichischen Bauern zu helfen. Er hat 
auch eine große politische Anerkennung bei 
den Bauern in Kärnten gefunden. (Beifall bei 
SPÖ und FPÖ.) 

Ihnen als Präsident der Kärntner Landwirt­
schaftskammer wird es bekannt sein, daß wir 

. immerhin acht Kammerräte von 36 stellen. 
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Das ist kaum in einem anderen Bundesland 
der Fall. Das ist auch darauf zurückzuführen, 
weil wir halt in Kärnten als Sozialisten eine 
entsprechende Kärntner Politik auch für die 
Kärntner Bauern von der SPÖ aus machen. 
(Abg. H i e t 1: Das ist nicht überall so!) 

Herr Präsident Deutschmann! Ich hätte 
mich gefreut, wenn diese allgemeine Aner­
kennung für Landeshauptmann VVagner 
schon früher von Ihnen zum Ausdruck 
gebracht worden wäre, nämlich damals, als 
wir unter der Federführung unseres Landes­
hauptmannes eine Neuordnung der Kärntner 
Landwirtschaftskammer durchgeführt haben, 
die, wie Sie wissen, von den Kärntner Bauern 
heute allgemein als positiv anerkannt wird. 
Wir haben damit aufgeräumt, daß die Kärnt­
ner Bauern von einer politischen Gruppe 
allein, das ist der Bauernbund, abhängig sind. 
Der Erfolg, den auch sie für Landeshaupt­
mann VVagner zum Ausdruck gebracht haben, 
gibt uns ja recht. 

Nur hat mich eines gestört, Herr Präsident 
Deutschmann, nämlich daß Sie nicht auf die 
Kernaussage von Landeshauptmann VV agner 
eingegangen sind, daß vor allem auch die 
Landwirtschaftskammern - und damit meint 
er im besonderen Sie als den Präsidenten der 
Kärntner Kammer - Ihren Verpflichtungen 
den Kärntner Bauern gegenüber nachkom­
men sollen. Und er hat in besonderer Weise 
auch den Raiffeisenverband gemeint. 

Ich schließe mich voll den Ausführungen 
des Kollegen Hintermayer an, der heute hier 
von diesem Pult aus gemeint hat, daß wir, 
wenn nicht der Bauernbund und der Raiffei­
senverband selbst hier zu einer guten Ein­
sicht kommen, als Regierungsparteien die 
notwendigen Konsequenzen daraus ziehen 
müssen. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Lassen Sie mich zu einer anderen, wie ich 
glaube, sehr wichtigen landwirtschaftlichen 
Förderungsmaßnahme etwas sagen, zur För­
derung im Rahmen der überbetrieblichen 
Maschinenverwendung, den Maschinenrin­
gen. Ich freue mich darüber, daß heute die 
Idee der Maschinenringe allgemeine Aner­
kennung in Österreich auch von seiten der 
Österreichischen Volkspartei gefunden hat. 

Das war nicht immer so. Als Kärntner kann 
ich ein Lied davon singen, wenn ich mich 
zurückerinnere, daß eine Form der überbe­
trieblichen Maschinenverwendung, nämlich 
die Kärntner Landmaschinenhilfe unter dem 
seinerzeitigen Ökonomierat Steiner, einem 

Abgeordneten unserer Partei hier im Hohen 
Haus, er hat vor allem auch im sozialen 
Bereich vorbildlich gewirkt, damals abgelehnt 
worden ist. Ja mehr noch, man hat bei der 
Einführung der Kärntner Landmaschinen­
hilfe von der Gefahr einer Kolchosierung der 
Kärntner Landwirtschaft gesprochen. 

Heute weiß man, daß eine sinnvolle Mecha­
nisierung in einer Zeit, in der die Landma­
schinen immer stärker, immer teurer werden, 
ohne überbetriebliche Maschinenverwendung 
nicht möglich ist. 

Ich möchte auch zum Ausdruck bringen, 
daß es eine gute Zusammenarbeit zwischen 
dem Ressort, aber auch dem Bundesobmann 
der Österreichischen Maschinenringe, dem 
Abgeordneten, dem Kollegen Ökonomierat 
Gurtner gibt, dem es gelungen ist - ich 
glaube, schon gegen den VViderstand der ÖVP, 
was besonders eindrucksvoll ist -, die öster­
reichischen Maschinenringe aus dem partei­
politischen Streit herauszuhalten. 

Im übrigen stehe ich nicht an, Herrn Ökoni­
mierat Gurtner zu seiner unlängst erfolgten 
VV ahl zum Präsidenten der Oberösterreichi­
schen Landwirtschaftskammer zu gratulie­
ren, ihm viel Erfolg im Interesse der ober­
österreichischen Landwirtschaft zu wün­
schen. 

Die VV ahl ist notwendig geworden, Sie wis­
sen es, da der frühere Präsident Dr. Lehner 
plötzlich vestorben ist, mit dem uns ebenfalls 
eine zwar harte, aber immer in fairen Berei­
chen geführte Zusammenarbeit verbunden 
hat. 

Meine Damen und Herren! Es ist für mich 
bedauerlich, daß im Bereiche der Nebener­
werbslandwirte von der Möglichkeit des über­
betrieblichen Maschineneinsatzes zuwenig 
Gebrauch gemacht wird. Eine solche überbe­
triebliche Maschinenverwendung bringt nicht 
nur eine sehr große Kapitalentlastung, son­
dern auch eine Arbeitsentlastung, die beson­
ders im Interesse der Bäuerinnen, die bei 
einem Nebenerwerbslandwirt ja über Gebühr 
beansprucht sind, besonders notwendig wäre. 

Zur Preispolitik nur einige ganz kurze 
Bemer kungen. Für uns Sozialisten ist es über­
haupt keine Frage, daß der Preis, den der 
Bauer für sein Produkt, das er erzeugt, erhält, 
der von ihm hart und schwer erarbeitete 
Arbeitslohn ist. Und wir haben deshalb seit 
1970 eine sehr offensive und dynamische 
Preispolitik für alle landwirtschaftlichen Pro­
dukte gemacht: dort, wo es möglich gewesen 
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ist, im Rahmen von Preisvereinbarungen, 
dort, wo aber der Markt spielt, haben wir uns 
bemüht, durch eine Exportpolitik den Markt 
zu entlasten. 

Bundesminister Haiden hat heute bereits 
die eindrucksvollen Zahlen genannt, die 
Erfolge, die wir gerade bei den Exporten 
erzielt haben. Die Deckungsquote ist auf über 
52 Prozent gestiegen, wenn man nur die Land­
wirtschaft in Rechnung stellt. Inklusive der 
Forstwirtschaft sind es fast 77 Prozent. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Damit darf ich schon zum Ende kommen. Es 
hat mein Fraktionskollege Ökonomierat Pfei­
fer heute bereits den Dank an die Beamten­
schaft für die gute Information, die wir als 
Abgeordnete im Hohen Haus erhalten, zum 
Ausdruck gebracht. Er hat auch auf Sektions­
chef Schratt, der ausscheiden wird, Bezug 
genommen. Ich möchte das aber auch persön­
lich noch - nur in meinem eigenen Namen -
tun, und zwar deshalb, weil mich mit Sek­
tionschef Schratt eine siebenjährige Zusam­
menarbeit, seinerzeit als Staatssekretär, ver­
bindet. Es war eine wirklich gute Zusammen­
arbeit. Er ist für mich immer einer jener 
Beamten gewesen - ich bin als junger Bauer 
in das Ressort gekommen -, der den guten 
Typus unserer österreichischen Beamten­
schaft in bester Weise verkörpert (Abg. Dr. 
Z i t tm a y r: Warum haben Sie ihn dann aus­
geschlossen? Der arme Schratt!) - er hat 
seine Altersgrenze erreicht und scheidet des­
wegen selbst aus - und der in bester Weise 
die Agrarpolitik, auch seit 1970, mitgeprägt 
hat. Dafür herzlichen Dank. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Auch das heute zur Beratung stehende Agrar­
budget 1985 (Abg. Dr. Z i t tm a y r: Das ist ein 
Trauerspiel sondltrgleichen!) trägt den großen 
Leistungen der österreichischen Bäuerinnen 
und Bauern Rechnung und bietet die Gewähr, 
daß die erfolgreiche Agrarpolitik auch eine 
solide finanzielle Grundlage hat. Ich danke 
deshalb Bundesminister Haiden als dem 
zuständigen Ressortchef für seinen unermüd­
lichen Einsatz und seine Bemühungen um 
unsere Landwirtschaft, die - und darauf sind 
wir als Österreicher, aber auch als Sozialisten 
besonders stolz - heute auch internationale 
Anerkennung findet. 

Besonders hervorheben möchte ich aber 
das große Verständnis des neuen Finanzmini­
sters Dr. Vranitzky, der mit der Dotierung des 
Agrarbudgets 1985 seinen ihm vorauseilenden 
Ruf, nämlich ein großer Freund der Bauern­
schaft zu sein, vollauf gerecht geworden ist. 

Damit, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren, setzt Bundesminister Vranitzky die Tra­
dition sozialdemokratischer Finanzminister 
fort, daß unsere Landwirtschaft einer der 
wichtigsten Bereiche der österreichischen 
Volkswirtschaft ist, daß sie eine allgemeine 
und uneingeschränkte Anerkennung findet 
und daß damit die österreichischen Bäuerin­
nen und Bauern Zukunft haben. 

Dem Budgetkapitel Land- und Forstwirt­
schaft werden wir selbstverständlich zustim­
men. (Beifall bei sm und Fm.) 15.43 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Fachleutner. Ich erteile es ihm. 

15.43 

Abgeordneter Fachleutner (ÖVP): Herr Prä­
sident! Meine sehr verehrten Damen und Her­
ren! Wir debattieren erst einige Stunden über 
das Budgetkapitel Land- und Forstwirtschaft, 
und in dieser Zeit haben die Vorredner von 
den Regierungsparteien, auch der Herr Bun­
desminister für Land- und Forstwirtschaft, 
immer wieder auf die guten Möglichkeiten, 
die sich für die Landwirtschaft ständig bieten, 
hingewiesen und fortwährend betont, welch 
große Unterstützungen die Landwirtschaft 
von seiten der Regierung ständig bekommt. 

Wenn das so ist, Herr Bundesminister, 
dann frage ich mich: Warum besteht im länd­
lichen Raum die Sorge, daß ständig Betriebe 
aufgelassen werden? Warum sind die bäuerli­
chen Betriebe fast nicht mehr in der Lage, die 
Sozialversicherungsbeiträge mit ihren Ein­
nahmen aus der Landwirtschaft zu decken, 
warum muß das zum Großteil über den Kre­
ditweg erfolgen? 

Sie und Ihre Redner behaupten aber, es 
wäre alles in bester Ordnung, obwohl im heu­
rigen Jahr die Verschuldung um 11 Prozent 
zugenommen hat. Wenn auch eine großzügige 
Kreditoperation von der Regierung versucht 
wurde, kommen die Bauern nicht mehr zu 
Rande, und die Resignation ist auf Grund die­
ser Entwicklung ständig im Steigen begriffen. 

Die Menschen im ländlichen Raum versu­
chen, die Benachteiligung ihrer Seite, die 
Benachteiligung ihrer Betriebe in der Öffent­
lichkeit kundzutun, weil es so nicht mehr wei­
tergehen kann. (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Bundesminister Haiden und auch der Kol­
lege Hintermayer haben gemeint, im Genos­
senschaftswesen müßte man mehr Einfluß 
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bekommen, weil dort fallweise Dinge vorkom­
men, die gesetzlich nicht gedeckt sind. 

Dazu muß ich Ihnen folgendes sagen: Herr 
Bundesminister, Sie wissen ganz genau, daß 
im Genossenschaftswesen kein Mensch, auch 
nicht die Hauptverantwortlichen, den 
Geschäftsführer oder den Beamten schützen 
werden, wenn er vielleicht Dinge gemacht 
hat, die nicht in Ordnung sind. Das ist in der 
Vergangenheit so gewesen und das wird auch 
in der Zukunft so sein. Das ist mittlerweile in 
einem Lagerhaus so vollzogen worden, wo ein 
Beamter sofort nach Kenntnisnahme des 
Delikts außer Dienst gestellt wurde. 

Ich möchte das festhalten, damit nicht der 
Eindruck entsteht, es werden vom Verband 
ländlicher Genossenschaften eventuell Men­
schen gedeckt, die nicht ordnungsgemäß han­
deln. 

Aber das soll auch für andere Betriebe gel­
ten! Ich kenne Betriebe, wo es um Millionen­
beträge geht, wo man in der Vergangenheit 
ein Täuschungsmanöver im Parlament ver­
sucht hat, aber auch in der öffentlichen Mei­
nung, und zwar hat man durch einseitige Aus­
sagen der Presse - von der eigenen Presse! 
- die negativen Entwicklungen zuzudecken 
versucht, wo es um Hunderte Millionen Schil­
ling gegangen ist. Denken Sie beispielsweise 
an Frau Leodolter, denken Sie an den AKH­
Skandal, denken Sie daran, was sich dort 
abgespielt hat! Wenn es da um hunderttau­
send, um zweihunderttausend, um dreihun­
derttausend, um vierhunderttausend Schilling 
geht, so sage ich: Ich decke sie nicht! Aber 
jetzt so zu tun, als ob alle Genossenschaften 
in dem Sinne arbeiten würden, auf Kosten 
des Staates oder auf Kosten der Konsumen­
tenschaft Gewinne zu erwirtschaften, die 
ihnen nicht zustehen, ist eine Verhaltens­
weise, die ich ablehnen muß. 

Das stimmt nicht! Wir werden in diesem 
Punkt wie in der Vergangenheit so auch in 
Zukunft immer Ordnung halten. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Herr Bundesminister! Weil Sie die Einkom­
mensverhältnisse und die soziale Lage 
erwähnt haben, frage ich Sie, was Sie zu die­
ser Entwicklung sagen: Im Jahr 1977 gab es 
ein Minus von 2,6 Prozent, im Jahr 1979 
waren es 5,8 Prozent. (Bundesminister Dipl.­
Ing. Hai den: 1978 nicht vergessen!) Nur 
alle zwei Jahre. - 1981 waren es 8,1 Prozent 
und in diesem Wirtschaftsjahr sind es 9 Pro­
zent gewesen. Das steht auch im Grünen 
Bericht. 

Darüber hinaus wird berichtet, Herr Bun­
desminister, daß die Armutsgrenze bei den 
verschiedenen Produktionssparten im Flach­
und Hügelland bei 20 Prozent, bei den Berg­
bauern bei 30 Prozent und bei den Weinbau­
ern bei 42 Prozent liegt. 

Angesichts dieser Tatsachen muß es doch 
recht und billig sein, im Interesse dieser 
Gruppen in der Presse, im Parlament, überall 
dort, wo man die Möglichkeit hat, diese Grup­
pen zu unterstützen, aufzuzeigen, welche Ent­
wicklung auf Grund einer sicherlich schlech­
ten wirtschaftlichen Entwicklung eintrat. Die 
Verantwortlichen aber haben nicht mit der 
nötigen Tatkraft eine Politik gemacht, die 
eine solche Entwicklung verhindert hätte. 
Das muß man sehen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren! 

Sehen wir uns zum Beispiel die Verwer­
tungspolitik an. Wir werden in diesem Jahr 
50 000 Stück Rinder mehr besitzen - das 
bedeutet gewaltige Mittel für den Export -, 
wir werden im nächsten Jahr um 20 000 Stück 
mehr haben, bis jetzt wurden jedoch keine 
Voraussetzungen für den Export geschaffen. 
Das wird ohne entscheidende Gegenmaßnah­
men auf Kosten der Produktion gehen! Verlu­
ste von 3 bis 4 S wären auf der Tagesordnung 
und würden sich negativ für die Bauernschaft 
auswirken. 

In der Schweineproduktion werden 
20000 Stück vom letzten Wirtschaftsjahr ins 
neue Wirtschaftsj ahr übernommen und 
100 000 Stück neu hinzukommen. Das heißt, 
daß, wenn nicht entsprechende Maßnahmen 
getroffen werden, auch Preiseinbrüche in der 
gesamten Veredelungsproduktion 1985 eintre­
ten werden. 

Ich frage Sie, Herr Bundesminister: Welche 
Maßnahmen trifft die Bundesregierung, um 
diese Entwicklung in den Griff zu bekommen, 
damit kein totaler Zusammenbruch in der 
Veredelungsproduktion eintritt? 

Meine sehr Verehrten! Sehen wir uns zum 
Beispiel die Getreidewirtschaft an. Wir haben 
in diesem Jahr eine große Ernte eingebracht; 
es werden sicher 850 000 bis 870 000 Tonnen, 
den Mais noch nicht einkalkuliert, sein. Mitt­
lerweile wurde mit der Sowjetunion ein Ver­
trag über den Export von 250 000 Tonnen Wei­
zen abgeschlossen. Davon werden 50 000 Ton­
nen als Mehl exportiert, damit wir auch eine 
Wertschöpfung für unsere Verarbeitungsbe-
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triebe in Österreich erhalten und Arbeits­
plätze sichern. Außerdem wurden bereits mit 
Polen ein Exportvolumen von 200 000 Tonnen 
vereinbart, weiters vor einigen Wochen mit 
der DDR ein solches von 100000 Tonnen Wei­
zen. Diese Woche waren es, glaube ich, 30 000 
Tonnen Qualitätsweizen und 70 000 Tonnen 
Normalweizen, also auch wieder 100000 Ton­
nen. Und wenn ich noch die 100 000 Tonnen 
Gerste, die bereits abgeschlossen sind, hinzu­
rechne, dann sehen Sie, daß auch in diesem 
Jahr eine gigantische Menge aus der Getrei­
dewirtschaft außer Landes gebracht werden 
muß, um so die Veredelungsproduktion zu 
schützen. Die Rohware muß deshalb außer 
Landes gebracht werden, damit sie nicht bei 
Nichtverkauf zusätzlich in die Veredelungs­
produktion geschleust wird. 

Für mich war es unverständlich - Herr 
Minister Haiden, Sie haben das auch bestrit­
ten; ich glaube Ihnen das auch, daß es viel­
leicht nicht in der Aussage so gewesen ist -, 
daß in einem Vortrag beispielsweise festge­
stellt wurde, daß wir in Zukunft den Verwer­
tungsbeitrag, den der Staat gibt, innerhalb 
der vier Jahre, solange die Marktordnung gilt, 
abbauen werden müssen. Meine sehr verehr­
ten Damen und Herren, dann darf man sich 
nicht wundern, daß ein großer Aufruhr inner­
halb der Bauernschaft und Getreidewirtschaft 
diesbezüglich entstanden ist. Wenn der Staat 
keinen Beitrag mehr leistet, dann würde sich 
eine Belastung für die Landwirtschaft allein 
von 1,2 bis 1,5 Milliarden Schilling ergeben. 
Das würde ja eine Entwicklung herbeiführen, 
daß diese Ware nicht zum Weltmarktpreis 
verkauft werden kann, sondern sie würde 
zusätzlich der Veredelungsproduktion zuge­
führt werden. Es würde schwerere Schweine 
geben, es würde schwerere Rinder geben und 
es würde mehr Schweine und auch mehr Rin­
der geben, wenngleich wir wissen, daß der 
Verkauf, der Export von Rindern und Schwei­
nen wesentlich mehr kostet als die Rohware 
Getreide. Da ist es doch wesentlich besser, 
das Verwertungs modell , das wir derzeit 
haben, nicht in Frage zu stellen, sondern zu 
festigen, oder so, wie es von der Interessen­
gruppe der Landwirtschaft ständig vorge­
schlagen wird, Alternativen in Anspruch zu 
nehmen. 

Heute haben wir schon vom Ölsaatenkon­
zept gehört. Sie haben Ihre Bedenken ange­
meldet. Ich war sehr erfreut, daß es bei den 
Marktordnungen möglich erschien, 30 Millio­
nen Schilling für die Pferdebohnen und 
Ackerbohnen zu bekommen. Nur: Die Schwie­
rigkeit bei Ackerbohnen und bei pferdeboh­
nen ist die, daß die Mischfutterwerke leider 

die Ware nicht nehmen wollen, weil der 
Eiweißgehalt geringer ist als bei Soja, bei 
Importen. Daher wird man auch hier· einen 
Ausgleich schaffen müssen, damit der 
Gedanke einer Umschichtung von Zehntau­
senden Hektar in den nächsten Jahren durch 
ein Ausgleichsverfahren verwirklicht werden 
kann, damit auch weiterhin die Pflanzen 
angebaut werden können. Denn wenn die 
Ernte den bäuerlichen Betrieben niemand 
abnimmt, dann werden sie auch nicht bereit 
sein, solche Pflanzen anzubauen. 

Andererseits hören wir, daß wir 2,5 Milliar­
den Schilling für Eiweißfutterimporte ausge­
ben. Wir importieren Zehntausende Hektar 
dadurch, weil wir nicht in der Lage waren, 
einen Ausgleich herzustellen. Es gibt keine 
Abschöpfung, das weiß ich, Herr Bundesmini­
ster, weil das nicht GATI'-konform ist, aber es 
gäbe eventuell einen Ausgleich durch eine 
Steuerbelastung bei Importen, was sicherlich 
GATT-konform wäre. Ich denke hier an eine 
Mehrwertsteurbelastung der Importe von 
Eiweiß zum Ausgleich für den Anbau von 
Pferdebohnen oder Ackerbohnen. 

Meine sehr Verehrten! Das sind doch 
Dinge, die man sehen muß. Und wenn bei­
spielsweise auch der Weinbau genannt wurde, 
dann ist es sicherlich richtig, Hohes Haus, 
daß wir zwei Verträge haben, zwischen dem 
Burgenland und zwischen Niederösterreich, 
die die Auspflanzung regeln. Wir haben zirka 
60 000 Hektar und sicherlich ist die Anbauflä­
che nach vielen Meinungen zu groß. 

Aber ich muß schon daran erinnern, daß 
vor Jahren die Fachleute uns immer wieder 
eingeredet haben, wenn man nicht Auspflan­
zungen durchführt, werden in den achtziger 
Jahren 500 000 bis 700 000 Hektoliter fehlen, 
die müßte man dann importieren. Und auf 
Grund dieser Aussage der Fachleute wurden 
vor allem auch die Länder dazu bewogen, 
Erleichterungen durchzuführen, weil es ja 
auch ein Unding wäre, zu importieren, wenn 
die heimischen Produzenten in der Lage 
wären, die 500 000 oder 700 000 Hektoliter auf 
dem Inlandsmarkt unterzubringen. 

Nur hat man ganz die wirtschaftliche Ent­
wicklung vergessen. Wenn die wirtschaftliche 
Entwicklung negativ verläuft, wird kein grö­
ßerer Konsum beim Wein möglich erscheinen. 

Und jetzt haben wir das Debakel, daß wir 
große Flächen haben, durchschnittlich bes­
sere Ernten durch pflanzenneuzüchtungen 
beziehungsweise Pflanzenschädlingsbekämp­
fungen, ob das der Mehltau ist oder alle ande­
ren Krankheiten, die im Weinbau auftreten. 

70. Sitzung NR XVI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)32 von 60

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVI. GP - 70. Sitzung - 10. Dezember 1984 6105 

Fachleutner 

Jetzt haben wir bereits ein zweites Problem 
gelöst, zumindest in Niederösterreich, daß wir 
480 000 Hektoliter Fassungsraum gebaut 
haben, um größere Mengen aufzunehmen, 
größere Mengen gleichwertigen Weins anbie­
ten zu können, um in den Export gehen zu 
können. 

Und die dritte Maßnahme, Herr Bundesmi­
nister, wäre, ein echtes Verwertungsmodell in 
einer Größenordnung von 100 bis 150 Millio­
nen Schilling dem Fonds zur Verfügung zu 
stellen. Ohne Kapital ist er ja nicht in der 
Lage, regionale Verwertungsmaßnahmen 
oder auch Maßnahmen über den Export 
durchzuführen. Daher wird die dritte Maß­
nahme sein, Gelder aufzubringen. 

Ich möchte hier jetzt nicht eine Meinung 
vertreten, wer sie aufbringen soll. Sicherlich 
ist der Bund der Hauptverantwortliche, 
sicherlich würde man auch die Länder dazu 
bewegen können. Und wenn es schon gar 
nicht geht, werden auch die Produzenten 
einen Anteil dazu leisten, wenn damit in 
Zukunft der Weinbau gerettet erscheint und 
wir nicht vor den großen Schwierigkeiten ste­
hen, wie sie in den letzten Jahren waren: Ich 
möchte anbieten, kann kaum verkaufen! -
Welche sozialen Spannungen sich daraus 
ergeben und welcher Kapitalverlust! 

Wenn ich gesagt habe, 42 Prozent im Wein­
bau haben bereits die Armutsgrenze erreicht, 
dann muß das doch einen Aufschrei nach sich 
ziehen beziehungsweise auch für die verant­
wortlichen Kräfte ein Signal sein! 

Ich gebe Ihnen recht und ich bekenne mich 
dazu: Diese Frage darf nicht mehr vom Tisch 
gewischt werden, denn wenn sich hier wieder 
bessere Preise ergeben, dann wird vielleicht 
die Begeisterung nicht mehr da sein, ein Maß­
nahmenpaket gemeinsam zu beschließen, und 
wir stehen vor derselben Situation, wie sie in 
den letzten drei Jahren gewesen ist! 

Ich glaube daher, daß auch in dieser Frage 
Entscheidendes gemacht werden müßte. 

Und wenn Sie sich die Rübenproduktion 
anschauen, Hohes Haus, meine sehr verehr­
ten Damen und Herren: Eine sehr gute Ernte 
ist eingebracht worden! Der Weltmarktpreis 
liegt bei 3,70 S, 3,80 S. Es ist daher nicht mög­
lich, den erzeugten Rübenzucker entspre­
chend auch zu verkaufen. Es könnte zu einer 
Einschränkung der Anbaufläche kommen, 
man spricht von 5000 bis 10000 Hektar. Zwei­
mal dürfen Sie raten, auf wessen Kosten das 
gehen wird. Man wird zusätzlich Getreide 

anbauen, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, und wir werden im nächsten Jahr 
noch größere Sorge bei der Vermarktung auf 
dem Sektor der Getreidewirtschaft haben, 
weil auch hier durch Auflassung von Rüben­
anbauflächen Tausende Hektar der Getreide­
wirtschaft zugeführt werden. 

In der Kartoffelwirtschaft dasselbe. Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Es ist 
schon zehn oder zwanzig Jahre her, da gab es 
eine Kartoffelanbaufläche von 200 000 bis 
300000 Hektar, heute gibt es 50000 Hektar. 
50000 Hektar sind in der Lage, den Konsum 
im Lande zu decken und darüber hinaus 
sogar Exporte zuzulassen. Welche großartige 
Entwicklung hat sich auch in der Produk­
tionskraft gerade im Kartoffelbau, vor allem 
qualitativ und mengenmäßig, vollzogen! Aber 
auch hier gibt es Schwierigkeiten. 

Daher zur Frage Biosprit: Herr Bundesmi­
nister, wenn man glaubt, es werden interna­
tional keine echten Maßnahmen getroffen, so 
glaube ich, daß man in der Schweiz schon 
sehr entscheidende Maßnahmen gesetzt hat. 
Und wenn wir nach Amerika schauen, ob es 
die USA sind oder Brasilien: Da hat man ganz 
entscheidende Maßnahmen getroffen. 

Wenn man die allgemeine Energieversor­
gung Österreichs betrachtet, so sagen Fach­
leute, in einer totalen Krise benötigt man 
30 Prozent des heutigen Verbrauchs. Die 
Frage ist: Wie bringe ich die 30 Prozent auf? 
Zirka 17, 18 Prozent aus der heimischen Erde, 
kann man hoffen, den Rest könnte ich über 
eine Biospritvermarktung mit zirka 10 Pro­
zent ausgleichen, was ja nicht nur der Ver­
marktungspolitik der Landwirtschaft dienen 
würde, sondern auch - es wurde ja auch 
heute schon gesagt - eine entscheidende 
Maßnahme für die Gesunderhaltung der Luft 
und für den ländlichen Raum wäre. 

Aber diese Maßnahme wäre auch finanz­
technisch für den Finanzminister nicht unwe­
sentlich, weil letzten Endes bei Importen von 
Energie in Höhe von 60 Milliarden allein 
durch Erzeugung von Biosprit 5, 6 Milliarden 
Schilling eingespart würden. Das wäre schon 
eine entscheidende Umschichtung und 
Erleichterung auch für den Bundeshaushalt. 
Das sollte man doch sehen, meine sehr Ver­
ehrten! 

Und wenn man glaubt, man hat für diesen 
Zweck keine Mittel: Ich gönne es manchen 
Einrichtungen. Jetzt sagen Sie natürlich wie­
der, ich bin ein Feind der Österreichischen 
Bundesbahnen. Aber wenn man in den letzten 
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zehn Jahren mehr als 200 Milliarden Schilling 
den Österreichischen Bundesbahnen als Stüt­
zung geben konnte oder wenn man der ver­
staatlichten Industrie im letzten Jahr, ich 
glaube, 16 Milliarden Zuschuß geben konnte 
und Zinsendienste übernommen hat und 
wenn man heuer bereits wieder etwa 8 Mil­
liarden Schilling der Verstaatlichten geben 
will oder wenn angekündigt wurde, sie zu 
geben, so bin ich persönlich nicht dagegen, 
weil es notwendig ist, auch hier Maßnahmen 
zu setzen, wenngleich ich sagen muß - ich 
gebe da dem Herrn Staatssekretär Bauer 
recht, hoffentlich kann er sich durchsetzen in 
der Regierung -: Kaufmännisch müssen die 
Betriebe geführt werden, ansonsten müssen 
sie ans Zusperren denken! 

Gestern hat Kollege Bauer bei einer Dis­
kussion im Fernsehen erklärt: Kaufmännisch 
müssen sie geführt werden! 

Ich sage das deshalb, weil gigantische Bei­
träge für Großbetriebe zur Verfügung gestellt 
werden, aber wenn die Landwirtschaft viel­
leicht für die Biospriterzeugung 500 Millionen 
Schilling bräuchte, um sie in Bewegung zu 
setzen, dann sagt man: Das ist nicht möglich, 
das ist nicht durchführbar! 

Da muß ich jetzt wieder eines sagen, Herr 
Staatssekretär Murer: Sie waren doch immer 
wie auch einige andere Freiheitliche ein gro­
ßer Kämpfer gerade für diese Entwicklung, 
und auch hier liegt ein Widerspruch. Ihr Par­
teiobmann sagt das Gegenteil von Ihnen im 
Fernsehen. Der ist gegen eine Durchführung 
der Biospriterzeugung, weil sie kaufmännisch 
nicht gerechtfertigt sei; so ähnlich hat er es 
gesagt. Sie sagen aber: Das muß man auf 
jeden Fall durchführen! 

Ich gebe Ihnen recht. Wir müssen alles 
unternehmen, diese sich uns anbietende Maß­
nahme zur Entlastung, zur Gesunderhaltung 
zu nützen, die auch einen guten Partner für 
die Finanzwirtschaft abgeben könnte; auf 
Grund der finanziellen Lage des Bundes wäre 
das ja unbedingt erforderlich. Denn wenn wir 
wieder 95 Milliarden Schilling Abgang haben 
durch den Budgetabgang, der einkalkuliert 
ist, dann wäre das schon' etwas, wenn man 5 
oder 6 Milliarden Schilling auch durch Bio­
spriterzeugung einsparen könnte, es wäre 
eine Verbesserung. 

Sie sagen immer: Gebt uns Vorschläge! -
Das wären eben Vorschläge! Aber Sie .führen 
sie nicht durch, Herr Staatssekretär und Herr 
Bundesminister! (Zwischenruf.) Sie führen sie 
nicht durch. Nicht immer sich ausreden auf 

diese Gruppe oder auf jene Gruppe, sondern 
man muß es auch durchführen! Wir können 
doch nicht ein Debattiererklub bleiben! 

Ich bin erst kürzlich auch in den Biosprit­
Unterausschuß entsandt worden, weil Kollege 
Riegler ausgeschieden ist. Bis jetzt haben wir 
nur geredet und immer wieder vertagt; es 
wird geprüft. Das geht schon vier Jahre lang, 
meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Und daher entsteht gerade in der Bevölke­
rung der Eindruck, der Gesetzgeber, alle drei 
politischen Parteien sagen wohl: Es wird 
sicher etwas gemacht, es muß etwas getan 
werden!, aber in der praktischen Durchfüh­
rung geschieht nichts. - Es ist endlich eine 
Gesetzesvorlage einzubringen, damit der Bei­
mischungszwang auch vollzogen werden 
kann! Es nützt ja nichts, wenn Industrie, Han­
del und Genossenschaft auch in der Lage 
wären zu erzeugen, wenn nicht der Beimi­
schungszwang gesetzlich geregelt ist. (Beifall 
bei der ÖVP.) Ohne ein solches Gesetz können 
sie in der Praxis die Sache nicht durchführen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Auch dieses Kapitel der Landwirtschaft ist 
doch ein Spiegelbild einer Berufsgruppe und 
der gesamten volkswirtschaftlichen Entwick­
lung. Wir können leider nicht die Maßnahmen 
setzen, die sich kurzfristig oder längerfristig 
positiv im Interesse der gesamten Gesell­
schaft auswirken; kann nicht sein, Herr 
Staatssekretär. Das beunruhigt uns und das 
sind auch die Hauptgründe, warum wir die­
sem Kapitel unsere Zustimmung nicht geben 
können. (Beifall bei der ÖVP.) 16.03 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Peck. Ich erteile es ihm. 

16.03 

Abgeordneter Peck (SPÖ): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Nur 
einleitend ein Wort zum Herrn Kollegen 
Fachleutner über die Genossenschaften. 

Herr Kollege! Die Idee der Genossenschaf­
ten ist sicherlich etwas Gutes. Wilhelm Raiff­
eisen hat seinerzeit diese Idee geboren und 
auch an andere Dinge gedacht, als sie heute 
vollzogen werden. 

Sie wissen genauso gut wie ich und alle, die 
wir draußen im ländlichen Raum leben, daß 
das Genossenschaftswesen des öfteren nicht 
das einhält, was es versprochen hat. Ich 
denke hier an die Genossenschaften, die vom 
Staat subventioniert werden, ich denke hier 
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vor allem an die Milchgenossenschaften, wo 
mit staatlicher Unterstützung nicht immer 
das getan wird, was richtig wäre. Aber eines 
kann ich diesen Genossenschaften bestätigen: 
Sie haben niemals Verlust, weil der Verlust 
immer vom Staat abgedeckt wird. Wenn ich 
dagegen aber die Winzergenossenschaften 
vergleiche (Zwischenruf bei der ÖVP), so muß 
ich feststellen, daß dort große Verluste sind, 
die eben nicht vom Staat abgedeckt werden, 
und es zeigt sich, daß sich die Wirtschaftsfüh­
rung der ÖVP-Funktionäre dort wesentlich 
negativer auswirkt als bei den Milchgenos­
senschaften. Das möchte ich zu Ihren Ausfüh­
rungen über die Genossenschaften sagen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die Budgetdebatte gibt uns jedes Jahr Gele­
genheit, über den Standort, wo sich die öster­
reichische Landwirtschaft befindet, zu disku­
tieren. Diese Standortbestimmung ist sicher­
lich etwas Wichtiges, denn man muß ja von 
Zeit zu Zeit wissen, wo man steht. 

Wir haben auch heuer über die Marktord­
nungsgesetze und über den Grünen Plan in 
diesem Hohen Haus gesprochen und wir 
haben auch dabei feststellen können, daß sich 
zum Unterschied von den Behauptungen der 
ÖVP-Funktionäre die österreichische Land­
wirtschaft relativ in einem sehr guten 
Zustand befindet. (Zwischenruf bei der ÖVP.) 
Es gibt sicherlich sehr viele Länder in 
Europa, die uns um diesen Zustand beneiden. 
Nicht wenige Delegationen kommen aus ganz 
Europa nach Österreich, wo unsere Marktord­
nungsgesetze, wo unsere landwirtschaftlichen 
Einrichtungen studiert und auch gutgeheißen 
werden. 

Wenn wir wissen, wie schwierig es in der 
Agrarpolitik in der ganzen Welt ist - das 
haben ja wiederum die letzten Wochen bewie­
sen; es ist in der EWG ein permanenter Streit 
ausgebrochen über die Agrarprobleme -, 
dann wissen wir auch, daß wir hier in Öster­
reich sicherlich noch gut dran sind. 

Und wenn wir wissen, wie schwierig die 
Verhandlungen wegen der Beitritte von Spa­
nien und Portugal zu dieser EG sind, dann 
können wir uns vorstellen, wie schwierig es 
ist mit den Verhandlungen Österreichs mit 
den EG-Ländern. 

Ich habe erst vor einigen Tagen gehört, daß 
in Amerika die Preisstützungen für die Land­
wirtschaft in den nächsten zwei bis drei Jah­
ren halbiert werden. Daran sehen Sie, wie gut 
die Agrarpolitik in Österreich ist! 

Ich wage zu behaupten, daß seit 1970 in die­
sem Hause eine gute Agrarpolitik von der 
sozialistischen Regierung gemacht wurde. 
(Beifall bei der SPÖ.) Denn wie könnte es 
sonst möglich sein, wo überall die Einkom­
men in der Landwirtschaft zurückgehen - in 
der Bundesrepublik Deutschland zum Bei­
spiel um 20 Prozent -, daß die Einkommen, 
wie der Herr Minister bereits ausgeführt hat, 
seit 1970 permanent jährlich um rund 1 Pro­
zent real gestiegen sind? Das, meine Damen 
und Herren, war nur auf die gute Agrarpolitik 
dieser Regierung zurückzuführen. (Beifall bei 
SPÖ und FPÖ.) 

Auch wenn ich den Agrar-Export und 
-Import vergleiche, kann ich feststellen, daß 
wir, wie der Herr Minister auch ausgeführt 
hat, im Jahre 1983 ein Traumergebnis 
erreicht haben. Wir haben eine Deckungs­
quote von 51,2 Prozent gegenüber 37 Prozent 
im Jahre 1970. Und ich glaube, diese Dek­
kungsquote, die sagt eben alles! Wir haben 
uns nie vorstellen können, daß es möglich 
sein wird, daß die österreichische Landwirt­
schaft diese Quote erreichen wird. 

Dabei kommen wir auch zu einem Ver­
gleich, wo wir feststellen können, daß zum 
Beispiel in Österreich im Jahre 1983 Reis um 
278 Millionen Schilling eingeführt wurde oder 
Orangen und ähnliches um 608 Millionen 
Schilling. Wir haben Zitrusfrüchte eingeführt 
um 250 Millionen Schilling, und so weiter. 
Und für Kaffee, Tee und Kakao wurden 
5094 Millionen Schilling, also über 5 Milliar­
den, ausgegeben. Das zeigt, meine Damen 
und Herren, daß diese Importe eben notwen­
dig waren. 

Aber ich möchte auch darauf hinweisen: 
Wir könnten diesen Export - Import doch 
noch etwas zu unseren Gunsten beeinflussen. 
Wir wissen, daß im Jahre 1983 um 380 Millio­
nen Schilling Tafeltrauben eingeführt wur­
den. Wir könnten sicherlich in Österreich 
einen Teil davon erzeugen. 

Wenn wir solch große Einfuhren tätigen, so 
nur deshalb, weil es den Österreichern gut 
geht, und das ist auf die gute Agrar- und Wirt­
schaftspolitik dieser Regierung zurückzufüh­
ren. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ein Wort zur Weinwirtschaft. Ich weiß nicht, 
wie die Statistik zusammengestellt wird, ich 
weiß auch nicht, wie sich diese Summen und 
diese Ziffern und Zahlen, die uns auf den 
Tisch gelegt werden, zusammensetzen. Wir 
bekamen im Frühjahr dieses Jahres eine Sta-
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tistik, in Österreich lagern 5 bis 6 Millionen 
Hektoliter Wein. Das müßte genügen, für zwei 
Jahre genug Wein zu haben. Und siehe da, es 
kam eine mindere Ernte, und der Wein hat 
preislich sehr stark angezogen; zum Vorteil 
der Bauern, zum Nutzen unserer Landwirt­
schaft. 

Trotzdem bin auch ich der Meinung: Das 
nächste Rekordj ahr kommt bestimmt! Es muß 
bis dorthin möglich sein, unsere Weingesetze 
dahin gehend zu ändern, daß die Strukturpro­
bleme in der Landwirtschaft gelöst werden 
können. 

Wenn ich in diesem Zusammenhang auf 
den Weinwirtschaftsfonds zu sprechen 
komme, so tue ich das mit Absicht. Kollege 
Pfeifer hat bereits angeführt, daß der Wein­
wirtschaftsfonds im Jahre 1985 vom Bund 
60 Millionen Schilling Zuschüsse bekommt. 
Seit seinem Bestehen hat dieser Fonds prak­
tisch mehr als 600 Millionen Schilling bekom­
men. Das Ergebnis, das dabei herausgekom­
men ist, ist eigentlich recht, recht gering. 

Der Weinwirtschaftsfonds ist seiner Auf­
gabe nicht nachgekommen. Es war damals 
vorgesehen - das wurde auch gesetzlich so 
beschlossen -, daß der Weinwirtschaftsfonds 
für Absatz - vor allen Dingen im Ausland -
Sorge tragen soll. Wie gesagt, das Ergebnis ist 
sicherlich für den Weinwirtschaftsfonds nicht 
schmeichelhaft. 

Man muß aber auch bedenken, daß dieser 
Weinwirtschaftsfonds laut Rechnungshofbe­
richt nicht das getan hat, was er hätte tun sol­
len. Es ist auch hier aufzuzeigen, daß es nicht 
richtig ist, wenn man für einen ·"Bunten 
Abend" und für einen Heurigenabend 
1 500 000 S ausgibt und dann feststellen muß, 
daß die Inlandswerbung überhaupt keinen 
Effekt herbeigeführt hat. 

Wie schlecht diese Werbung war, zeigt sich 
schon darin, daß der Weinwirtschaftsfonds in 
den USA eine Studie erstellen ließ, für die vor­
erst 5 Millionen Schilling vorgesehen waren, 
für die dann aber nur 1 Va Millionen Schilling 
ausgegeben wurden. In dieser Studie wurde 
festgestellt, daß in den USA der Markt auf 
jeden Fall aufnahmefähig wäre. 

Meine Damen und Herren! Es ist bekannt, 
Amerika - die USA - haben rund 200 Millio­
nen Einwohner, und sicherlich, ein so großer 
Markt hat eben die Möglichkeit, gewisse 
Weine, gewisse Produkte aufzunehmen. Aber 
dazu brauche ich keine Studie um 1 Va Millio­
nen Schilling! Wir wissen, daß in China 1 Mil-

liarde Menschen wohnen, und wenn dort 
jeder Chinese nur einen halben Fingerhut voll 
Wein trinken würde, dann könnten wir auch 
noch den Großglockner roden und Weingärten 
aussetzen und wir hätten zuwenig Wein! (Hei­
terkeit.) 

Aber, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren, die schlechte Wirtschaft des Weinwirt­
schaftsfonds geht noch weiter. Man lud vor 
zwei Jahren sechs Journalisten, sechs Zei­
tungsleute, aus den USA ein. Damals hat man 
70 000 S für diese sechs Zeitungsleute ausge­
geben. Was ist wirklich daraus geworden? -
Nur ein einziger hat in einem Lokalblatt über 
die österreichische Weinwirtschaft berichtet, 
die anderen fünf dürften wahrscheinlich so 
besoffen gewesen sein, daß sie alles vergessen 
haben, was sie in Österreich gesehen haben. 
(Abg. G r a f: Das war eine "erfolgreiche" Stu­
die, muß ich sagen!) Herr Präsident, es zeigt 
sich eben, daß das hinausgeschmissenes Geld 
ist! 

Deswegen, Herr Bundesminister, trete ich 
dafür ein, daß die Richtlinien dieser Weinwirt­
schaftsfonds unbedingt geändert werden sol­
len. Diese Richtlinien müssen auf neue Beine 
gestellt werden, und es muß mit dem Geld, 
besonders jetzt mit diesen 60 Millionen Schil­
ling für 1985, mehr geschehen, als das bis 
jetzt der Fall war. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die Landwirtschaft hat es sicherlich nicht 
leicht. Das wird auch in Zukunft so sein. Aber 
eines müssen Sie uns zugestehen: Man hat 
sich bis jetzt immer bemüht, dieser Landwirt­
schaft zu helfen. Ich denke als Nordburgen­
länder zum Beispiel daran, daß man im Nord­
burgenland einen Betrieb angesiedelt hat, die 
Firma Pioneer, die dort nicht nur die Schaf­
fung von Arbeitsplätzen garantiert, sondern 
durch die Saatgutzüchtung und -vermehrung 
erzielen die dortigen Landwirte, die dortigen 
Bauern, relativ schöne Einkommen. 

Das Budget für 1985, das erfreulicherweise 
11 Va Milliarden Schilling ausmacht, ist, glaube 
ich, ein gutes Budget. Wenn, wie schon gesagt 
wurde, 2370 Millionen Schilling an Förde­
rungsmitteln für den Grünen Plan zur Verfü­
gung stehen und 5 040 Millionen Schilling für 
die Absatzförderung, so ist das ein Budget, 
das sich sehen lassen kann. 

Dieses viele, viele Geld, das stellt diese 
Regierung der Landwirtschaft zur Verfügung. 
(Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
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Sicherlich hat die Landwirtschaft noch große 
Probleme vor sich. Ich denke an die Gen-Pro­
blematik, deren Lösung es ermöglichen wird, 
daß. wir unsere Produktion innerhalb von 
zehn Jahren noch um 30 bis 40 Prozent erhö­
hen. Aber diesen Dingen müssen wir ins Auge 
schauen. Wir müssen auch mit diesen Budget­
mitteln, die hier zur Verfügung stehen, diese 
Probleme lösen. 

Wenn Sie, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, vom ÖVP-Bauernbund diesem Bud­
get leider Gottes nicht zustimmen können, so 
werden wir das in doppelter Hinsicht tun. Wir 
werden halt dann zweimal aufstehen, und 
damit geben wir diesem Budget die Zustim­
mung. (Beifall bei SPÖ und FPÖ. - Abg. 
Gur t n er: Auf das warte ich, daß Sie zwei­
mal aufstehen! - Abg. Pe c k: Ich trau mich 
schon!) 16.18 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächste 
zum Wort gemeldet ist Frau Maria Stangl. Ich 
erteile es ihr. 

16.18 

Abgeordnete Maria Stangl (ÖVP): Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Anläßlich der heutigen 
Budgetdebatte zum Kapitel Landwirtschaft 
stehe ich als eine Vertreterin der Land- und 
Forstwirtschaft hier am Pult. Sie alle wissen, 
daß ich Bäuerin bin, ich habe es ja schon oft 
gesagt. 

Ich möchte sagen: Die Land- und Forst­
wirtschaft, die selbstverständlich tagtäglich 
ihre Aufgaben im Dienste der Gesellschaft 
erfüllt. 

Herr Minister! Herr Staatssekretär! Meine 
Damen und Herren! Ich lade Sie jetzt alle ein, 
auch die Damen und Herren von den Medien, 
während meiner Einleitung jetzt mit mir mit­
zudenken, denn es ist nicht nur als selbstver­
ständlich hinzunehmen, daß es eine florie­
rende Landwirtschaft in unserem Staate 
geben muß, wenn unser Land überhaupt wei­
terhin funktionieren soll, wenn die Landwirt­
schaft weiterhin funktionieren soll. (Beifall 
bei der ÖVP. - Abg. Fis te r: Das tut sie eh!) 
Ich sag's Ihnen schon noch anders auch, ich 
kann's schon, bitte sehr! 

Wir von der Landwirtschaft, meine Damen 
und Herren, also die Bäuerinnen und die Bau­
ern, sorgen tagtäglich dafür, daß wir alle in 
unserem Lande ständig mit besten und quali­
tativ hochwertigen Nahrungsmitteln versorgt 
werden. Und es wird von uns auch vorgesorgt 
für die Nahrungsmittel und für Rohstoffe im 

Falle erschwerter Bedingungen oder auch in 
Krisen. 

Meine Damen und Herren! Denken Sie mit 
mir auch nach über den erstrangigen Beitrag 
der bäuerlichen Menschen zur Erhaltung und 
zur Pflege der Kultur- und Erholungsland­
schaft, damit Sie und ich und wir alle auch 
weiterhin einen sauberen und schönen ländli­
chen Raum haben (Ruf bei der SPÖ: Das ist 
unbestritten!) - Sie dürfen ruhig zuhören! -, 
einen schönen ländlichen Raum erleben, 
erwandern, in ihm Erholung finden und auch 
in ihm leben können. Und das in einer Zeit, 
wo das quantitative wirtschaftliche Denken 
immer mehr und mehr durch eine qualitative 
Betrachtungsweise ergänzt wird und die 
Lebensqualität ja auch in die Mitte gerückt 
ist. 

Ich frage Sie alle als Entscheidungsträger: 
Denken Sie daran, wenn Sie durch unser 
Land fahren oder spazieren, daß die Land­
schaftsgestaltung, der Wasserhaushalt und 
die Bodenqualität von der Schutz- und Pflege­
funktion der Bauern und der Bäuerinnen wei­
testgehend abhängen? Und wollen Sie mit 
mir, wollen Sie mit uns Bauern nicht auch 
darin übereinstimmen, daß die Land- und 
Forstwirtschaft mit der Erzeugung von Bio­
masse und Biosprit aufgrund der Zunahme 
des Energiebedarfes und der Verknappung 
der Energie, des Energieangebotes auch eine 
zunehmende Bedeutung als Energieträger hat 
und haben könnte? Sehr geehrter Herr Mini­
ster, Sie haben früher in Ihrer Wortmeldung 
das ja nicht so ganz anerkannt, und es ist 
auch nicht schön, wie Sie meinen, daß es eben 
noch ein Problem sei, Biosprit zu erzeugen. 
Wir können es beginnen, und es wäre gut für 
unsere Umwelt. Das sagen wir von der Öster­
reichischen Volkspartei Ihnen. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Also, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren, große Aufgaben und viele, viele Arbeits­
plätze in der Land- und Forstwirtschaft selbst 
sowie im Bildungs- und Beratungs- und im 
Forschungsbereich in der Landwirtschaft. 
Und weil ich als Bäuerin, meine Damen und 
Herren, selber um diese wichtigen Funktio­
nen im bäuerlichen Haus und Hof weiß, kann 
ich Sie alle ehrlichen Herzens auch dazu ein­
laden, mit mir ein Dankeschön! unseren 
bäuerlichen Menschen, unseren Bäuerinnen 
und Bauern, der ländlichen Jugend und unse­
ren Mitarbeitern zu sagen. Ich sage ein Dan­
keschön! (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Österreichische Volkspartei tritt 
geschlossen für den Bestand eines gesunden 
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Bauernstandes und für eine gezielte Förde­
rung einer sicheren Land- und Forstwirt­
schaft ein. (Zwischenruf des Abg. Fis te r.) 
Sie brauchen gar nicht dazu lachen! Wir 
kämpfen ja auch darum, mein lieber Herr 
Abgeordneter, und wir kämpfen geschlossen 
dafür. 

Meine Damen und Herren! Es müßte ein 
Hauptziel der Agrarpolitik der Bundesregie­
rung sein, dafür zu sorgen und die Bedingun­
gen zu schaffen, daß die Land- und Forstwirt­
schaft ihre Hauptaufgaben auch erfüllen 
kann. Angesichts des mageren Budgets kann 
ich eigentlich nicht behaupten, wir alle von 
der rechten Seite können nicht behaupten, 
daß Sie etwa ganz besonders unsere Land­
wirtschaft fördern. 

Schließlich hörten wir ja jetzt schon, daß 
das Budget, das beschlossen wird, also das 
gesamte Budget, schon wieder nicht stimmt. 
(Abg. Gär t n er: Das haben Sie voriges Jahr 
auch gesagt!) Ja, es ist sicher auch zu sagen 
gewesen! Es hat ja voriges Jahr auch nicht 
gestimmt. (Abg. G ra f: Es hat ja nie 
gestimmt, das gesamte Budget! Sie hat völlig 
recht!) 

Ich möchte jetzt auf einige Punkte einge­
hen, und zwar, meine Damen und Herren, auf 
das tatsächlich gesunkene Einkommen um 
real über 9 Prozent und die negative Kosten­
entwicklung von 1976 bis 1983 um 39 Prozent. 
Das muß man auch einmal in Betracht ziehen: 
vom Saatgut über Handelsdünger, Energie­
ausgaben, Installationen, Gebäudeerhaltung, 
Zugmaschinen bis zu den Fremdlohnkosten 
und zu den Baukosten in der Landwirtschaft. 

Herr Minister! In den Budgetberatungen 
habe ich Ihnen schon gesagt, daß wir zuwenig 
Mittel in der Agrarinvestitionsförderung 
haben, obwohl, das muß man wohl sagen, seit 
1970 dafür um das Doppelte mehr bis heute 
veranschlagt beziehungsweise ausgegeben 
worden ist. Aber ich muß dazu erwähnen: 
Allein die Baukosten in der Landwirtschaft 
sind um das Dreieinhalbfache gestiegen! 

Wir haben zuwenig billige Agrarinvesti­
tionskredite. Ich muß erwähnen, daß die so 
wichtige Regionalförderung im Grenzland ja 
auch um 40 Prozent gesunken ist. 

Also man kann nicht sagen, daß unbedingt 
alles recht ist, was Sie vom Budget her für die 
Landwirtschaft vorsehen im Interesse unse­
rer bäuerlichen Familien und einer gut florie­
renden Landwirtschaft. Bitte, wollen Sie das 
auch zur Kenntnis nehmen, meine Damen 
und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie selber kennen wahrscheinlich genug 
Fälle, und wir wissen aus der tagtäglichen 
Praxis, daß die Verschuldung der Höfe 
zunimmt, und zwar in besorgniserregender 
Weise. (Zwischenrufe der Abg. Fis te rund 
Gär t n er.) Ja, ja, in besorgniserregender 
Weise nehmen die Verschuldungen der Höfe 
oder der Landwirtschaften zu! (Abg. Ton n: 
Sie brauchen wir, daß Sie es uns erklären!) 
Aber Sie kennen ja die Landwirtschaften 
nicht, darum können Sie mir nicht beipflich­
ten oder müssen nur lachen dazu, was ich 
überhaupt für unklug finde! (Abg. Ton n: Sie 
brauchen wir, damit Sie uns das erklären!) 
Nein, nein, aber Sie brauchen nicht zu lachen 
dazu, wenn ich etwas aus meinem tagtägli­
chen Leben und aus meiner Erfahrung sage, 
denn ich bin eine Bäuerin! (Beifall bei der 
ÖVP.) Und ich gehöre nach wie vor diesem 
Berufsstand an, bitte schön. Das muß man 
Ihnen wohl auch sagen, und das werden Sie 
mir wohl auch zubilligen müssen! (Ruf bei der 
SPÖ: Das können Sie sich ersparen!) Ich brau­
che mir nichts zu ersparen! Ich kann Ihnen 
nur sagen: Es ist besorgniserregend genug, 
daß die Verschuldungen in der Landwirt­
schaft zunehmen. Hier müßte einfach wirksa­
mer geholfen werden! 

Sie meinten bei der Budgetberatung, Herr 
Minister, es nehmen die Konsolidierungsfälle 
nicht zu, nachdem ich Sie darauf angespro­
chen hatte. Aber es sind ja tagtäglich genug 
Fälle: Bauern, die eben nicht mehr weiterkön­
nen. Viele Bauern suchen ja auch gar nicht 
mehr an um einen Konsolidierungskredit, 
weil ihnen vielleicht damit auch nicht mehr 
geholfen ist. Und wir erleben so manche Ver­
steigerung draußen auf dem Lande. Ich 
möchte Ihnen als Steirerin noch sagen: 
"Jakob der Letzte" aus Roseggers Roman -
den gibt es heute auch da und dort! Das ist 
auch eine Tatsache. 

Sehr geehrter Herr Minister! Sie haben für 
eine Sonderaktion - durch Umschichtung 
von 500 Millionen Schilling - für den bäuerli­
chen Wohnbau diese Millionen, diese Förde­
rung, vorgesehen. Das möchten wir anerken­
nen. Aber es ist eine Umschichtung. Wo 
haben Sie das alles zusammengekratzt dafür? 
Aber gut, daß es diese 500 Millionen Schilling 
überhaupt gibt. 

Aber, sehr geehrter Herr Staatssekretär, 
ich muß Ihnen das auch sagen: Diese Förde­
rung soll, wie Sie wissen, direkt über die Ban­
ken abgewickelt werden, ohne daß die Bera­
tung hier eingreift. (Staatssekretär Ing. 
Mur e r: Richtig!) Ob das richtig ist, das ist 
die Frage! Ich weiß nicht, wie Sie dazu "rich-
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tig" sagen können. Ohne die qualifizierte 
Beratung der Landwirtschaftskammer soll 
das abgewickelt werden? (Zwischenrufe des 
Bundesministers Dipl.-Ing. Hai den und 
des Staatssekretärs Ing. Mur er.) Nein, nein! 
Und sonst möchten Sie Untersuchungen und 
Kommissionen einsetzen, die kontrollieren, 
was die Bauern an Geldern bekommen? -
Also wo ist denn jetzt die Wahrheit? Das muß 
ich Ihnen wohl auch sagen, sehr geehrter 
Herr Staatssekretär und meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich glaube schon, daß 
eine qualifizierte Beratung auch in diesem 
Falle nötig ist. 

Ihnen als zuständigem Minister für die 
Landwirtschaft dürfte das ja auch nicht egal 
sein. Es dürfte nicht sozusagen in Ihrem hel­
fenden Interesse liegen, daß ein Bauer bei der 
Bank Geld nehmen und abwickeln kann. Man 
müßte eigentlich vorsichtiger sein, sagen wir 
heute schon überall aufgrund dessen, was ich 
Ihnen vorhin gesagt habe. 

Wir sind wirklich der Überzeugung, daß 
man aufgrund des ständigen realen Einkom­
mensverlustes nicht vorsichtig genug sein 
kann, wenn Geld aufgenommen wird und ein­
gesetzt werden soll, und dort die Fachkräfte 
der Kammern beraten oder, wenn es nötig ist, 
auch abraten können müssen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die zunehmende Spezialisierung, die intensi­
ven Bewirtschaftungsformen, die Markt- und 
die Absatzprobleme in der Land- und Forst­
wirtschaft machen ja eine fundierte Beratung 
auch immer notwendiger. Zur Erfüllung der 
umfangreichen AufgabensteIlung durch die 
Beratung der Landwirtschaft sind nun einmal 
auch höhere Beträge einzusetzen. 

Sie, Herr Minister, verwiesen im Budget­
ausschuß darauf, daß die Länder den Bera­
tungsdienst besser dotieren sollen. Ich kann 
Ihnen allein aus der Steiermark berichten, 
daß für den Personalaufwand der Landwirt­
schaftskammer mit den Bezirkskammern 
zusammen im Jahr 1983 über 104 Millionen 
Schilling vorgesehen waren und auch gekom­
men sind. Und vom Bund sind für das Bera­
tungswesen im Jahr 1983 27,39 Millionen 
Schilling bereitgestellt worden. Das ist die 
Realität, Herr Minister! 

Sie haben eigentlich zu mehreren Proble­
men, die ich aufgeworfen habe, Stellung 
genommen, und, ich möchte fast sagen, doch 
manchmal eine recht billige Ausrede 
gebraucht: Es sollen die Länder mehr tUn, 
etwa bei der Finanzierung der Bildungs- oder 

der Landjugendaufgaben. Die Landjugend 
hat Sie überhaupt durch eine große Unter­
schriftenaktion gebeten, daß die Mittel nicht 
gekürzt werden. Sie haben sie trotzdem 
gekürzt und sagen, es sollten die Länder hier 
mehr tun. 

Herr Minister! Ich meine dazu, dort wären 
einsetzende Mittel wirksam, echt wirksam, 
und das wäre viel besser, als daß Sie 10 Millio­
nen Schilling für Ihre ,,Agrarwelt" verwen­
den. Es wäre viel besser, diese 10 Millionen 
Schilling für die Landjugendarbeit auszuge­
ben! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich möchte dazu noch erwähnen: Die Land­
wirtschaftskammern in den Ländern haben ja 
für sich ihre eigenen wichtigen landwirt­
schaftlichen Blätter, und es könnte doch auf 
die ,,Agrarwelt" , die 10 Millionen Schilling 
kostet, leicht verzichtet werden. Geben Sie 
doch diese Gelder an die Landjugendarbeit 
weiter! 

Und jetzt, Herr Staatssekretär, hätte ich 
noch an Sie eine Frage. Wir haben doch 
vorige Woche, vor einer Woche also, die Gene­
ralversammlung der Mutterkuhhalter in mei­
nem Bezirk gehabt, der Verband für ganz 
Steiermark. Sie haben dort auf Drängen der 
fragenden Bauern gesagt, daß die Richtlinien 
kommen werden. Ich möchte Sie fragen: Wo 
sind die Richtlinien für die Förderung der 
Mutterkuhhaltung, die Sie bei der General­
versammlung vielleicht schon für diese 
Woche versprachen? Haben Sie sie, oder dür­
fen Sie nicht, Herr Staatssekretär? Sie wollen 
doch sicher auch nicht, daß die vorgesehenen 
80 Millionen Schilling verfallen. 

Meine sehr geehrten Damen! Hohes Haus! 
Zum Schluß möchte ich etwas ganz Persönli­
ches sagen. Mein 19jähriger Sohn, unser 
Jungbauer daheim, fuhr heute früh mit mir 
hierher nach Wien. Über den Wechsel kom­
mend, sahen wir in Niederösterreich auf ein­
mal große Plakate. Mein Sohn sagte, und es 
klang für mich so hoffnungsvoll: Mutti, schau: 
"Landwirtschaft ist Leben, kein Leben ohne 
Bauern, Bauern sind notwendiger denn je!" 
Er hat das so nett ausgesprochen. - Die Frau 
Partik-Pable muß dazu natürlich lachen, sie 
kennt ja den Bauernstand nicht. (Zustim­
mung bei der ÖVP.) 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Eine vernünftige Agrarpolitik hat wirklich 
dafür zu sorgen, daß die vielen jungen bäuer­
lichen Menschen nicht entmutigt werden für 
ihre Zukunft! Sie muß dafür sorgen, daß die 
vielen jungen Menschen, die bereit sind, den 
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Hof einmal zu übernehmen, wirklich auch auf 
dem Hof bleiben können und dort auch ihren 
Arbeitsplatz ausfüllen. 

In diesem Sinne, meine Damen und Her­
ren, ist Landwirtschaft zu sehen und zu för­
dern und auch eine langfristige Einkommens­
sicherung für den Bauernstand zu erreichen! 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Wir als Österreichische Volkspartei kämpfen 
auch für eine offensive Landwirtschaftspoli­
tik im Interesse der fleißigen Bauern und 
Bäuerinnen und der jungen Leute auf dem 
Bauernhof. Tun Sie es auch besser, wir for­
dern Sie dazu auf! (Beifall bei der ÖVP.) 16.37 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Alois Huber. Ich erteile es ihm. 

16.37 

Abgeordneter Alois Huber (FPÖ): Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Anläßlich meiner ersten 
Rede im Parlament der österreichischen 
Republik, aber auch in Anbetracht des 
Umstandes, daß ich lediglich mit einer einfa­
chen Volksschulbildung aufwarten kann, 
wäre es nicht verwunderlich, wenn ich Angst 
oder gar Hemmungen bekommen würde. 

Hohes Haus! Ich habe aber weder das eine 
noch das andere (Beifall bei FPÖ und SPÖ), 
und zwar deshalb nicht, weil ich die Auffas­
sung vertrete, daß in der österreichischen 
Volksvertretung neben den akademisch gebil­
deten Abgeordneten auch einfache Menschen, 
einfache Bauern und Arbeiter, ihren Platz 
haben sollten. (Neuerlicher Beifall bei FPÖ 
und SPÖ.) 

Hohes Haus! Ich bin der Ansicht, daß sich 
bei der Erstellung der Gesetze, die sicherlich 
praxisbezogen und bürgernah sein sollen, die 
Theorie und die Praxis miteinander verbin­
den sollten. 

Nun aber möchte ich zu Beginn etliche 
Worte, wenn auch im nachhinein, zum soge­
nannten Grünen Bericht verlieren. 

Ich vertrete die Ansicht, daß der Grüne 
Bericht, da ja für seine Erstellung nur 
2 700 Betriebe, wenn auch österreichweit, her­
angezogen werden, die man umlegt auf die 
immerhin insgesamt 270 000 Betriebe, in der 
letzten Konsequenz nicht den richtigen Aus­
sagewert darstellt. Denn ich möchte feststel­
len, daß es sich hier um gut geführte Betriebe 
handelt und daß schon allein aus diesem 

Grund das Ergebnis doch mit etwas Vorsicht 
zu betrachten ist. 

Hohes Haus! Ich erlaube mir aber auch 
noch die Feststellung, daß bei den Aussage­
werten des Grünen Berichtes sowohl die 
Arbeit unserer Altbäuerinnen und unserer 
Altbauern als auch die Arbeit unserer heran­
wachsenden Kinder in den Zahlen mit enthal­
ten ist. 

Ich möchte bei meinen Feststellungen nicht 
in den Verdacht geraten, daß ich gegen die 
sozial-freiheitliche Koalition bin. Das ist kei­
neswegs der Fall. Aber ich fühle mich mei­
nem Berufsstand gegenüber verpflichtet, hier 
im Hohen Hause doch zumindest zu versu­
chen, die Situation des landwirtschaftlichen 
Berufsstandes so darzustellen, wie sie der 
Wirklichkeit entspricht. 

Hohes Haus! Ich möchte mich nun mit dem 
Agrarbudget des Jahres 1985 auseinanderset­
zen. 

Sehr geehrter Herr Minister, ich beginne 
mit dem positiven Teil. 

Ich werte es als absolut positiv, daß für das 
Bergbauern-Sonderprogramm immerhin 
1,23 Milliarden Schilling ausgewiesen sind, 
was immerhin einer Steigerung gegenüber 
dem Jahr 1984 um 190 Millionen Schilling ent­
spricht. 

Ich werte es als positiv, daß die Bergbau­
ern-Direktzuschüsse beginnend mit 33 Millio­
nen im Jahre 1970 bis zum Jahre 1985 mit 
452 Millionen Schilling ausgewiesen werden. 

Meine geschätzten Kollegen der Opposi­
tion! Mir sind noch sehr gut Ihre Äußerungen 
vom Tabakgeld in Erinnerung. Ich glaube, 
daß aus diesem Tabakgeld eine ganz respek­
table Hilfe für unsere Bergbauern geworden 
ist. (Beifall bei FPÖ und SPÖ.) 

Ich möchte aber auch positiv vermerken, 
daß für die Mutterkuhhaltung im Jahr 1985 
80 Millionen Schilling ausgewiesen werden. 
Ich kann hier meine Vorrednerin, Kollegin 
Stangl, beruhigen: Ich weiß, daß die Richtli­
nien längst schon in Ausarbeitung sind. Ich 
muß feststellen, daß allein in Anbetracht der 
Schwierigkeiten, die wir auf dem Milchmarkt 
haben, diese Maßnahme für Betriebe, die 
sicherlich extensiv geführt werden, die Weide­
flächen haben, als äußerst begrüßenswert zu 
bezeichnen ist. 

Ebenfalls als äußerst begrüßenswert 
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möchte ich die Rückerstattung des allgemei­
nen Absatzförderungsbeitrages für Bergbau­
ern der Zonen III und IV immerhin mit einem 
Betrag von 70 Millionen Schilling erwähnen. 

Genauso positiv sind die Agrarinvestitions­
kredite in der Höhe von 2,5 Milliarden mit 
immerhin einer Zinsenstützung von 600 Mil­
lionen Schilling. 

Nicht unerwähnt lassen möchte ich den 
Wegbau, den Telephonbau, die Elektrifizie­
rung mit 542 Millionen Schilling, und ich 
möchte dies positiv vermerken. 

Nicht zuletzt die Sonderaktion für die 
Wohnbauförderung von Bauerngehöften, 
immerhin mit 500 Millionen Schilling. 

Hohes Haus! Sehr geehrter Herr Minister! 
Ich möchte nun aber zu jenem Teil kommen, 
den ich zwar nicht kritisieren möchte, denn 
ich weiß, daß auch diese Budgetposten not­
wendig sind. Ich wehre mich allerdings im 
Interesse meiner Berufskollegen dagegen, 
daß alle diese nun folgenden Millionen und 
Milliarden ausschließlich nur der Landwirt­
schaft zugeschrieben werden. 

Hier muß ich erwähnen, daß für Wildbach­
verbauung, Schutzwasserbau, Lawinenver­
bauung 1,4 Milliarden Schilling verwendet 
werden, für das Ministerium, Zentralverwal­
tung 654 Millionen Schilling, für Versuchsan­
stalten 1,111 Millionen und schließlich als 
größter Brocken für Preisausgleiche und 
Preisstützungen 5,04 Milliarden Schilling. 

Hiezu etliche Feststellungen: Wir wissen, 
daß wir in Österreich seit Ende des Zweiten 
Weltkrieges die sogenannten volkswirtschaft­
lich kalkulierten Erzeugerpreise haben, wobei 
ich vermerken möchte, daß man sicherlich die 
damit verbundene Absatzgarantie nicht über­
sehen soll. Trotzdem, Herr Minister und 
Hohes Haus, erlauben Sie mir die Feststel­
lung, daß ein großer Teil dieser gewaltigen 
Aufwendungen nicht nur der Landwirtschaft, 
sondern auch den Konsumenten in Form von 
verbilligten Grundnahrungsmitteln zugute 
kommt. 

Dasselbe, Hohes Haus, trifft in anderer 
Form aber auch für die Budgetposten Wege­
bau, Elektrifizierung, Telephonbau, verbun­
den mit AlK-Mitteln und Zinsenzuschüssen, 
zu. Denn letzten Endes ist auch hier nicht die 
Landwirtschaft allein der Nutznießer, son­
dern schlechthin der gesamte ländliche Raum 
und schließlich durch den Fremdenverkehr 
die gesamte Bevölkerung. 

Hohes Haus! Ich erlaube mir, Ihnen einen 
Satz aus der Budgetrede unseres Finanzmini­
sters vorzulesen, wo er erklärt hat: "Bei den 
Kosten der Überschußverwertung insgesamt 
muß eine überproportionale Steigerung fest­
gestellt werden. In diesem Zusammenhang 
wird eine grundsätzliche Überprüfung des bis­
herigen Systems der Stützungsentscheidun­
gen notwendig sein." 

Hier hat man doch vielleicht vergessen, auf 
den Weg hinzuweisen, den bei Durchführung 
dieser Maßnahmen die österreichische Land­
wirtschaft nehmen sollte. Ich glaube, daß das 
Überschußproblem hauptsächlich wegen der 
nicht kalkulierten Erzeugerpreise entstanden 
ist, daß eben die Landwirtschaft keinen ande­
ren Ausweg gehabt hat als den, durch Über­
produktion doch noch einigermaßen das Aus­
langen zu finden. 

Ihnen, meine geschätzten Kolleginnen und 
Kollegen von der Österreichischen Volkspar­
tei, die uns Freiheitlichen vor allem immer 
vorwerfen, daß wir vor 1983 dies oder jenes 
gesagt haben, Ihnen muß ich heute wieder 
Finanzminister Vranitzky zitieren, der Ihnen 
geantwortet hat, als Sie ihm vorgehalten 
haben, daß er als Direktor der Länderbank 
noch dieses oder jenes gesagt hat, daß er 
heute als Finanzminister den Beruf gewech­
selt hat. 

Ich glaube die Feststellung treffen zu kön­
nen, daß auch wir die Rollen gewechselt 
haben. Alles, was Sie heute kritisieren, haben 
Sie mindestens bis zum Jahr 1970 gutgehei­
ßen, aber nicht nur gutgeheißen, sondern 
auch mit Zähnen und Klauen verteidigt. 

Ich erlaube mir die Feststellung, daß wir 
schon jahrzehntelang dasselbe System haben, 
daß letzten Endes die sozialistische Alleinre­
gierung auf diesem selben System weitergear­
beitet hat, sicherlich mit Verbesserungen. 
Somit sind es alte eingefahrene Geleise oder 
- ich habe mich schlecht ausgedrückt - es 
sind schon ausgefahrene Geleise. Es wäre 
daher sicherlich daran zu denken, hier end­
lich entsprechende Änderungen vorzuneh­
men. 

Hohes Haus! Es ist die Frage berechtigt, ob 
es hier einen Ausweg gibt. Ich muß den Ver­
antwortlichen der österreichischen Agrarpoli­
tik, allen voran unserem Herrn Landwirt­
schaftsminister , aber auch unserem Herrn 
Staatssekretär zubilligen, daß es nicht leicht 
ist, in einer Zeit der wirtschaftlichen Verflech­
tung der westlichen Welt in Österreich erfolg­
reich Agrarpolitik zu machen. 
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Wenn ich nun aber auf einen Ausweg hin­
weise, dann nicht, um die Opposition zu unter­
stützen, sondern letzten Endes liegt ja auch 
ein Dreiparteienantrag vor bezüglich der 
Erzeugung von Biosprit. 

Ich mache hier aus meinem Herzen keine 
Mördergrube: Wir haben in Österreich bereits 
über 400 000 ha geschädigte Wälder aufzuwei­
sen, wir haben auch schon Schäden auf Fel­
dern und Wiesen. Es ist aber letzten Endes 
erwiesen, daß durch die Beimengung des Bio­
sprits manche Umweltschäden, wenn schon 
nicht ganz beseitigt, so doch vermindert wer­
den könnten. 

Ich lasse das Argument, daß der Biosprit 
für unsere herkömmlichen Motoren nicht 
brauchbar ist, nicht gelten. (Demonstrativer 
Beifall bei der ÖVP.) Ich bin in der Lage, dazu 
auf fachmännische Gutachten zu verweisen. 

Ich lasse aber letzten Endes auch das Argu­
ment, daß Biosprit zu kostspielig ist, ebenfalls 
nicht gelten, weil es schon erwiesen ist, daß 
vor allem bei der Erzeugung von Biosprit aus 
Zuckerhirse der Preis rund um 8 S zu liegen 
käme. Wenn man dabei aber auch noch 
bedenkt, daß Eiweißfuttermittel abfallen wür­
den, wir damit auch noch unsere Handelsbi­
lanz verbessern könnten, dann bitte, nehmen 
Sie es mir nicht übel, wenn ich die Feststel­
lung treffe, daß es doch mehr als höchste Zeit 
ist, der Realisierung dieses Projektes näher­
zutreten. 

Ich möchte dies aber auch noch untermau­
ern mit meiner vorher getroffenen Feststel­
lung von den 5 040 Millionen, die wir für die 
Überschußverwertung ausgeben müssen, und 
hier erlaube ich mir doch, die Frage in den 
Raum zu stellen, ob es nicht vernünftiger 
wäre, die Produktion umzulenken, das heißt, 
daß wir Tausende Hektar besten landwirt­
schaftlichen Bodens zur Erzeugung der 
Grundstoffe für den Biosprit aus der Produk­
tion herausnehmen würden. (Demonstrativer 
Beifall bei der ÖVP.) 

Ich erlaube mir, dabei auch noch festzustel­
len, daß sich schon allein deshalb, weil sich 
viele klimatisch günstig gelegene Betriebe 
dieser Produktion annehmen würden, auch 
für die übrige Bauernschaft neuerlich Absatz­
möglichkeiten eröffnen werden. 

Hohes Haus! Ich bin kein Freund von lan­
gen Reden und somit komme ich auch schon 
zum Schluß. Ich möchte abschließend nicht 
verabsäumen, auch noch darauf hinzuweisen, 
daß durch diese Maßnahmen viele der heute 

in den Nebenerwerb gezwungenen Bauern 
wiederum auf ihre Höfe zurückkehren wür­
den, daß sich dadurch aber auch für andere 
Bürger, die keine andere Möglichkeit haben, 
wiederum Arbeitsplätze eröffnen würden. 
Abschließend möchte ich Ihnen also allen 
zurufen: Bemühen wir uns alle, daß die Land­
wirtschaft jenen Stellenwert erhält, der ihr 
letzten Endes zukommt, allein schon im Hin­
blick auf die Umwelterhaltung. (Beifall bei 
FPÖ und SPÖ.) 

Ich weiß, daß es in diesem Haus Gepflogen­
heit ist, den Redner bei der ersten Rede nicht 
zu unterbrechen. Ich habe mich aber auch 
meinerseits bemüht, sachlich zu bleiben, 
möchte es zum Schluß aber dennoch nicht 
verabsäumen, Ihnen allen, meine geschätzten 
Abgeordneten, gleichgültig, wohin Sie auch 
gehören, herzlich für die mir entgegenge­
brachte Fairneß zu danken. (Allgemeiner Bei­
fall.) 16.54 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zu Wort gemeldet ist der Abgeordneter 
Hubert Huber. Ich erteile es ihm. 

16.54 

Abgeordneter Hubert Huber (ÖVP): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
Zahlen des Budgetentwurfes zu Kapitel 60: 
Land- und Forstwirtschaft liegen uns nun vor. 

Mein Vorredner, mein Namensvetter Alois 
Huber, hat sich sehr gute Vorsätze vorgenom­
men. (Abg. Haigermoser: Haben Sie 
keine?) Ich wünsche ihm menschlich wirklich 
recht viel Glück, ich wünsche ihm viel Glück 
persönlich, ich wünsche ihm aber auch von 
seiner Gruppe und Partei her sehr viel Ein­
sicht und den nötigen Korpsgeist, den er zur 
Verwirklichung dessen braucht, was er hier 
gesagt hat. (Beifall bei der ÖVP. - Abg. 
Pro b s t: Nur keine Bange!) Herr Probst, ich 
hoffe, daß Sie keine Bange haben! Ich habe 
auch keine, habe ich nie gekannt. (Abg. 
Pro b s t: Bei uns funktioniert das noch!) Ja, 
bei uns auch, bei uns geht es klaglos! (Zwi­
schenruf des Abg. G ra b her - Me y er.) Ich 
muß Ihnen sagen, Herr Abgeordneter Grab­
her-Meyer: Es geht klaglos, davon können Sie 
sich überzeugen! Mit Sprüchen allein hat es 
weniger zu tun, es muß mehr getan und gear­
beitet werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich darf mich aber ganz kurz auch noch an 
den Abgeordneten Peck wenden. Er hat fest­
gestellt, den Bauern geht es re I at i v gut. 
Sie wissen ja, was "relativ" heißt. Er ist Wein­
bauer. Man könnte sagen: Ein halbleeres Glas 
Wein, das ist relativ im Verhältnis zu einem 
halbvollen Glas Wein. 
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Ich möchte sagen, daß das Wort "relativ" 
auf die Bauern ähnlich zutrifft. Ich möchte 
feststellen: Alle diese Zahlen des Bundesbud­
gets sind das Ergebnis der sozialistischen 
Agrarpolitik im letzten Jahrzehnt. 

Bevor ich aber, meine sehr verehrten 
Damen und ,Herren, auf einige Details näher 
eingehe, möchte ich der zuständigen Beam­
tenschaft, die diesen Bericht, insbesondere 
den über die Lage der österreichischen Land­
wirtschaft, ausgearbeitet hat, für ihre Mühe 
und für ihre Arbeit wirklich recht herzlich 
danken. (Beifall bei der ÖVP.) Denn dieser 
Bericht stellt für jeden Interessierten - und 
ich glaube, es wäre Pflicht jedes Österrei­
chers, sich für die Landwirtschaft zu interes­
sieren -, aber speziell für uns Abgeordnete 
eine große und echte Hilfe dar, die Probleme 
der österreichischen Agrarsituation zu begrei­
fen. 

Allgemein möchte ich festhalten, und da bin 
ich jetzt im Widerspruch zu Peck, daß das 
Jahr 1983 für die Landwirtschaft sicherlich 
kein gutes Jahr war. Weitgehend - das 
möchte ich objektiverweise feststellen - kön­
nen Preisverfall und ungünstige Produktions­
bedingungen als Ursachen dafür angegeben 
werden. 

Die Ergebnisse des Jahres 1984 sind unter­
schiedlich. Ein Urteil wird man jedoch erst 
treffen können, wenn alle Ergebnisse endgül­
tig vorliegen werden. Es ist zu befürchten, daß 
eine weitere Abkoppelung des Arbeitseinkom­
mens der in der Landwirtschaft Beschäftigten 
von dem in der übrigen Wirtschaftsentwick­
lung stattgefunden hat. 

Der Budgetentwurf 1985 stellt nunmehr die 
Antwort der für die Regierung verantwortli­
chen Kräfte dar, wie diese Entwicklung 
gestoppt werden soll. Ich möchte dem Herrn 
Minister sein Bemühen sicherlich nicht 
absprechen - das möchte ich fairerweise 
sagen -, die vielen anstehenden Probleme zu 
lösen. Ich möchte sie nicht alle aufzählen. Das 
beginnt, wie gesagt, bei der Ordnung des 
Weinmarktes und geht bis hin zur Frage des 
Biosprits. Aber zielführende Lösungen sind 
sicherlich keine zu verzeichnen. 

Der Minister hat sich dafür eingesetzt, 
einen gewissen Schwerpunkt auch im Rah­
men der Bergbauernhilfe zu setzen. Die hie­
für vorgesehenen Mittel sind anerkennens­
werterweise um rund 27 Millionen erhöht 
worden. 

Aus dem vorgelegten Zahlenmaterial des 

Budgets 1985 ist allgemein zu entnehmen, daß 
die Dotierung des gesamten Förderungsordi­
nariums - ich beziehe mich auf die einzelnen 
Ansätze 601, 602 und 603 im Verhältnis zu den 
allgemeinen Bundesausgaben -, man höre 
und staune, seit 1970 um die Hälfte gesunken 
ist. Ich glaube, das ist keine positive und 
keine relativ gute Erscheinung. Steigende 
Aufwendungen für Investitionen, unzurei­
chende Produzentenpreise und real sinkende 
öffentliche Förderungen sind daher das 
Ergebnis einer mehr als ein Jahrzehnt dau­
ernden sozialistischen Agrarpolitik. 

Die Durchschnittseinkommen der selbstän­
dig und unselbständig Beschäftigten in der 
Landwirtschaft liegen weit unter denen ande­
rer vergleichbarer in der Wirtschaft Tätiger. 
Wenn sich auch die Abwanderung aus dem 
ländlichen Raum merklich verlangsamt hat 
- eine Begründung hierfür ist, glaube ich, 
darin zu suchen, daß allgemein eine unbefrie­
digende Arbeitsmarktsituation vorherrscht 
-, so glaube ich, es ist doch alles daranzuset­
zen, durch geeignete Maßnahmen, wie 
Höfeerschließung, die Betriebe zu festigen 
und die erforderliche Bevölkerungsdichte in 
den Extremlagen und in den Grenzlandregio­
nen zu halten und zu sichern. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Es wären daher Überlegungen anzustellen, 
das wichtige Instrument der Agrarinvesti­
tionskredite so zu dotieren, daß die Kredit­
summe von derzeit 2,5 Milliarden Schilling 
merklich angehoben wird. 

Meine Damen und Herren! Durch den Grü­
nen Bericht, den wir vor einigen Wochen dis­
kutiert haben, zieht sich wie ein roter Faden 
die Aussage, daß die Leistung der Zuerwerbs­
und der Nebenerwerbsbauern in ihrer Bedeu­
tung nicht nur für die Landwirtschaft, son­
dern auch für die übrigen Wirtschaftszweige, 
insbesondere den Fremdenverkehr, nicht 
hoch genug eingeschätzt werden kann. Umso 
unangenehmer berührt es mich aber, daß die 
Kennziffern für diese Betriebe über Weisung 
des Herrn Ministers, der momentan nicht im 
Hause ist, bereits im Jahr 1984 vom Landwirt­
schaftsministerium nicht mehr erhoben wer­
den sollen. Das ist schlecht; ich habe im 
Finanzausschuß beziehungsweise im Budget­
ausschuß darauf hingewiesen, meine Damen 
und Herren! Ich inöchte den Herrn Minister 
noch einmal bitten, diese Entscheidung zu 
revidieren und nochmals zu überprüfen und 
die Erhebungen doch durchführen zu lassen. 

Die angeblich hiefür notwendigen 2 bis 
4 Millionen Schilling sollten wohl noch bereit-
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gestellt werden können, wollte sich der Herr 
Minister nicht dem Verdacht aussetzen, die 
Ergebnisse dieser Untersuchungen mehr zu 
fürchten, als wichtige Entscheidungshilfen 
erarbeiten zu lassen. 

Hohes Haus! Es ist heute schon einige Male 
durchgeklungen, daß die ständigen Anhebun­
gen der Einheitswerte angesichts der Ein­
kommenssituation in der Landwirtschaft in 
der bisher geübten Weise abzulehnen sind. 
Allfällige Erhöhungen der Einheitswerte soll­
ten in Hinkunft nur unter Bedachtnahme -
und das möchte ich so verstanden wissen, wie 
es seinerzeit bei den ÖVP-Regierungen gewe­
sen ist - auf die tatsächliche Ertragskraft der 
Betriebe vorgenommen werden. 

Die Abgeordneten Deutschmann und 
Brandstätter haben auf dieses wichtige Kapi­
tel hingewiesen. Ich möchte anfügen, daß nur 
eine gerechte Steuerpolitik auch eine taugli­
che Grundlage für eine vernünftige Agrarpoli­
tik sein kann. (Beifall bei der OVP.) 

Ich kann mich des Eindruckes nicht erweh­
ren, Herr Bundesminister, daß Sie sich wie 
ein Forstwirt, ein Holzfäller, verhalten, der 
sich mit einer alten Zugsäge in den Wald zum 
Fällen von Bäumen begibt, obwohl er den 
Wert einer modernen Motorsäge genau abzu­
schätzen weiß und darüber selbstverständlich 
auch bestens informiert ist. - Ich meine 
damit, daß er auch das Landwirtschafts­
Instrumentarium, das zur Verfügung steht, 
kennt und es nicht anwendet. 

Herr Minister! Ihre Politik und die Politik 
dieser Bundesregierung haben im wesentli­
chen dazu geführt, daß es sich unsere Bauern 
nicht mehr leisten können, ihre Betriebe auf 
einem zeitgemäßen und auf einem modernen 
Ausrüstungsstand zu halten. 

Hohes Haus! Die maßlose Verschwendungs­
politik der sozialistischen Regierung auf allen 
Gebieten unter Bundeskanzler Kreisky - ich 
glaube, das ist die wesentliche Wurzel unserer 
gesamten Misere - hat die Budgetdefizite 
explodieren lassen. Ab dem Jahre 1970 kön­
nen Sie das graphisch wunderbar darstellen. 
Die Tilgungs- und die Zinsenlasten, die dar­
aus resultieren, werden wie in der Vergangen­
heit die gewaltigen Mehreinnahmen aus den 
nunmehr schon sattsam bekannten Bela­
stungspaketen auffressen. 

Die so oft angekündigte und versprochene 
Budgetkonsolidierung ist nicht geschehen, 
wird auch bei diesem Budget nicht über eine 
Diskussion hinauskommen, nicht. einmal in 

Ansätzen. Allein die Steigerung der Ausgaben 
für die Bedienung der Staatsschulden macht 
ein Mehrfaches aller Aufwendungen aus, 
über die wir heute unter dem Kapitel "Land­
wirtschaft" diskutieren, meine sehr verehrten 
Damen und Herren! 

Die Staatsschulden, die in ihrer Gesamtheit 
mit über einer Billion, das sind 1 000 Milliar­
den Schilling, anzusetzen sind, müssen nun­
mehr bezahlt werden, bezahlt auch von all 
den kleinen Leuten und braven Arbeitern in 
der Landwirtschaft, die nun auch dazu heran­
gezogen werden, für das Fiasko der sozialisti­
schen Finanzpolitik geradezuf?tehen. 

Herr Bundeskanzler Kreisky hat den Wahl­
kampf seinerzeit im Jahre 1970 mit vielen Slo­
gans gegen Bundeskanzler Klaus geführt. Er 
hat gesagt, die Regierung Klaus sei eine 
Reise wert. Er hat damit gemeint, jeder Öster­
reicher hätte mit den Mitteln, die im Zusam­
menhang mit der Durchführung des Koren­
Planes ausgeliehen wurden, zum Preis von 
12 000 S eine schöne Urlaubsreise unterneh­
men können. (Präsident Dr. S ti x über­
nimmt den Vorsitz.) 

Es ist damals viel geredet worden, das wis­
sen wir, es ist auch vieles von dem eingetre­
ten, was damals vorausgesagt worden ist und 
wovor gewarnt worden ist. Aber wenn ich 
heute dieselbe Argumentationstechnik, wie 
sie Kreisky damals, 1970, angewandt hat, 
anwende, so darf ich feststellen, daß mit den 
Sehuldenaufnahmen der sozialistischen 
Finanzminister jeder Österreicher gut und 
gerne Reisen machen könnte, ich glaube, 
nach der Höhe der Schulden weit über den 
Mond hinaus. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Als Vertreter des Bezirkes Osttirol, eines ech­
ten Hochalpengebietes, schmerzt es mich 
besonders, daß nunmehr auch die Mittel des 
Katastrophenfonds widmungsfremd verwen­
det werden. Wir werden übermorgen ja über 
den Katastrophenfonds diskutieren. 

Der Katastrophenfonds wurde seinerzeit 
unter der Regierung Klaus nicht zuletzt unter 
dem Eindruck der Hochwasserkatastrophen 
in Osttirol und in Kärnten in den Jahren 1965, 
1966 ins Leben gerufen. 

Dem Finanzgesetz 1985 ist nun zu entneh­
men, daß dem Katastrophenfonds, dem in der 
Vergangenheit für den Ausbau von Schutz­
wasserbauten zweckgebundene Mittel zuge­
führt wurden, nunmehr 500 Millionen Schil­
ling zur Speisung des Umweltschutzfonds ent-
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nommen werden sollen. Ich frage mich, wel­
chen Sinn es haben kann, dringliche und drin­
gende Aufgaben dadurch zu bewältigen, daß 
man die Mittel für die Erledigung einer 
ebenso dringenden Maßnahme schmälert. Ich 
frage mich, wozu das führen soll. Es ist mir 
schleier haft. 

Im Klartext sollen doch offensichtlich 
längst erforderliche Umweltinvestitionen bei 
Staatsbetrieben getätigt werden und wichtige 
Maßnahmen, wahrscheinlich auf dem Gebiet 
des Schutzwasserbaues, hintangestellt wer­
den. Ich muß aber unmißverständlich und 
hart aussprechen, daß die sozialistische 
Regierung auch hier ihrer inneren Logik 
folgt, nämlich Geld dort zu holen, wo ordent­
lich gewirtschaftet wird. 

Herr Minister! Es wäre eine große, eine 
sehr gute und schöne Aufgabe für Sie, sich 
gegen eine solche Vorgangsweise, wie sie 
beim Katastrophenfonds auch jetzt wieder 
geschieht, heftig zu wehren. 

In den letzten Jahren wurden planmäßig 
die Rücklagen der Pensionsversicherung der 
Angestellten, die Rücklagen der Versiche­
rungsanstalt öffentlich Bediensteter, die 
Rücklagen des Familienlastenausgleiches 
und schließlich die Rücklagen des Entgeltfort­
zahlungsfonds ausgeräumt. Sie wurden unter 
verschiedenen Vorwänden so ausgeräumt, 
daß auch diese Anstalten und Institutionen in 
Bälde Bundeszuschüsse benötigen werden. 
Man· kann nur sagen: Helfe Gott, daß diese 
Anstalten in diesen nächsten Jahren ihren 
Aufgaben selbst nachkommen können! 

Wie das Beispiel zeigt, widerfährt nunmehr 
auch dem Katastrophenfonds das gleiche 
Schicksal. Ich glaube, mit dieser Beurteilung 
der Entwicklung der Staatsfinanzen stehe ich 
sicherlich nicht allein hier. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Ich bin davon überzeugt, daß der Bundesmi­
nister Haiden bei der Erstellung des Bundes­
voranschlages 1985 sicherlich das Beste 
wollte; das spreche ich ihm absolut nicht ab. 
Er wird jedoch, wie ich kurz ausgeführt habe, 
aufgrund der allgemeinen Finanznot des Bun­
des nur mehr in den Randbereichen korrigie­
ren können. 

Gerade der Bezirk Osttirol, den ich vertrete, 
ist aufgrund seiner extremen natürlichen Ver­
hältnisse darauf angewiesen, daß das 
Erwerbseinkommen der bäuerlichen Bevölke­
rung durch den gezielten Einsatz sämtlicher 
Mittel und Förderungen nicht weiter absinkt. 

Durch die fällige Errichtung des Speicher­
kraftwerkes Dorfertal sind für verschiedene 
Wirtschafts zweige des Bezirkes gewisse Vor­
teile zu erwarten. Ich möchte aber auch fest­
stellen, daß der in Gründung stehende Natio­
nalpark "Hohe Tauern" und der bevorste­
hende Bau des Kraftwerkes in Osttirol von 
unserem Land große Opfer erfordern werden. 
Die Bevölkerung dieses Gebietes hat daher, 
glaube ich, auch das Recht, daß die zu erbrin­
genden Opfer an Landschaftseinbußen durch 
die Setzung entsprechender flankierender 
Förderungsmaßnahmen erträglich gemacht 
werden. 

In diesem Sinne bitte ich den Herrn Bun­
desminister in aller Form, diesbezügliche 
Wünsche aus dem Bezirk Osttirol aus dieser 
Sicht zu sehen und im Budgetvollzug nach 
Möglichkeit zu berücksichtigen. 

Herr Bundesminister - in Vertretung Herr 
Staatssekretär! Ich hätte noch etwas vorzu­
bringen. Eine Frage berührt mich noch beson­
ders; sie ist auch heute in den Antworten des 
Herrn Ministers durchgeklungen. 

Der Tiroler Forstverein hat eine lobens­
werte Tat gesetzt, indem er Waldbesitzer im 
Bundesland Tirol dazu gewinnen konnte, grö­
ßere oder kleinere Waldflächen für die Ausbil­
dung von sogenannten Naturwaldzellen 
unentgeltlich zur Verfügung zu stellen. Das 
ist auch geschehen. Private, Gemeinden und 
Agrargemeinschaften haben dies getan. 

Diese Naturwaldzellen sollen als Reservate 
für den Biotopschutz dienen und sind für die 
Erhaltung des Artenreichtums der natürli­
chen Waldgesellschaft für die Zukunft von 
größter, allergrößter Bedeutung. Unange­
nehm berührt mich aber, daß gerade die Bun­
desforste mit ihren enormen Waldflächen mit 
geradezu möchte ich fast sagen lächerlichen 
Begründungen sich von dieser Aktion aus­
schließen. Ich darf Sie wirklich ersuchen, sich 
dafür zu verwenden, daß sich die Bundesfor­
ste mit entsprechenden Waldflächen an die­
sen in die Zukunft reichenden Maßnahmen 
beteiligen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Der Herr Minister hat ja heute bei Hain­
burg erwähnt, daß man nicht mit einer Lupe 
Waldgebiete oder Wälder suchen soll, wie sie 
in Hainburg nun dem Kraftwerksbau zum 
Opfer fallen; er möge sich also in dieser Frage 
auch bei den Bundesforsten so großzügig ver­
halten. 

Und so, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, möchte ich nun schließen mit mei-
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nem Dank an alle in der Landwirtschaft täti­
gen Menschen, die tagaus, tagein fleißig 
arbeiten und sich das ganze Jahr mühen, daß 
den Österreichern ihr tägliches Brot gesichert 
und der Tisch immer gedeckt ist. Beispiele 
anderer Staaten - ich möchte hier nicht 
Äthiopien oder vielleicht sonst einen Staat 
anführen, wir brauchen nur in unserer Umge­
bung die Augen offen zu haben - in unserer 
Nachbarschaft zeigen, daß die Versorgung 
eines Landes mit hochwertigen N ahrungsmit­
teIn überaus wichtig und ganz und gar auch 
keine Selbstverständlichkeit ist. 

Ich glaube, wir alle können froh sein, so 
schmerzlich und so schwierig es oft auch ist, 
daß wir Überschußprobleme zu lösen haben, 
daß wir uns nicht mit Mangelerscheinungen 
oder gar mit Lebensmittelrationierungen zu 
befassen haben. 

Der Bergbauer ist darüber hinaus aber 
auch Devisenbringer im höchsten Ausmaß. Er 
bewirtschaftet zwei Drittel des Staatsgebietes 
für die Masse der Österreicher und für die 
große Anzahl der erholungsuchenden Gäste 
als Erholungsgebiet in unserer Republik. 
Doch - so muß ich feststellen - es wartet 
diese Gruppe der Bauern immer noch auf den 
gerechten Lohn für ihre Tätigkeit und ihre 
Arbeit. 

Herr Minister! Es wird Ihre vornehmste 
Aufgabe sein, die anstehenden Probleme zu 
lösen und einen vernünftigen und einen 
gerechten Lastenausgleich herbeizuführen, 
damit auch die Bauern Österreichs die Ent­
lohnung und die Anerkennung bekommen, 
die ihnen zusteht. (Beifall bei der ÖVP.) 17.12 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Staatssekretär Ing. Murer. 

17.12 

Staatssekretär im Bundesministerium für 
Land- und Forstwirtschaft Ing. Murer: Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Verehrter 
Herr Präsident! Ich möchte einige Fragen, die 
direkt an mich gerichtet wurden, beantwor­
ten, aber auch zwei grundsätzliche Dinge, die 
in der Diskussion in den Raum gestellt wur­
den, richtigstellen, nämlich: 

Es wurde behauptet, daß die Einheitswerte 
laufend erhöht werden. Das ist nicht richtig, 
denn seit Eintritt der Freiheitlichen in die 
Regierung wurden die Einheitswerte nicht 
erhöht, sondern Möglichkeiten geschaffen, 
daß Einheitswerte gesenkt werden können. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Wir haben einmal gemeinsam mit den 
Weinbauern beschlossen, daß es zu einer Ein­
heitswertsenkung kommt, und es kam in der 
Folge auch dazu, was auf jeden Fall eine Ent­
lastung für die Weinbauern bedeutet und von 
den Weinbauern auch anerkannt wurde. (Abg. 
Dr. Z i t tm a y r: Wir haben einen Antrag auf 
Herabsetzung der 5 Prozent gestellt, und Sie 
haben dagegen gestimmt!) 

Ich möchte, sofern es dem Herrn Abgeord­
neten Zittmayr auch noch nicht bekannt ist, 
dem Hohen Haus mitteilen - weil hier ja 
sehr stark und auch richtigerweise auf die 
Forstschäden eingegangen wurde -, daß wir 
uns in der Bundesregierung bemüht haben, 
daß natürlich die emissionsgeschädigten 
Waldbesitzer in der Zukunft eine Möglichkeit 
haben müssen, bei den zuständigen Finanz­
ämtern um eine Einheitswertsenkung ansu­
chen zu können. 

Wir haben das sehr rasch in der Form 
bewältigt, daß die nötigen Erlässe vom 
Finanzministerium bei den zuständigen Lan­
desfinanzämtern liegen, und ich hoffe, daß 
diese Erlässe bald den zuständigen Bezirksfi­
nanzämtern geschickt werden, sodaß die Bau­
ern, die Emissionsschäden nachweisen, bei 
den Bezirksfinanzämtern um eine Einheits­
wertsenkung ansuchen können. Das heißt, in 
dem betreffenden Erlaß ist vorgesehen, daß 
eine Rückreihung bis zu zwei Ertragsklassen 
möglich ist, also eine Reduzierung des Ein­
heitswertes von etwa 25 Prozent möglich 
erscheint. 

Ich glaube, daß das doch auch der Beweis 
dafür ist, daß die Bundesregierung die Sorgen 
vor allem auch der emissionsgeschädigten 
Waldbesitzer sehr ernst nimmt. Ich möchte 
auch heute dem Finanzminister und seinem 
Staatssekretär recht herzlich dafür danken, 
daß sie rasch gehandelt haben, möchte aber 
die Landwirtschaftskammern auffordern, den 
Bauern zur Seite zu stehen. (Beifall bei FPÖ 
und sm.) 

Ich glaube, daß für die Landwirtschafts­
kammern in der Beratung hier ein großes 
Betätigungsfeld besteht, daß die Berater der 
Landwirtschaftskammern unseren Bauern 
hier wirklich wertvolle Hilfe leisten können 
und daß hier in der Beratung vor allem ein 
ganz neuer Weg gegangen werden müßte. 
(Abg. Dr. Z i t tm a y r: Das werden wir schon 
machen, wenn einmal der Erlaß draußen ist!) 
Aber es gibt natürlich, Herr Abgeordneter 
Zittmayr, auch Leute, die anerkennen selbst 
solche Maßnahmen nicht! Ich weiß nicht, viel­
leicht sind Sie so einer. Ich freue mich aber, 
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daß es trotzdem in der Regierung - obwohl 
es nicht einfach war - möglich war, diese 
Einheitswertsenkungen in so kurzer Zeit 
zumindest anzubieten. 

Ich würde mich freuen, wenn Sie auch als 
Oppositionsabgeordneter das in diesem 
Hause zumindest diskutieren und anerken­
nen würden. 

Es wurde auch von einer gerechten Steuer­
politik gesprochen. Ich möchte in Erinnerung 
rufen, sofern es manchen in Vergessenheit 
geraten ist, daß die Bundesregierung zumin­
dest sehr rasch ein gerechteres Steuersystem 
in der Form geschaffen hat, daß die Erhö­
hung, also die Anpassung der Mehrwertsteuer 
zumindest den Bauern ein gerechteres Mehr­
wertsteuersystem gebracht hat, was für die 
Landwirtschaft immerhin 500 bis 600 Millio­
nen im Jahr mehr bringt. Ich glaube, wir 
haben jahrelang genug gekämpft um diese 
gerechtere Steuerpolitik; in diesem Bereich 
haben wir es bewältigt. Und auch das sollte 
man doch immerhin anerkennen und den 
Bauern sagen! 

Frau Kollegin Stangl, nun auf Ihre Frage 
Wohnbausonderprogramm: Es ist richtig, wir 
haben uns bemüht, weil wir wissen, daß es 
notwendig ist, ein Wohnbausonderprogramm 
für die Landwirtschaft in Kraft zu setzen, das 
natürlich die Voraussetzung hatte, daß wir 
aus dem Budget 1985 zusätzlich Millionen 
bekommen. Eine AIK-Aufstockung um 
500 Millionen ist ja nur möglich, wenn man 
zusätzlich 50 Millionen dazu bereitstellt. Das 
haben wir getan. Und wir werden uns bemü­
hen, wenn dieses Wohnbausonderprogramm 
mehr Mittel braucht, auch im nächsten Bud­
get zu weiteren 50 Millionen eine Aufstok­
kung vornehmen zu können. Eine diesbezügli­
che Absprache und Vereinbarung mit dem 
Finanzminister gibt es, sodaß wir zumindest 
beweisen konnten, daß wir für einen lebens­
werten Bauernhof eintreten, denn immerhin 
sind mehr als 310000 bewohnte Bauernhöfe 
vor dem Krieg gebaut worden, und über 
einem Viertel der Bauernhöfe in Österreich 
fehlen noch immer sanitäre Einrichtungen, 
wie Bad, WC, Installationsausrüstungen 
moderner Art und mehr. 

Es wird hier möglich sein, eine sehr bürger­
nahe Abwicklung durchzuführen. Ich glaube, 
daß viele Bauern den Wunsch nach einer bür­
gemahen Abwicklung gehabt haben: unter 
möglichst wenig Bürokratie die Anträge stel­
len zu können, und zwar nach dem Dreiecks­
prinzip Bauer - Bank - Landwirtschaftsmi­
nisterium, sodaß die Bauern rasch zu ihren 

Zinsenzuschüssen kommen und nicht so 
lange warten müssen, wie es doch manchmal 
in der Vergangenheit der Fall war. 

Wir werden nicht 60 Prozent des Bauvolu­
mens fördern, sondern immerhin 80 Prozent, 
was auch bedeutet, daß wir es sehr ernst neh­
men mit einem lebenswerten Bauernhof. 

Wir sagen keinem Bauern, er soll die Land­
wirtschaftskammer nicht bei der Beratung in 
Anspruch nehmen, nur vertreten wir den 
Standpunkt, daß die Bauern alle eine gute 
Schule hinter sich haben, vor allem die Jung­
bauern, und nicht ein Überservice bis ins 
Schlafzimmer brauchen. Deshalb meine ich, 
daß es richtig war, die Bauern von diesen 
finanziellen Zuwendungen im Wohnbauson­
derprogramm von der Landwirtschaftskam­
mer insofern unabhängig zu machen, als sie 
nicht ansuchen müssen, aber sie können 
selbstverständlich die a Beratung auch der 
Landwirtschaftskammer in Anspruch neh­
men. 

Die letzte Frage, die Sie an mich gerichtet 
haben, Frau Abgeordnete Stangl, war die der 
Mutterkuhhaltung. Es ist halt manchmal so, 
Frau Kollegin Stangl, daß Geduld Rosen 
bringt, und ich kann Ihnen versichern, daß 
eine neue, für die Bauern sehr gut annehm­
bare, mit viel mehr Geld ausgestattete Richtli­
nie für die Förderung der Mutterkuhhaltung 
zu dem Tag in Kraft treten wird, wo es für die 
Bauern wichtig ist, nämlich ab 1. Jänner 1985. 
Ich freue mich darüber, daß hier auch statt 
40 Millionen 80 Millionen im Budget sind und 
daß diese Mutterkuhhaltung darauf abzielt, 
eine Art Antimilchprämie einzuleiten, die uns 
helfen wird, den milchwirtschaftlichen Markt 
etwas mehr in Ordnung zu bringen, als er es 
zur Zeit ist. 

Ich hoffe, daß auch Sie in der Beratung 
kräftig mitwirken, daß wir das Ziel bald errei­
chen und eine spürbare Entlastung hier vor­
nehmen können. 

In diesem Sinne werden wir in der Bundes­
regierung Schritt für Schritt weiterarbeiten. 
Wir wissen, daß noch viel zu tun ist. Vieles 
haben wir schon getan. In diesem Sinne, 
meine sehr verehrten Damen und Herren -
auch unter Ihrer Mitwirkung, wenn Sie wol­
len -, wird es eine gute Zukunft für unsere 
Bauern geben können. (Beifall bei FPÖ und 
SPÖ.) 17.22 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt der 
Herr Abgeordnete Weinberger. 
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17.23 

Abgeordneter Weinberger (SPÖ): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Herr Staatssekretär! 
Meine geschätzten Damen und Herren! 

Wenn wir heute dem 15. Agrarbudget einer 
sozialistischen Alleinregierung - seit zwei 
Jahren gibt es allerdings eine sozialistisch­
freiheitliche Regierung - die Zustimmung 
geben, tun wir Sozialisten dies mit gutem 
Gewissen das 15. Mal. Wir tun es bewußt -
das wurde heute schon gesagt -, um für 1985 
ein gutes Bauernjahr zu schaffen. 

Das Agrarbudget 1985 wurde nach den Mög­
lichkeiten einer noch immer angespannten 
und noch immer schwierigen Budgetlage im 
Interesse der österreichischen Landwirt­
schaft erstellt. Es ist keine stiefmütterliche 
Behandlung und kein Budget der verpaßten 
Gelegenheiten, wie es Herr Kollege Deutsch­
mann, unser Ausschußobmann, gemeint hat. 
Genau, Kollege Deutschmann, das Gegenteil 
ist der Fall! (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Es ist vor allem unserem Bundesminister 
Haiden, seinen Mitarbeitern und allen, die zu 
diesem Budgetkapitel beigetragen haben, ein 
herzliches Danke für die Bemühungen um die 
Belange der österreichischen Landwirtschaft 
zu sagen. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Das Agrarbudget 1985 ist im Vergleich zu 
dem des Jahres 1984 nicht unbeträchtlich 
gewachsen, die Summen wurden zum Groß­
teil schon genannt. Es sind immerhin um 
770 Millionen Schilling mehr als 1984. 

Für den Grünen Plan und das Bergbauern­
Sonderprogramm wurden insgesamt 2,37 Mil­
liarden Schilling zur Verfügung gestellt, um 
11 Prozent mehr als 1984. 

Mich als Abgeordneten, als Tiroler Abge­
ordneten freut es mich insgesamt für die 
westlichen Bundesländer, aber auch für die 
Steiermark, Kärnten, Salz burg und auch für 
Niederösterreich - auch dort gibt es Berg­
bauern -, daß dieses Agrarkapitel sogar für 
den Bergbauern-Sonderbereich um 18 Pro­
zent angehoben werden konnte. (Beifall bei 
SPÖ und FPÖ.) 

Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Ich sagte schon, daß wir Soziali­
sten seit dem Jahre 1971 'l5mal ja zur österrei­
chischen Landwirtschaft gesagt haben, 15mal 
ja zu den agrarpolitischen Maßnahmen, die 
notwendig sind für die Landwirtschaft. Wir 
feiern also heute ein kleines Jubiläum, ein 
Jubiläum, das sich sehen lassen kann, und ich 

bin überzeugt, daß auch die österreichische 
bäuerliche Bevölkerung dies anerkennen 
wird. 

Die ÖVP-Opposition feiert auch ein Jubi­
läum, ebenfalls 15 Jahre, und zwar ein Nein 
zu den landwirtschaftlichen Budgets, 15mal 
nein zu den agrarpolitischen Maßnahmen, die 
notwendig sind, 15mal nein zu den Bergbau­
ern-Sonderprogrammen, die immerhin eine 
zusätzliche Förderung von 8 Milliarden Schil­
ling gebracht haben. 

Wir Sozialisten freuen uns hingegen, auf 
eine so stolze Bilanz der SPÖ unter unserem 
Bundesminister Haiden hinweisen zu kön­
nen. 

Ich möchte aber gerne anerkennen, daß 
diese Politik auch durch die fast zwei Jahre 
tätige SPÖ-FPÖ-Regierung - sicher keine 
Liebesheirat, aber eine Vernunftehe - zum 
Wohle der österreichischen Landwirtschaft 
fortgesetzt werden konnte. 

Geschätzte Damen und Herren! Ich möchte 
mich heute kurz mit der Einkommensent­
wicklung befassen. Wie Sie ja wissen, haben 
wir beim Grünen Bericht hier im Hohen Haus 
sehr ausgiebig darüber diskutiert. Es wurde 
auch heute zum Teil darüber gesprochen. Und 
auch wir Sozialisten sind in Sorge gewesen 
über die Einkommen 1983. Auch wir waren 
nicht einverstanden. Aber es ist so in der 
Landwirtschaft, daß nicht die Regierung, wie 
Sie das immer sagen, die Schuld hat, sondern 
unsere Landwirtschaft ist sehr wetterabhän­
gig. Wir freuen uns aber als Sprecher der 
Bergbauern-Bereiche, daß im Bergbauern­
Bereich, obwohl 1983 kein gutes Jahr war, 
immerhin ein Mehr von 7 Prozent bei den 
Einkommen für die Bergbauern-Bereiche zu 
verzeichnen war. Eine Steigerung also, die 
sich sehen lassen kann. 

Wenn aber im nordöstlichen Hügelland 
1982 so hohe Einkommenszuwächse zu ver­
zeichnen waren, ist es ganz selbstverständ­
lich, daß es, da ein schlechtes Jahr drauf 
folgte, zu einem Minus kommen mußte. 

Ich möchte auf folgendes hinweisen: Beim 
Gesamteinkommen - und das muß man län­
gerfristig anschauen, wenn wir eine ehrliche 
Bilanz ziehen, und nicht nur auf dem Vorjahr 
herumhacken wollen - haben wir immerhin 
im Bundesmittel eine Steigerung von 1,8 Pro­
zent - von 1970 bis 1983 im Ausmaß von 
97 000 S auf 263 000 S - zu verzeichnen 
gehabt. Das heißt, seit Beginn der siebziger 
Jahre waren die Bergbauernbetriebe im Mit-
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telpunkt unserer Agrarpolitik. Im besonders 
extremen Bereich, im bergbäuerlichen 
Bereich, ist das Realeinkommen sogar um 
2,1 Prozent gestiegen. Also ein Einkommens­
zuwachs, wie es ihn ungefähr bei den Arbei­
tern und Angestellten und auch bei den 
Beamten gab. 

Wir haben heute vom Herrn Bundesmini­
ster Haiden gehört - und auch andere Red­
ner haben darauf hingewiesen -, daß es ~ine 
weitere Hilfe durch eine Differenzierung in 
den Zonenbereichen geben wird, und zwar 
wird zum Teil von der Zone 3 auf Zone 4 
umgestellt. Wir haben bereits 15 000 entspre­
chende Anträge im Landwirtschaftsministe­
rium. Ungefähr die Hälfte wird, so hoffe ich 
zumindest, zum Zug kommen. 

Wir haben schon von den Mitteln gehört, 
die als Direktzuschüsse zur Verfügung 
gestellt worden sind: 11 500 S 1984, 12 500 S 
1985, und ich hoffe natürlich sehr, daß für die 
Handarbeitszonen, die extrem gelegenen 
Lagen für eine vierte Bergbauernzone, die 
Mittel etwas höher ausfallen. 

Hohes Haus! Einkommensdebatten im 
Bereich der Landwirtschaft werden nicht nur 
in Österreich geführt, sondern auch bei unse­
ren Nachbarn, in der Bundesrepublik und in 
der Schweiz. Es ist heute schon darauf ver­
wiesen worden: In der Bundesrepublik ist das 
eine sehr triste Angelegenheit, wenn man 
bedenkt, daß das Realeinkommen dort um 
20 Prozent abgesunken ist. 

Ich möchte noch auf die Aussagen des 
Herrn Bauernbunddirektors Fahrnberger hin­
weisen, der heute in der Presseloge Zuhörer 
der Agrardebatte war. Er hat gemeint, daß 
20 Prozent der österreichischen Bauern 
bereits unter der Armutsgrenze liegen. Kol­
lege Fachleutner hat im Landwirtschaftsaus­
schuß gemeint, es wären 28 Prozent. 

Es ist richtig, daß es in Österreich viele 
kleine und kleinste Betriebe gibt. Diese 
Betriebe aber für eine Statistik heranzuzie­
hen, ist, glaube ich, genauso falsch, wie wenn 
wir in der Industrie oder im Handel oder im 
Gewerbe auch die Teilzeitbeschäftigten, die 
Halbtagsbeschäftigten für eine solche Stati­
stik heranziehen würden. Er hat also vergli­
chen, und solche Vergleiche hinken natürlich 
immer. 

Immerhin 54 Prozent aller landwirtschaftli­
chen Betriebe werden geführt im Nebener­
werb, im Zuerwerb. Ich glaube, gerade hier 
haben unsere Zuschüsse einen besonderen 

Beitrag dazu leisten können, daß die Einkom­
men nicht so abgesunken sind, wie sie das 
wären, wenn diese Mittel nicht zur Verfügung 
hätten gestellt werden können. (Beifall bei 
sm und FPO.) 

Bauernbunddirektor Fahrnberger stellte 
einen Vergleich an und führte aus, daß das 
bäuerliche Einkommen 8103 S betrüge. Er 
schrieb: Die Industriebeschäftigten kommen 
auf rund 17 600 S. Das ist ein Vergleich, der 
natürlich den in der Landwirtschaft Tätigen 
überhaupt nicht passen kann. Das wäre so 
wenig, daß sie wirklich die Freude an ihrer 
Arbeit verlieren würden. Nur: Dieser Ver­
gleich stimmt überhaupt nicht. Es ist ein dem­
agogischer Vergleich, ein Vergleich zwischen 
Äpfel und Birnen. 

Man muß die Nettolohneinkommen der 
Beschäftigten in der Industrie und auch in der 
Landwirtschaft sehen. Und da, liebe Freunde, 
schaut es schon ganz anders aus! Wir haben 
aus dem Mikrozensus Juni 1983 vom Statisti­
schen Zentralamt ersehen können, daß die 
Arbeiternettoeinkommen bei 8 600 S liegen 
und insgesamt die Nettoeinkommen aller 
Unselbständigen 9200 S betragen. 

Kollege Fahrnberger nimmt dieses Beispiel 
mit 17 600 S. Aber da kommen leider 3 500 S 
an Steuern und 2 500 S an Sozialversiche­
rungsbeiträgen weg. So kommt man ungefähr 
auf 11 000 S. Sie wissen aber, was die Woh­
nung kostet, was die Lebensmittel kosten, 
was die Heizung und dergleichen mehr 
kostet. Daher, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, stimmen diese Vergleiche über­
haupt nicht! 

Neben der Entwicklung der landwirtschaft­
lichen Einkommen muß ich auch noch in aller 
Kürze auf die begleitenden Maßnahmen der 
Bundesregierung zu sprechen kommen. Die 
Sozialpolitik, die Familienpolitik werde ich 
dann noch ganz kurz streifen. 

Mit den Bergbauern-Sonderprogrammen 
wurde ein Instrumentarium zur Bergbauern­
förderung geschaffen, das bei den Bedürfnis­
sen jener bäuerlichen Bevölkerung ansetzt, 
welche es am schwersten und am notwendig­
sten hat: die Infrastrukturausbauten, der 
Straßenbau hin bis zum Güterwegebau, die 
Elektrifizierung und auch der Telephonaus­
bau, die landwirtschaftlichen Regionalförde­
rungen, Bergbauernhilfe, Schutzwaldsanie­
rungen und so weiter, und so weiter. Wie ich 
bereits erwähnt habe: Die Zuschüsse, die vom 
Staat gegeben werden, tragen sicherlich zu 
einem besseren Lebensstandard in der Land-

70. Sitzung NR XVI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 49 von 60

www.parlament.gv.at



6122 Nationalrat XVI. GP - 70. Sitzung - 10. Dezember 1984 

Weinberger 

wirtschaft, und zwar im besonderen Maße bei 
den Bergbauern, bei. 

Abschließend darf ich folgende Feststellung 
treffen: Unsere Politik für die österreichische 
Landwirtschaft, insbesondere für die Berg­
bauern, war erfolgreich. Die Steigerung des 
längerfristigen Einkommens belegt diese 
Feststellung ganz besonders. Nicht nur die 
Förderungsmittel über das Budget 1985 in 
Höhe von 11,5 Milliarden Schilling zeigen dies 
auf, sondern auch die Maßnahmen der Bun­
desregierung im Bereich der Familien- und 
Sozialpolitik, wenn auch ab und zu darüber 
geschimpft wird. 

Ich glaube, gerade im bäuerlichen Bereich 
sind diese Maßnahmen besonders notwendig. 
Sie reichen von der Heirats- bis zur Geburten­
beihilfe und seit zwei Jahren bis zur Betriebs­
hilfe. Familienbeihilfen, freie Schulfahrten, 
Gratisschulbücher, Studien- und Heimbeihil­
fen und dergleichen mehr helfen der bäuerli­
chen Bevölkerung genauso wie allen anderen 
Menschen dieses Staates. 

Allein im Bundesministerium für soziale 
Verwaltung wird, wenn Sie sich das ange­
schaut haben, für die Landwirtschaft ein 
Betrag von 9,3 Milliarden Schilling ausgewie­
sen. Nicht zu vergessen sind die Pensionen in 
der Landwirtschaft. Der Kollege Zittmayr hat 
das letzte Mal gesagt: Hört doch einmal auf, 
es ist ja schon eine reine Frotzelei, wenn man 
das den Leuten immer wieder vorhält. (Abg. 
Dr. Z i t tm a y r: Herr Kollege! Sie haben 
9 Milliarden genannt und jetzt sagen Sie die 
Pensionen noch dazu! Sie nehmen alles dop­
pelt!) Nein, die Pensionen sage ich nicht dazu. 

Kollege Zittmayr! Ich muß Ihnen jetzt 
etwas sagen: Es ist selbstverständlich, daß 
jeder hier herinnen das Recht hat, das, was er 
auf den Tisch bekommt, so auszulegen, wie er 
glaubt. Und die ÖVP hat selbstverständlich 
auch dieses Recht. Wir nehmen uns nur das 
Recht heraus, das so aufzuzeigen, wie wir 
glauben, daß es ist. 

Ich möchte drei Beispiele bringen. 1983 
es sind die Zahlen auch für 1984 schon da -
betrug die Gewerbepension 6 350 S monatlich, 
die Arbeiterpension 5 530 S und erfreulicher­
weise - das muß ich sagen, es ist kein 
Tabaksgeld mehr - die bäuerliche Pension 
über 4100 S. 

Herr Kollege Zittmayr, Sie haben bei der 
Ersten Lesung gesagt, daß es eine Frotzelei 
sei, das den Menschen immer vorzuhalten. 
Aber Sie zwingen uns ja dazu! Wir können 

nicht akzeptieren, daß Sie sich da herausstel­
len und sagen, was alles schlecht sei. Der Kol­
lege Huber als Osttiroler, als Tiroler Kollege 
hat eine ganz andere Sprache an diesem Pult 
gezeigt, nämlich die Sprache, wie es wirklich 
ist. Man braucht diese Regierung nicht weiß 
ich wie zu loben, aber er hat immerhin aufge­
zeigt, daß diese Regierung ganz Ausgezeich­
netes geleistet hat. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Kollege Zittmayr! Ich hätte sehr gerne heute 
etwas über den Milch-ab-Hof-Verkauf gesagt. 
Das wird der Kollege Keller wahrscheinlich 
tun, ich komme nicht mehr dazu. Ich habe 
gesehen, daß wir uns alle sehr an die Zeit 
gehalten haben, und daher möchte ich auch 
nicht zu lange reden. Aber darüber müßten 
wir schon einmal mit Ihnen diskutieren. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren 
von der Opposition! Wir werden uns also zur 
Wehr setzen. Wir werden den Menschen 
sagen, welche Mittel für die österreichische 
Landwirtschaft durch den Grünen Plan, 
durch die Bergbauernförderung, durch die 
Stützungen bei Milch und Milchprodukten, 
bei Fleisch und Getreide, aber im besonderen 
Maße durch die Politik für die Familien, für 
die soziale Sicherheit und, wie ich schon 
sagte, im Bereich der Pensionen jährlich 
durch den Bund zur Verfügung gestellt wer­
den. 

Hohes Haus! Die erbrachten Maßnahmen 
für die österreichische Landwirtschaft zeigen 
auf, daß wir nach den gegebenen Möglichkei­
ten in den letzten 15 Jahren einen enormen 
Beitrag für die in der österreichischen Land­
wirtschaft Tätigen geleistet haben und dies 
auch weiterhin tun werden. 

Das vorliegende Agrarbudget 1985 gewähr­
leistet in hohem Maße die Fortsetzung der 
aufgezeigten agrarpolitischen Maßnahmen. 
Wir Sozialisten geben diesem Budgetkapitel 
daher gerne unsere Zustimmung. (Beifall bei 
SPÖ und FPÖ.) 17.39 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt der 
Herr Abgeordnete Ing. Kowald. 

17.39 

Abgeordneter lng. Kowald (ÖVP): Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Werte Damen und Her­
ren! Ich stehe heute genauso das erste Mal 
hier an diesem Rednerpult wie mein Vorred­
ner von der Freiheitlichen Partei, Kollege 
Huber. Ich möchte hier als ehrlicher junger 
Bauer aus der Südsteiermark meine Überzeu­
gung, meinen Standpunkt so darstellen, wie 
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das der Kollege Huber von der Freiheitlichen 
Partei getan hat, nur aus meiner Sicht. Er hat 
es so gebracht, wie das eben Bauern in ihrer 
Ehrlichkeit zu sagen gewohnt sind. (Beifall 
bei der ÖVP.) Ich glaube, ein großer Teil der 
Abgeordneten entstammt der Bauernschaft. 
Und ich möchte hier gleich feststellen, daß 
der Herr Staatssekretär Ing. Murer bekannt­
gegeben hat, daß für Waldschäden ein 25pro­
zentiger Nachlaß beim Einheitwert in den 
nächsten Jahren gegeben wird. Herr Staatsse­
kretär! Das, was da den Bauern gegeben wird 
seitens der Regierung, ist kein Almosen. 

Wenn man bedenkt, daß gerade im südstei­
rischen, im südöstlichen Flach- und Hügel­
land die durchschnittliche Gesamtfläche pro 
Betrieb 9 ha und die Forstfläche nicht einmal 
5 ha beträgt, so kann man sich leicht ausrech­
nen, wieviel die Herabsetzung des Einheits­
wertes auf 25 Prozent ausmachen wird. 

Ich möchte damit nicht sagen, daß ich unge­
halten bin über den geringen Betrag, aber die­
ser Einheitswert ist ja nur eine Feststellung 
des Reinertrages nach gewissen Prozentsät­
zen. Wir wissen jedoch, wie sehr gerade in der 
Forstwirtschaft die Einkommen in den letzten 
Jahren zurückgegangen sind. 

Hohes Haus! Wenn man als Vertreter des 
südsteirischen Grenzlandes hier steht, in die 
Zukunft blickt und die Vergangenheit ein biß­
ehen beleuchtet, so muß man in Sorge und 
Angst das weitererzählen, was man in den 
letzten zehn Jahren und noch länger, vor 
allem auch heute bei dieser nachmittägigen 
Budgetdebatte hörte. Alle Abgeordneten -
beginnend vom Herrn Abgeordneten Pfeifer 
über Hintermayer, Schober, Peck und Wein­
berger - haben Milliardenbeträge genannt, 
die für die Land- und Forstwirtschaft für das 
kommende Jahr 1985 freigegeben werden. Es 
waren am heutigen Nachmittag sehr, sehr 
viele Zuhörerinnen und Zuhörer oben auf der 
Galerie. Es werden sicherlich sehr, sehr viele 
mithören, mitansehen und nachlesen, was im 
Haushaltsvoranschlag 1985 niedergeschrie­
ben ist. Und es kann dort oder da die Meinung 
auftreten, die Landwirtschaft sei nur ein 
Almosenempfänger, sie bringe überhaupt 
keine Eigenleistungen mehr. 

Meine Damen und Herren des Hohen Hau­
ses, vor allem von der Sozialistischen und der 
Freiheitlichen Partei! Stellen wir die Situation 
der Landwirtschaft so dar, wie sie ist. Ich 
kann mit Zahlen belegen, wie es etwa im süd­
steirischen Raum aussieht, wo nach den 
Kriegswirren in den Jahren 1918 und 1945 die 
Grenze gezogen wurde. Ein Drittel unseres 

steirischen Heimatlandes, die sogenannte 
Untersteiermark, ist von Österreich weggefal­
len, wir können das wirtschaftliche Hinter­
land nicht mehr unser eigen nennen. Es sind 
in den letzten hundert Jahren eine Unmenge 
von Menschen aus diesem Gebiet abgewan­
dert. 

Ich darf das Beispiel des Bezirks Radkers­
burg bringen. Dort hatte die Wohnbevölke­
rung im Jahre 1880, also vor rund 100 Jahren, 
28 500 Menschen betragen, laut Volkszählung 
1981 sind es nur mehr 25 500 Menschen. So 
groß ist die Abwanderung aus einem Gebiet, 
das vorwiegend agrarisch strukturiert ist. 

Ich kann auch noch mit Zahlen aus dem 
Finanzausgleich, von der Erwerbsquote her, 
die Situation in diesem Gebiet darstellen, die 
eben nicht nur aussagt, wie das Einkommen 
der Bevölkerung innerhalb der Gemeinden im 
ländlichen Raume ausschaut, sondern auch 
die Situation der Landwirtschaft insgesamt 
ausdrückt. 

Von Rednern der Regierungsparteien ist 
heute immer wieder gesagt worden, wie gut 
die Einkommenssituation der Bauern durch 
sozialistische Regierungen beziehungsweise 
jetzt durch eine sozialistisch-freiheitliche 
Regierung sei, wie gut es den Bauern gehe. 
Ich kann Ihnen jedoch aus der Praxis erzäh­
len. Ich bin ein kleiner Bauer, der eine land­
wirtschaftliche Fläche von nur fünf Hektar 
hat, der sich mit Sonderkulturen beschäftigt 
und einem kleinen Nebenerwerb nachgegan­
gen ist. Gerade aus dem Grenzland wandern 
die Menschen immer mehr ab. Die Arbeitslo­
sigkeit im südöstlichen Flach- und Hügelland, 
in den fünf politischen Grenzlandbezirken, 
beträgt an die 17 Prozent in den Wintermona­
ten; mehr als die Hälfte der Arbeitslosen sind 
Jugendliche. Ich meine, daß gerade dem 
Arbeitsplatz Bauernhof der ihm gebührende 
Stellenwert eingeräumt werden sollte. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Die steirische Landwirtschaftskammer, der 
Bauernbund und die ÖVP haben Initiativen 
gesetzt, auch unser Landeshauptmann Dr. 
Josef Krainer sowie sein Vater, der bereits im 
Jahr 1957 mit der Grenzlandförderung 
begann. In Fortsetzung dessen haben wir ein 
Grenzlandprogramm, die ,,Aktion Grenz­
land", gestartet, durch die seitens des Landes 
Steiermark öffentliche Mittel zur Verfügung 
gestellt werden, was besonders wichtig ist in 
diesem strukturschwachen Gebiet. Die Men­
schen dieses Gebietes erhalten Hilfe, das sind 
nicht allein Bauern und Bäuerinnen, sondern 
auch Jugendliche und andere Menschen im 
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ländlichen Raum. Warum wurde diese zusätz­
liche Förderungsaktion gestartet, die nun 
schon über zwei Jahrzehnte lang läuft? -
Deswegen, um den Menschen zu helfen, da 
gerade in den letzten Jahren die Mittel für die 
Grenzlandförderung, die aus dem Budget zur 
Verfügung gestellt werden, zu gering waren. 

Herr Minister! Ich erinnere an die Forde­
rung unseres Landeshauptmannes und auch 
an seine Bitte - wir Bauern sind es ja 
gewöhnt, zu bitten und danke zu sagen dem, 
dem Dank gebührt -, endlich einmal die 
Grenzlandförderungsmittel von 25 Millionen 
auf 30 Millionen Schilling aufzustocken. 

Der Herr Bundeskanzler Dr. Sinowatz hat 
gemeint: Na ja, wegen dieser läppischen 
5 Millionen Schilling! 5 Millionen Schilling -
übrigens bei einem Budget, das über 10 Mil­
liarden Schilling beträgt - wären eine echte 
Hilfestellung für die Landwirtschaft. Ich 
möchte hier schon bitten, diesem Wunsche 
der steirischen Grenzlandbevölkerung nach­
zukommen und ihr die Hilfe angedeihen zu 
lassen, die ihr doch wirklich gebührt. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Im Zusammenhang mit verschiedenen 
Maßnahmen des Grenzland-Sonderpro­
gramms und verschiedenen Aktivitäten für 
die Menschen im ländlichen Raum und für 
den Arbeitsplatz Bauernhof möchte ich hier 
ein Beispiel aufzeigen - es ist ohnedies 
durch die Medien gegangen -, ein Modell: 
Vier Bauern der Gemeinde Leutschach - das 
ist unmittelbar an der Grenze zu Jugoslawien 
- haben sich zusammengetan und eine Idee 
verwirklicht. - Ich hoffe, das wird jetzt nicht 
als Idee der Bundesregierung angepriesen, 
weil ja auch öffentliche Mittel dazugegeben 
wurden. Diese vier Bauern versorgen einen 
ganzen Markt, etwa die umliegenden Schulen 
und so weiter, mit Energie, die aus ihrem 
eigenen Wald und aus den landwirtschaftli­
chen Nutzflächen stammt. Hier wurde eine 
Pioniertat gesetzt. Ich weiß schon, daß Mittel 
hiezu aus der Grenzlandförderung auch vom 
Bundesministerium kommen; die Initiative 
haben jedoch die Bauern gesetzt. 

Dieses Geld ist richtig angebracht, und ich 
glaube, man sollte es den Bauern überlassen, 
was sie mit den Produkten, die etwa aus den 
Waldflächen und den landwirtschaftlichen 
Nutzflächen stammen, anfangen. Es sollte 
nicht nur alles in die Veredelungswirtschaft 
gehen und dann abgesetzt werden, sondern 
auch der Versorgung mit Energie für außer­
landwirtschaftliche Betriebe - wie eben auf­
gezeigt -, zur Energieversorgung einer 

Hauptschule, umliegender Gehöfte, Liegen­
schaften und Wohnblöcke et cetera, dienen. 

Meine Damen und Herren! Zur Grenzland­
förderung noch zwei kurze Bemerkungen. Es 
werden diese 25 Millionen Schilling seitens 
des Landes Steiermark verdoppelt. Somit ste­
hen 50 Millionen Schilling für Grenzlandför­
derung, für die Verbesserung der Agrarstruk­
tur im Gebiet des südöstlichen Flach- und 
Hügellandes zur Verfügung. Dieses umfaßt 
fünf steirische Grenzlandbezirke, in denen 
über 20 Prozent der Gesamtbevölkerung der 
Steiermark ihr Zuhause haben und in denen 
über 40 Prozent der bäuerlichen Betriebe eine 
kleine Struktur haben mit nicht einmal 
5 Hektar Nutzfläche, wo jedoch Arbeitsplätze 
für jung und alt gegeben sein müssen. 

Wenn die Abwanderung so weitergeht 
ich könnte noch mehr Zahlen bringen, tue das 
aber nicht, weil diese sonst verwirrten -, so 
ist dieser herrliche südsteirische Grenzraum, 
das ist meine nähere Heimat, ernstlich 
bedroht. Es erfolgt immer mehr die Abwande­
rung in die Ballungszentren. Dabei ist das 
doch eine so herrliche Kulturlandschaft, eine 
herrlich schöne Gegend mit Weingärten, 
Obstanlagen und mit den Flächen in der 
Ebene, wo tüchtige Bäuerinnen und Bauern 
dem Boden hart abringen, was gegeben wird 
mit Hilfe unseres lieben Gottes. Die Bauern 
sind mit dem wenigen, mit dem bißehen, was 
sie bekommen, immer sehr, sehr zufrieden, 
das sind dankbare Leute. 

Es wurde von sozialistischen und freiheitli­
chen Abgeordneten dem Bundesminister und 
dem Staatssekretär für das Agrarbudget 
gedankt. In gewissen Dingen bringt es viel­
leicht eine Hilfe für die Menschen im Grenz­
raum, aber trotzdem ist dieses Budget, alles 
in allem, ein Budget der versäumten Chancen. 
(Beifall bei der ÖVP.) 17.52 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt der 
Herr Abgeordnete Helmut Wolf. 

17.52 

Abgeordneter Helmut Wolf (SPÖ): Herr 
Präsident! Herr Bundesminister! Herr Staats­
sekretär! Meine Damen und Herren! Es war 
von allem Anfang an nicht zu erwarten, daß 
die ÖVP dem vorliegenden Landwirtschafts­
budget ihre Zustimmung geben wird, aber 
etwas mehr Objektivität bei der Beurteilung 
des Sachverhaltes hätte ich mir gewünscht 
(Beifall bei SPÖ und FPÖ), insbesondere aus 
dem Wissen heraus, daß die Agrarprobleme 
keine rein österreichischen Probleme sind, 
sondern daß im ganzen EG-Bereich oder auch 
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in der benachbarten Schweiz hinsichtlich der 
Agrarproduktion große Probleme herrschen. 

Es wurde heute schon von Vorrednern 
erwähnt, daß im Bereich der Bundesrepublik 
Deutschland seit 1975 das reale Einkommen 
der Landwirte um 20 Prozent zurückgegangen 
ist, daß es aber in Österreich in derselben Zeit 
jährlich um 1 Prozent gestiegen ist. In der 
Bundesrepublik Deutschland ist das reale 
Einkommen heute ungefähr dort, wo es 
bereits vor zehn Jahren war. 

In den letzten Tagen hat der Schweizer 
Bundesrat dem Parlament und dem Stände­
rat den 6. Landwirtschaftsbericht präsentiert. 
Ich hatte gestern Gelegenheit, Einzelheiten 
aus diesem Bericht zu erfahren. Ich kann 
sagen: Auch in der Schweiz gibt es große Pro­
bleme mit Überschüssen, insbesondere im 
Milchbereich und neuerlich auch im Fleisch­
bereich. 

Wenn verschiedene ÖVP-Redner in ihren 
heutigen Debattenbeiträgen die Politik der 
sozialistisch-freiheitlichen Bundesregierung 
im Agrarbereich verurteilt haben, so muß 
man fragen: Wünschen sie sich jene Verhält­
nisse zurück, als die ÖVP regiert hat, als sie 
die Agenden des Agrarbereiches über 
25 Jahre verwaltet hat, als der damalige Land­
wirtschaftsminister Schleinzer von der "Ge­
sundschrumpfung der Landwirtschaft" 
sprach? Der Milchpreis, eine der wichtigsten 
Einnahmsquellen der Bauern, betrug im 
Jahre 1966 2,27 S; im Jahre 1970 betrug er 
2,17 S. Das war nicht nur ein realer, sondern 
auch ein nomineller Rückgang des Milchprei­
ses innerhalb von vier Jahren ÖVP-Alleinre­
gierungszeit. - Das ist zu entnehmen einer 
Schrift der Präsidentenkonferenz. (Zwischen­
ruf des Abg. Seh wa rzen berger.) 

Kollege Schwarzenberger! In derselben Zeit 
hat der damalige ÖVP-Finanzminister den 
Konsumentenmilchpreis über Nacht um 1 S 
erhöht, ohne daß jedoch die Kinderbeihilfen 
erhöht wurden. Daran kann man die "soziale" 
beziehungsweise die agrarpolitische Einstel­
lung der damaligen ÖVP-Alleinregierung rich­
tig ermessen. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Ich möchte heute einmal mehr in Erinne­
rung bringen, daß die Agraragenden auf 
Grund unserer Bundesverfassung Länder­
agenden sind und daß nur im Wege der Ver­
fassungsgesetze über dem Wege der Markt­
ordnung gewisse Bereiche an den Bund für 
eine bestimmte Zeit übertragen werden. Ich 
würde mir wünschen, daß in allen Bundeslän­
dern das Agrarbudget 1985 eine so große Stei-

gerung erfahren würde, wie es das Bundes­
budget im Agrarbereich tatsächlich erfahren 
hat. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Es ist eine überdurchschnittliche Steige­
rung zu verzeichnen. Wir haben erfahren, daß 
in anderen Bundesländern eher eine 
Schrumpfung stattfindet, obwohl es in allen 
Bundesländern ÖVP-Agrarreferenten gibt, 
obwohl in sechs Bundesländern ÖVP-Landes­
hauptleute den Landesregierungen vorstehen. 

Wenn ich aus dem vorliegenden Budget 
zwei wesentliche Punkte herausgreifen darf, 
so ist es in erster Linie das Bergbauern-Son­
derprogramm - es sind nicht nur 18 Prozent 
Steigerung festzustellen, sondern es ist auch 
eine deutliche Verbesserung der Bergbauern­
zuschüsse im kommenden Jahr zu erwarten 
-, es ist dies weiters die Vergütung des Allge­
meinen Absatzförderungsbeitrages für die 
Bergbauern der Zone 3, meines Erachtens ein 
wesentlicher Fortschritt. 

Die Verbesserung der Produktionsgrundla­
gen, Restelektrifizierungen und eine Verbes­
serung der Netzverstärkung dienen dazu, 
auch die Tätigkeit der Bauern auf dem Land 
beziehungsweise in den Bergregionen wesent­
lich zu erleichtern. 

Es darf auch erwähnt werden, daß die 
Exportstützungen, insbesondere für Nutzvieh, 
vom Bund mit 50 Prozent der Kosten getragen 
werden und daß es nur ganz wenig Bundes­
länder sind, die diesen Rahmen ausgeschöpft 
haben, der auf Grund einer Vereinbarung zwi­
schen dem Bund und den Ländern - diese 
waren vertreten durch Landeshauptmann 
WalInöfer aus Tirol - abgeschlossen wurde. 

Die Länder sind nicht bereit, jene Quoten 
zur Verfügung zu stellen, die der Bund hier 
gewährt. Auch das wäre meines Erachtens 
eine Verpflichtung der Länder. Die ÖVP hätte 
hier die Möglichkeit, für die Landwirtschaft 
weit mehr zu tun, als sie derzeit zu tun bereit 
ist. 

Auch der Bereich des Grünen Planes mit 
1,146 Milliarden Schilling zeigt eine Verbesse­
rung, und hier insbesondere der AlK. Das AI­
Kreditvolumen stieg von 2,5 Milliarden auf 
3 Milliarden Schilling; das ist eine wesentli­
che Ausweitung. Es soll besonders - wie 
bereits erwähnt - in Hinkunft das Sonder­
wohnbauprogramm durchgezogen werden, 
das insbesondere die Sanierung älterer 
Bauernhöfe beinhaltet. Der Herr Bundesmini­
ster hat auch erklärt, daß bei Bedarf eine Aus­
weitung des Volumens auf 3,5 Milliarden 
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Schilling in der späteren Folge möglich sein 
wird. 

Wie sieht nun diese AI-Förderung tatsäch­
lich aus? - Es werden Zinsstützungen 
gewährt, die für Bergbauern und Grenzland­
betriebe 50 Prozent und für die übrigen 
Betriebe 36 Prozent ausmachen. Tatsache ist 
auch, daß die AI-Kredite für alle landwirt­
schaftlichen Betriebe gewährt werden - zum 
Unterschied von diversen Landesförderun­
gen, die nur für Voll- beziehungsweise Zuer­
werbsbetriebe gewährt wird. 

Es ist interessant, in diesem Zusammen­
hang festzustellen, daß zum Beispiel ein AI­
Kredit für ein Wirtschaftsgebäude im Umfang 
von 1 Million Schilling mit einer Laufzeit von 
20 Jahren einen Bundeszuschuß von insge­
samt 687 000 S erfordert und daß das für 
einen Betrieb mit 36prozentiger Förderung 
fast immerhin noch eine halbe Million Schil­
ling ausmacht. 

In diesem Zusammenhang muß auch 
erwähnt werden, Frau Abgeordnete Stangl, 
daß es sehr wohl diese Bundesförderung aus­
macht, die die Sanierung der Wohnobjekte im 
Land verbessert beziehungsweise Neubauvor­
haben wirklich stützt. Hier kann aber auch 
festgestellt werden, daß die AI-Kreditzinsen 
im Durchschnitt zu 9,25 Prozent angewendet 
werden, obwohl Banken - wie zum Beispiel 
Raiffeisen - heute für Kredite Um 8 Prozent 
werben. Es ist so, daß die Bundeszinsstützun­
gen nicht zur Gänze den Bauern zugute kom­
men, sondern daß teilweise Bankinstitute an 
diesen Zinsstützungen partizipieren, und ich 
hätte mir gerade von Raiffeisen erwartet, wo 
über 75 Prozent der AI-Kredite abgewickelt 
werden, daß sie die ganze Zins stützung den 
Bauern zugute kommen lassen und sich nicht 
an den Zinsstützungen des Bundes noch 
zusätzliche Gewinne holen. (Beifall bei SPÖ 
und FPÖ.) 

Wen wundert es da, wenn nicht nur die 
ÖVP-Jugend in Niederösterreich, sondern 
auch die katholische Landjugend in Gesprä­
chen mit Raiffeisenmanagern schwere Vor­
würfe erhebt. So gab es zum Beispiel einen 
derartigen Vorfall im Bildungszentrum 
Schloß Zell in Oberösterreich - Herr Kollege 
Zittmayr, in Ihrer unmittelbaren Heimat -, 
über den in der Raiffeisenzeitung, also in kei­
nem sozialistischen Organ, unter dem Zwi­
schentitel "Bauernausbeuter" unter anderem 
folgendes berichtet wird: "Während warmer 
Wind um das Schloß in Zell an der Pram pfiff, 
hagelte es innerhalb des Schloßgemäuers 
eisige Schloßen des Vorwurfes. Man versteht 

die Manager nicht mehr, sie redeten anders, 
als sie handelten. Die Raiffeisenorganisation 
habe sich vom Grundgedanken der Förderung 
entfernt, mutmaßte man. Die Organisation sei 
zu groß und unübersichtlich. Sie habe Eigen­
dynamik entwickelt und erfülle ihre vorgege­
benen Ziele nicht mehr genügend. Viele funk­
tionäre seien zu alt. Wahre Demokratie finde 
nicht mehr statt. Jemand vermutet sogar, 
Raiffeisen würde die Bauern ausbeuten. Auch 
die Schmierenpresse im Agrarbereich geriet 
in die Mangel. Die Genossenschaftsidee sei 
grundsätzlich aktuell." 

Und weiter heißt es in dem Ton (Zwischen­
ruf des Abg. S tau d i n ger), Herr Kollege 
Staudinger: "Was wollte jener Teil der katho­
lischen Jugend, der nach Zell an der Pram 
gekommen war? Keine parteipolitischen Refe­
rate in Generalversammlungen, sondern 
mehr Gesellschaftspolitik, eine Sprache, die 
alle verstehen, Auflösung der Ämterverflech­
tungen, Mitgliederschulung ohne Manager, 
Genossenschaftsseminare, die wir selbst ver­
anstalten, neue Informationskanäle, weniger 
aggressive Verkaufspolitik, sie passe nicht zu 
Raiffeisen, gestaffelte Agrarpreise, das 
Stimmrecht der Mitglieder dürfe nicht miß­
braucht werden. Forderungen, die man an 
und für sich voraussetzen würde. Leider sind 
sie in der heutigen Genossenschaftspraxis 
nicht mehr zu finden, und hier muß man den 
Genossenschaften große Vorwürfe machen, 
daß sie nicht bereit sind, mehr Transparenz in 
das Geschehen zu bringen." 

Dasselbe Unbehagen ist besonders in den 
westlichen Bundesländern durch die letzte 
Regelung der Marktordnung im Bereich des 
§ 14 des Ab-Hof-Verkaufes festzustellen. 
Besonders in Tirol und in Vorarlberg können 
wir dies feststellen, und es wurden Resolutio­
nen an den Bundesminister von der Vorarl­
berger Landeslandwirtschaftskammer 
gesandt, und von Tirol wurde ein Brief des 
Bauernbundes an den Minister und an die 
Präsidentenkonferenz gerichtet. 

Was mich bei diesem Brief am meisten ver­
wundert hat, ist, daß er vom Abgeordneten 
Dr. Alois Leitner mit unterzeichnet wurde. 
Und ich frage den Kollegen Dr. Leitner: Wo 
waren Sie, als über die Marktordnung bera­
ten wurde, wo waren Sie, als diese hier im 
Haus beschlossen wurde, daß Sie drei Monate 
danach diese Beschlußfassung zum Anlaß 
nehmen, offene Briefe zu schreiben? Ich 
zitiere den Wortlaut dieses von Ihnen mit 
unterzeichneten Briefes. Die Vorwürfe sind 
markant. 

70. Sitzung NR XVI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)54 von 60

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVI. GP - 70. Sitzung - 10. Dezember 1984 6127 

Helmut Wolf 

"Der Tiroler Bauernbund lehnt aber die 
unerträgliche Bürokratisierung des Melde­
systems selbst für kleinste Mengen eines Ab­
Hof-Verkaufes und die damit verbundene 
Gefahr einer Strafandrohung für Viele bäuer­
liche Betriebsinhaber entschieden ab und for­
dert die Novellierung der Marktordnungsge­
setze, zur Änderung der Meldepflicht und zur 
Einräumung eines Freibetrages für den Ab­
Hof-Verkauf. Die geänderten Bestimmungen 
des Marktordnungsgesetzes zum Ab-Hof-Ver­
kauf sollen nach Aussagen des Bundesmini­
sters eine Erleichterung bringen. Tatsächlich 
bringen die Bestimmungen aber Unsicherheit 
und neue Härten." 

Herr Kollege Dr. Leitner, von Ihnen hätte 
ich solche Aussagen nicht erwartet. (Abg. Dr. 
Lei t n er: Machen wir einen gemeinsamen 
Abänderungsantrag!) Wie sehen nun tatsäch­
lich die Bestimmungen, die Aussagen des 
Bundesministers aus? Herr Kollege Dr. Leit­
ner, Sie hätten die Regierungsvorlage einmal 
zur Hand nehmen und durchlesen sollen, und 
Sie hätten die Erläuterungen zur Regierungs­
vorlage lesen müssen. Hätten Sie dies getan, 
dann würden Sie bestätigen, daß der Bundes­
minister sehr wohl recht hatte und daß die 
Regierungsvorlage sehr wohl Erleichterungen 
vorgesehen hat: Erstens bei der Erteilung der 
Bewilligung; der Bauer hat den Anspruch dar­
auf. Zweitens bei der Ausdehnung auf Milch­
produkte; früher waren es nur Milch und 
Rahm. Drittens auch bei der Abgabe auf 
Bauernmärkten. (Abg. Dr. Lei t n er: Und 
die Einbeziehung in die Hofrichtmengen?) 

Herr Kollege Dr. Leitner! Das steht nicht in 
der Regierungsvorlage und auch nicht in den 
Erläuterungen. Das ist der Clou der Sache! 
(Beifall bei SPÖ und FPÖ. - Abg. Dr. Lei t­
n er: Wir können einen gemeinsamen Abän­
derungsantrag einbringen!) Herr Kollege 
Dr. Leitner, was die Bauern heute bewegt, in 
Tirol, in Vorarlberg und in allen anderen Bun­
desgebieten, wo der Ab-Hof-Verkauf seit Jahr­
zehnten, seit Jahrhunderten Usus ist, das ist 
der Absatz 5, der auf Grund eines Ausschuß­
beschlusses in das Gesetz aufgenommen wer­
den mußte. Ich habe schon bei den Ausschuß­
beratungen den Herren Dr. Zittmayr und Dr. 
Wejwoda erklärt, daß diese Art nicht möglich 
ist. (Abg. Dr. Lei t n er: Sie waren bei den 
Ausschußberatungen nicht dabeil) Ich war 
dabei, ich war der Bauernvertreter , Dr. Zitt­
mayr war der Vertreter der Molkereiindu­
strie; sonst war kein Bauer dabei. (Heiterkeit 
und Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Lieber Kollege Leitner! Das ist das Unglück 
der Bauern, daß in allen Gremien nicht Bau-

ern sitzen, sondern Generaldirektoren, Milch­
kaiser wie Dr. Zittmayr, Dipl.-Ing. Pichler und 
so weiter. (Neuerliche Heiterkeit und Beifall 
bei SPÖ und FPÖ. - Abg. Dr. Z i t tm a y r: 
Sie sollten nicht die Unwahrheit sprechen! -
Abg. Dr. Lei t n er: Machen wir einen Abän­
derungsantrag! - Abg. Dr. Fe urs te i n: 
Sind Sie ein Bauer? - Abg. Fa chI e u t n er: 
Ein Kaspanaze!) Herr Kollege Dr. Leitner! 
Das ist ja das Traurige, daß sich scheinbar bei 
manchen ÖVP-Abgeordneten nur einer mit 
Agrarproblemen auseinandersetzen darf, 
wenn er Bauer ist. (Abg. Dr. Lei t n er: 
Jawohl, machen wir einen Abänderungsan­
trag miteinander!) Lieber Kollege Dr. Leitner, 
ich mache Ihnen einen Vorschlag. Gehen wir 
zur Regierungsvorlage zurück, streichen wir 
die Absätze 5 und 6, dann haben die Bauern 
eine Ruh, und der Regierungsvorlage ist voll­
kommen Genüge getan. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ. - Abg. Dr. Lei t n er: Unmöglich! 
Machen wir eine Änderung!) 

Es wird dann keine Bürokratie geben, es 
wird keine Erhebungen geben, es wird keine 
Existenzangst geben, und es wird das Denun­
ziantentum auch nicht Platz greifen wie bei 
der jetzigen Regelung, deren Aufnahme in 
das Gesetz von den Vertretern der Agrarwirt­
schaft, der Agrarindustrie, der Milchindu­
strie, verlangt wurde. 

Meine Damen und Herren! Der Problem­
komplex kann natürlich damit auch nicht 
gelöst werden, das ist mir klar. Das allerein­
fachste Mittel wäre es, wenn wir eine markt­
gerechte Produktion hätten, dann hätten wir 
auch die höchsten Preise für die Bauern. Statt 
Quantität sollte eigentlich der Slogan heißen: 
mehr Qualität! Ich glaube, auch hier gäbe es 
noch einiges zu tun, wobei wir immerhin noch 
einen Spielraum von 16 Prozent hätten, weil 
16 Prozent der Überschußproduktion heute 
zur Gänze vom Bund finanziert werden. Die 
nächsten 5 Prozent werden über den allgemei­
nen Absatzförderungsbeitrag, der derzeit 
hoch genug ist, finanziert. Über den zusätzli­
chen Absatzförderungsbeitrag möchte ich erst 
gar nicht mehr reden, der ist derzeit mit 
85 Prozent des . Produzentenmilchpreises an 
der Höchstgrenze angelangt und bei 3,93 S 
undiskutabel. 

Maßnahmen wären beispielsweise eine 
Steigerung des Inlandsabsatzes, aber wenn 
sich Genossenschaften auf anderem Wege 
bemühen, ausländische Agrarprodukte zu 
importieren, an statt selbst Qualität zu produ­
zieren und diese abzusetzen, dann darf man 
sich nicht wundern, daß die Möglichkeit 
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einer Steigerung des Inlandsabsatzes nicht 
mehr genützt wird, als es derzeit der Fall ist. 

Eine weitere Möglichkeit meines Erachtens 
ist auch die Rückführung hoher Richtmen­
gen, wie sie seinerzeit von der Schweiz durch­
geführt wurde. Auch einen gespaltenen Pro­
duzentenmilchpreis sollte man sich in diesem 
Zusammenhang überlegen. 

Eine Reduzierung der Futtermittelimporte, 
die derzeit 550 000 Tonnen ausmachen und 
über 2 Milliarden Schilling Kosten verursa­
chen, ist bestimmt in die Überlegungen einzu­
beziehen. (Abg. Fa chI e u t n er: Das sagen 
wir eh immer! Machen müssen wir etwas 
dagegen!) Weg von der Intensivbewirtschaf­
tung. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Herr Kol­
lege Fachleutner! Die Futtermittel werden 
wieder zur Gänze über Genossenschaften ein­
geführt, weil sie damit wieder ein Geschäft 
mit den Bauern machen (Zwischenruf des 
Abg. Fa chI e u t n er); ein Geschäft mit den 
Bauern, aber nicht für die Bauern! 

Weiters, glaube ich, wäre es höchste Zeit, 
daß man auch weniger Chemie in der Land­
wirtschaft zur Anwendung bringt. (Rufe und 
Gegenrufe zwischen SPÖ und ÖVP.) Die neue­
ste Statistik zeigt, daß innerhalb von sieben 
Jahren die Anwendung der Chemie in der 
Landwirtschaft um 40 Prozent gesteigert 
wurde. 

Auch dieses Beispiel zeigt, daß die Raiffei­
sen-Genossenschaften über die diversen Ver­
kaufsorganisationen alles dem Bauern andre­
hen, um Überschüsse zu produzieren, die 
dann auf Kosten der Bauern und Steuerzah­
ler finanziert werden müssen. 

Meine Damen und Herren! Die neuesten 
Absatzzahlen zeigen für das Jahr 1984 eher 
Rückgänge im Inlands ab satz als Steigerun­
gen. Auch das konnte man aus der Presse 
vom 29. November 1984 entnehmen. Ich 
glaube, Herr Kollege Zittmayr, eine Ihrer 
wichtigsten Aufgaben als Vertreter der Milch­
industrie wäre es, Möglichkeiten zu finden -
dafür zahlen ja die Bauern und die Konsu­
menten ganz beträchtliche Beträge! -, den 
Milchabsatz zu fördern. (Zwischenruf des 
Abg. Dr. G rad e n e g ger.) Aber hier wer­
den zum Teil wenig erfolgreiche Bemühungen 
gestartet, und man verläßt sich lieber auf den 
Mechanismus, daß der Überschuß sowieso 
finanziert werden muß, und wenn er auch zu 
einem teuflischen Preis - derzeit von über 
6 S - auf dem Weltmarkt abgesetzt werden 
muß. 

Mehr Transparenz in allen diesen Berei­
chen wäre meines Erachtens wünschenswert, 
insbesondere was den Milchwirtschaftsfonds 
und die Einhandgesellschaften, wie zum Bei­
spiel die ÖMoik oder die ÖHEC, angeht. Ich 
könnte mir vorstellen, daß auch für diesen 
Bereich, da es ein so sensibler Bereich ist, im 
Parlament jährlich ein Bericht zu erstatten 
ist, durch den die Bilanz beziehungsweise das 
Wirken des Milchwirtschaftsfonds zur Diskus­
sion gestellt wird und wo darüber hinaus auch 
die Möglichkeit besteht, im Interesse der Bau­
ern und im Interesse der Konsumenten Maß­
nahmen zu setzen, die allen Betroffenen zum 
Wohle gereichen. (Beifall bei SpO und 
FPO.) 18.13 

Präsident Dr. Stix: Zu einer tatsächlichen 
Berichtigung zu Wort gemeldet hat sich der 
Herr Abgeordnete Dr. Zittmayr. Ich erteile 
ihm das Wort und mache auf die Fünf-Minu­
ten-Begrenzung aufmerksam. (Zwischenrufe.) 

18.13 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr (ÖVP): 
Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! (Abg. Dr. G r a -
den e g ger: Es waren keine Schmiergelder 
beim Käseexport!) Ich habe mich deshalb zu 
einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet, 
weil der Herr Abgeordnete Wolf in seinen 
Ausführungen Dinge behauptet hat, die ich 
nicht unwidersprochen im Raum stehen las­
sen kann. 

Herr Abgeordneter Wolf hat behauptet, daß 
ich im Unterausschuß des Landwirtschafts­
ausschusses betreffend Marktordnungsgesetz 
ein Vertreter der Milchindustrie gewesen sei 
(Abg. Dr. Gradenegger: No na!) und nur 
die Interessen der Milchindustrie im Auge 
gehabt habe. (Abg. Dr. G rad e n e g ger: No 
na! Ein Bauernvertreter waren Sie!) Ich weise 
diesen Vorwurf zurück, denn es können alle 
Beteiligten bestätigen, daß ich im Interesse 
der Bauern und der Milchwirtschaft gespro­
chen habe (Zwischenrufe) und nicht im Inter­
esse der Milchindustrie. (Beifall bei der ÖVP. 
- Ruf: Ha! Ha! Ha!) 

Ich weise auch Ausdrücke, die der Abgeord­
nete Wolf hier gebraucht hat, mit Nachdruck 
zurück. (Weitere Zwischenrufe.) Ich lasse mir 
von ihm nicht irgendwelche Dinge vorwerfen, 
die nicht den Tatsachen entsprechen, denn 
ich arbeite seit über 24 Jahren in der Milch­
wirtschaft und stehe den Bauern Rede und 
Antwort, und es gibt eine korrekte Arbeit, und 
ich lasse mir hier nicht etwas vorwerfen! (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Ebenso möchte ich die Behauptung des 
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Abgeordneten Wolf berichtigen ... (Ruf bei 
der SPÖ: ... keine Berichtigung!) Bitte mel­
den Sie sich nachher, Herr Abgeordneter! Sie 
lesen Zeitung und schreien aber dazwischen! 
Ich habe ja nur fünf Minuten Zeit! (Beifall bei 
der OVP. - Abg. Dr. Gradenegger: Sie 
berichtigen Wahrheiten mit Unwahrheiten!) 
Dazu brauche ich nichts zu sagen, die Äuße­
rung richtet sich selbst. (Beifall bei der OVP.) 

Die zweite Behauptung: Die Agrargenos­
senschaften importieren Produkte, statt sie in 
Österreich herzustellen. Ich darf dazu sagen, 
daß wir in Österreich auf dem Milchsektor im 
Laufe der vergangenen Jahre eine ganze 
Reihe von Produkten, die bisher importiert 
wurden, in Österreich erzeugen und sie mit 
Erfolg verkaufen und weiter an der Produkt­
entwicklung in dieser Richtung interessiert 
sind. Die Behauptung des Abgeordneten Wolf 
war daher völlig falsch. (Beifall bei der OVP. 
- Zwischenruf des Abg. Dr. G rad e ne g­
ger.) 

Und schließlich weise ich den Vorwurf des 
Abgeordneten Wolf zurück, der behauptet, 
daß wir alles den Bauern "andrehen". Diese 
Formulierung ist sehr verletzend und prak­
tisch diskriminierend. Eine solche Vorgangs­
weise wird in einer Genossenschaft, die ord­
nungsgemäß geführt ist, nicht passieren, und 
wenn es irgendwo Auswüchse gibt, dann soll 
man das nicht verallgemeinern. Man kann 
eine solche GrundeinsteIlung zu den Genos­
senschaften, zu diesen Selbsthilfeeinrichtun­
gen, nicht auf die Dauer akzeptieren. 

Ich weise also diese Vorwürfe zurück. (Bei­
fall bei der OVP. - Abg. Dr. Gradeneg­
ger: Da importiert die Molkerei französi­
schen Käse, und da geht er her und "berich­
tigt" das!) 18.16 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt der 
Herr Abgeordnete Keller. 

18.17 

Abgeordneter Keller (ÖVP): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Zuerst ein paar Bemerkungen zum Kollegen 
Wolf. 

Herr Kollege Wolf, Sie haben gesagt, daß 
das landwirtschaftliche Einkommen in der 
Bundesrepublik Deutschland auf das Jahr 
1975 zurückgefallen ist. Ich muß Ihnen leider 
sagen, daß das auch in Österreich für die 
Bergbauern der Fall sein wird. Die Viehpreise 
- und Bergbauern leben bekanntlich zum 
größten Teil vom Absatz von Zucht- und Nutz­
vieh - sind auch auf das Jahr 1975 zurückge­
fallen! 

Einen Vergleich mit dem Milchpreis von 
1966 zu heute festzustellen, glaube ich, hält 
nicht ganz. 1966 hat man für 2 S bedeutend 
mehr gekriegt als heute für 4,70 S; also hält 
der Vergleich nicht ganz. 

Aber Herr Kollege Wolf, ich ersuche Sie, 
einmal die Vergleiche mit der Schweiz festzu­
stellen! Wir wissen alle, daß in der Schweiz 
pro Bergbauem 43 000 S von Kantonen und 
Bund bezahlt werden, und in Österreich sind 
es leider nur 3 500 S pro Bergbauern. 

So glaube ich, wir können jetzt zum eigent­
lichen Budgetkapitel kommen. Wir diskutie­
ren heute das Budgetkapitel "Land- und 
Forstwirtschaft" und den "Grünen Plan". 
Beim Budget gibt es wohl Ansätze, die leichte 
Verbesserungen für die Landwirtschaft zei­
gen. Aber diese Verbesserungen tragen kaum 
dazu bei, das Einkommen der Bauern tatsäch­
lich zu verbessern, obwohl bekannt ist, daß 
die Bauern und insbesondere die Bergbauern 
doch das schlechteste Einkommen von allen 
Berufsgruppen haben. Gerade die Einkom­
men der Bergbauern werden immer schlech­
ter und verschlechtern sich immer zuungun­
sten dieser Gruppe. Während alle anderen 
Berufsgruppen auch in diesem Jahr wieder 
Lohnerhöhungen von 4,6 bis 4,8 oder 4,9 Pro­
zent hatten, müssen die Bergbauern im Jahr 
1984 mit einem Einkommensverlust von zirka 
7 bis 10 Prozent rechnen. 

Die Viehpreise sind bekanntlich um 8 bis 
12 Prozent gegenüber dem letzten Jahr gesun­
ken. Der Milchpreis ist auch nur um 2,2 Pro­
zent angehoben worden. Und so glaube ich, 
daß das Budget 1985 und auch die Mflrktord­
nungsgesetze, die wir im Juni in diesem 
Hohen Haus beschlossen haben, nicht dazu 
beitragen, die Einkommen der Bauern zu ver­
bessern. (Zustimmung bei der OVP.) 

Daß die Bergbauern das schlechteste Ein­
kommen haben, brauche ich wohl nicht in 
Zahlen nachzuweisen. Es ist zur Genüge 
schon gesagt worden und auch bekannt. 

Tatsache ist aber, daß seit 1950 mehr als ein 
Drittel der österreichischen Bauern die 
Bewirtschaftung aufgegeben haben. In den 
Berggebieten sind es noch mehr. In meinem 
Bezirk haben 60 Prozent der Bauern das 
Bewirtschaften aufgegeben. Von den 
26000 ha Kulturfläche, Wiesen und anderen 
Gründen wird noch die Hälfte bewirtschaftet. 
Was das für die Erhaltung der Kultur- und 
Erholungslandschaft bedeutet, müssen Sie 
sich einmal selbst anschauen; ich lade Sie alle 
dazu ein. 
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Trotzdem gibt es immer noch Menschen, 
die meinen, in Österreich gebe es noch um 
100 000 Bauern zuviel. 

Meine Damen und Herren! Was glauben 
Sie, wie viele Bauern mehr würde man brau­
chen, würden diese auch nur 40 oder gar 
35 Stunden in der Woche arbeiten? 

Was glauben Sie, um wieviel mehr würden 
die landwirtschaftlichen Produkte kosten, 
hätten die Bauern auch, wie viele andere 
Berufsgruppen heute schon, eine Arbeitszeit 
von 35 oder 40 Stunden? Die Bauern arbeiten 
heute noch 55 bis 60 Stunden und haben dafür 
zirka die Hälfte des Einkommens anderer 
Berufsgruppen. 

Darum glaube ich, es gibt heute schon zu 
wenig Bauern, vor allem zu wenig Bergbau­
ern. Das werde ich Ihnen im Laufe meiner 
Rede noch nachweisen. 

Ich bin eher der Meinung, daß wir in Öster­
reich um hunderttausend Bürokraten zuviel 
haben, die nicht immer zum Wohle der Men­
schen arbeiten. Die Verwaltungskosten im 
Bund, in Ministerien, Ländern und Gemein­
den steigen gewaltig. Für wirtschaftliche und 
arbeitsplatzfördernde Maßnahmen ist kaum 
noch Geld da. 

Damit ich mit meiner Meinung nicht allein 
bin, zitiere ich den bekannten Schweizer Pro­
fessor Wittmann. Er schreibt: 

Der Bürokratismus ist das Grundübel unse­
rer Zeit. Bürokratismus ist nichts anderes als 
Befehl und Zwang und damit unausweichlich 
mit Unfreiheit verbunden. Inzwischen hat 
sich die Bürokratie so selbständig gemacht 
und sich auch mancher Parlamente bemäch­
tigt, daß uns die Gefahr einer Ablöse der ech­
ten Demokratie durch eine Bürokratie droht. 
- Weiters schreibt er: 

Es darf auch nicht vegessen werden, daß 
für den Bürokratismus natürlich die Politiker 
die Verantwortung tragen, die die letzte Ent­
scheidung über Dienstpostenplan, neue Mini­
sterien und Gesetzesentwürfe fällen. 

Oft wird in Sonntagsreden von allen politi­
schen Parteien, von allen Vertretern, immer 
wieder darauf hingewiesen, daß wir einen 
gesunden Bauernstand brauchen, ebenso die 
Bergbauern notwendig und dringend brau­
chen. 

Als praktizierender Bergbauer möchte ich 
Ihnen einmal sagen, welche Aufgaben der 

Bergbauer für die Allgemeinheit erfüllt. 
Erstens: Der Bergbauer erzeugt gesunde Nah­
rungsmittel, fast biologische, wie sie heute 
von vielen Menschen in unserem Lande ver­
langt werden, weil er ohne Chemie und fast 
ohne Handelsdünger produziert. 

Der Bergbauer trägt kaum zur Überproduk­
tion bei. 

In meinem Bezirk wurden vor zehn Jahren 
noch 10 Millionen Liter Milch an die Molke­
reien abgeliefert. Heute sind es noch 6 Millio­
nen Liter. 

Es wurde auch in meinem Bezirk der Vieh­
stand so stark reduziert, daß heute viele Flä­
chen nicht mehr bewirtschaftet werden. 
Waren es 1950 noch 16700 Stück Vieh, sind es 
im Jahre 19837800 Stück Vieh. Das bedeutet, 
daß Tausende von Hektar Wiesen und Almen 
nicht mehr bewirtschaftet werden und heute 
dort Lawinenstriche und Muren sind. 

So komme ich zur zweiten wichtigen Auf­
gabe, die der Bergbauer für den Umwelt­
schutz erfüllt. Zwei Drittel unseres Staatsge­
bietes sind im Berggebiet, das hat der Berg­
bauer jahrhundertelang gerodet, dann 
gepflegt und bewirtschaftet und so zu dieser 
schönen Kultur- und Erholungslandschaft 
gemacht. 

Der Bergbauer ist auch heute der einzige 
Naturschützer, der für den Naturschutz etwas 
leistet. Viele andere reden davon oder schrei­
ben in Zeitungen oder gehen gar mit der 
guten Brotzeit im Sackerl nach Hainburg, um 
gegen die sauberste Energie zu demonstrie­
ren. Es ist sicher leichter zu demonstrieren, 
als eine Bergwiese zu bewirtschaften und zu 
bearbeiten. (Beifall bei der ÖVP und bei Abge­
ordneten der SPÖ.) 

Auch das Waldsterben bereitet allen große 
Probleme. Die genauen Ursachen weiß man 
wohl noch nicht. Aber man weiß, daß der 
saure Regen, Abgase von Autos und Schorn­
steinen mit schuld sind. 

Ich glaube aber, man weiß nicht, daß der 
Zerstörung der Ökologie und des Wasserhaus­
haltes viel zuwenig Bedeutung beigemessen 
wird. Man kann das in Gebieten beobachten, 
wo es kaum Abgase gibt und trotzdem das 
Waldsterben vorhanden ist. 

Solange noch die Bergwiesen und Almen 
voll bewirtschaftet wurden und genug Bauern 
in den Dörfern waren, hat man Quellen und 
Bäche verwendet und sie in Gräben in trok-
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kene Hänge geleitet. Dadurch wurden der 
Wasserhaushalt im Boden und die Struktur in 
Ordnung gehalten. Das geschieht heute nicht 
mehr, weil viel zu wenig Bergbauern da sind, 
die in den Dörfern und im ganzen Berggebiet 
das in Ordnung halten. 

Die wenigen sind kaum noch in der Lage, 
auch in Zukunft das Berggebiet in Ordnung 
zu halten. 

Der Bergbauer hat auch noch eine dritte 
große Aufgabe: Er schafft die Voraussetzung 
für den Fremdenverkehr. Fremde kommen 
bekanntlich nicht nur zu uns, weil wir nette 
Menschen sind, weil wir J adler im Lande 
haben, sie kommen zu uns wegen der gepfleg­
ten Landschaft. Fremdenverkehr ist einer der 
größten Wirtschaftszweige in Österreich. 
Zirka 360 000 Menschen sind im österreichi­
schen Fremdenverkehr beschäftigt. Dieser 
Fremdenverkehr bringt auch über 90 Milliar­
den an Devisen. 

Die Berggebiete sind von der Natur aus 
benachteiligte Gebiete, sind aber für den 
Erholungsraum und die ganze Volkswirt­
schaft von größter Bedeutung. Es muß ver­
sucht werden, die Bergbauern durch ein 
gerechtes Einkommen zu halten. Die Einkom­
men der Bergbauern müssen an die anderer 
Berufsgruppen angepaßt werden. (Beifall bei 
der ÖVP.) Dann bieten sie die Gewähr, daß 
die Kultur- und Erholungslandschaft für alle 
Erholungssuchenden intakt bleibt. 

Herr Bundesminister! Die Direktzahlungen 
und Bewirtschaftungsprämien müßten nach 
Hektar leistungsbezogen sein, denn wir wol­
len ja, daß viele Hektar bewirtschaftet wer­
den. Die heutige Form der Direktzahlung ist 
eher ein Gießkannen system, weil jeder gleich­
viel bekommt, ob er viel oder wenig Hektar 
bewirtschaftet. 

Herr Minister! Ich habe Ihnen das schon oft 
gesagt hier in diesem Haus, aber Sie haben 
leider kein Gehör. Aber schauen Sie hinaus: 
Ein großer Teil bewirtschaftet diese vorge­
schriebenen zwei Hektar, und alles andere 
bleibt unbewirtschaftet. 

Darum noch einmal meine Forderung, Herr· 
Bundesminister: Zahlen Sie diese Bewirt­
schaftungsprämien nach Leistung und nicht 
nach dem Gießkannenprinzip! (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Jetzt komme ich noch zu einem heiklen 
Thema, das schon viel Wirbel ausgelöst hat: 
Zum Einkommen der Bergbauern zählt auch 

der Ab-Hof-Verkauf. Es gibt heute in diesem 
Hause und sonst auch schon viele Aussagen, 
im Marktordnungsgesetz waren zwei ver­
schiedene Aussagen über den Ab-Hof-Ver­
kauf. Man redet heute wieder von Kompro­
missen, man hat geredet von noch mehr Stra­
fen, von drei Jahren bis fünf Jahre. Ich 
glaube, daß diese Dinge alle nicht dazu beitra­
gen, dieses Problem zu lösen. Aber eines steht 
fest, Herr Bundesminister: Wenn bei der 
Anmeldung des Ab-Hof-Verkaufes der Bauer 
6,73 S bezahlen muß, wird sicher kein Bauer 
so dumm sein und den Ab-Hof-Verkauf 
anmelden. 

Ich möchte zum Ab-Hof-Verkauf grundsätz­
lich sagen: Der Ab-Hof-Verkauf ist in vielen 
Gemeinden natürlich gewachsen. Wie Sie alle 
wissen, lebten im ländlichen Raum früher, 
vor hundert und mehr Jahren, in den Dörfern 
nur Bauern. Sehher hat sich die Struktur 
gewandelt, und die Bauerndörfer sind Misch­
dörfer geworden. So hat sich der weichende 
Bruder oder der weichende Onkel vom Bau­
ern die Milch geholt, und so ist das weiterge­
gangen bis heute. Molkereien waren in jedem 
Dorf, der Konsument hat die Möglichkeit 
gehabt, dort frische Milch zu holen. Diese 
kleinen Molkereien wurden aus Struktur­
gründen aufgegeben. 

Es ist auch heute noch so, daß viele Konsu­
menten die frische Milch vom Bauern wollen, 
weil sie halt einmal einen besseren 
Geschmack hat, weil sie unverfälscht ist, 
nicht in Pappendeckel paketiert und so wei­
ter. Sie kriegen diese Milch um einen billige­
ren Preis, weil ja der Bauer heute nur zwi­
schen 7 und 9 S verlangt, während die Milch 
im Geschäft 11,40 S oder 11,70 S kostet. 

So glaube ich, daß viele Konsumenten froh 
sind über die billigere Milch, weil sie sich ja 
die teureren Produkte in Form von Käse und 
Butter oft nicht leisten können. - So sagen es 
mir Konsumenten und Hausfrauen. 

Ein deutscher Arzt hat erst kürzlich in 
einer Illustrierten geschrieben, daß unver­
fälschte Milch das gesündeste Nahrungsmit­
tel ist, weil sie viele Vitamine und Wirkstoffe 
enthält. (Unruhe und Heiterkeit im Saale.) 

Er schreibt, die Milch habe besonders viele 
Vitamine und Wirkstoffe, was besonders gut 
wäre für die Augen und für das Nervensy­
stem, aber er schreibt auch, sie wäre auch gut 
für das Gehirn, weil frische Milch den Ver­
stand anregt. - Das hat ein deutscher Arzt in 
der Presse geschrieben. (Andauernde Heiter­
keit, Unruhe und Zwischenrufe.) 
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Präsident Dr. Stix: Am Wort ist der Herr 
Abgeordnete Keller. (Weitere Unruhe und 
Heiterkeit). 

Abgeordneter Keller (fortsetzend): Ich for­
dere daher alle im Hohen Hause vertretenen 
Parteien auf, in dieser heiklen Frage, die Bau­
ern und Konsumenten betrifft, doch zu einem 
Kompromiß zu kommen. (Beifall bei der 
ÖVP.) Diese Angelegenheit kostet dem Staat 
nichts, der Konsument bekommt frische und 
gesunde Milch etwas billiger, die Ab-Hof-Ver­
käufer tragen dazu bei, den Inlandabsatz zu 
fördern und teure Exporte einzusparen. (Bei­
fall bei der OVP.) 

Sollte es beim Ab-Hof-Verkauf zu keiner 
friedlichen Lösung kommen, so müßte ich den 
Bauern sagen, sie brauchen sich nicht an die 
Marktordnung zu halten, weil sich auch die 
Bundesregierung oft nicht an die Gesetze 
hält. (Widerspruch.) Moment! Im Landwirt­
schaftsgesetz steht: Jede Regierung hat dafür 
zu sorgen, daß die Bauern das gleiche Ein­
kommen haben wie andere Berufsgruppen. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Und ich frage Sie: Haben die Bauern das 
gleiche Einkommen? (Lebhafter Beifall bei 
der ÖVP.) 18.35 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. 

Die Debatte ist geschlossen. Der Berichter­
statter wünscht kein Schlußwort. 

Wir gelangen nunmehr zur Ab s tim -
m u n g, die ich über beide Vorlagen getrennt 
vornehmen werde. 

Wir gelangen vorerst zur Abstimmung über 
die in der Beratungsgruppe VIII zusammen­
gefaßten Kapitel des Bundesvoranschlages 
1985. 

Es sind dies die Kapitel 60, 62 und 77 samt 
den zu den Kapiteln 60 und 77 dazugehören­
den Teilen des Konjunkturausgleich-Voran­
schlages in 400 der Beilagen in der Fassung 
des Spezialberichtes 470 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die M ehr h e i t. 
Angenommen. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den Antrag des Ausschusses, den 
Bericht der Bundesregierung betreffend Grü­
ner Plan 1985 (111-69 der Beilagen) zur Kennt­
nis zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die M ehr h e i t. 
Angenommen. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Ich gebe bekannt, daß in der heutigen Sit­
zung die Anfragen 1051/J und 1052/J einge­
langt sind. 

Die n ä c h s te Sitzung des Nationalrates 
berufe ich für morgen, Dienstag, den 
11. Dezember 1984, um 9 Uhr mit folgender 
Tagesordnung ein: 

Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1985 samt 
Anlagen (400, Zu 400 und 470 der Beilagen): 

Beratungsgruppe VI: Unterricht und Kunst, 

Beratungsgruppe XIV: Wissenschaft und 
Forschung, sowie anschließend 

Beratungsgruppe 111: Äußeres. 

Die heutige Sitzung ist g e s chI 0 s sen. 

Schluß der Sitzung: 18 Uhr 37 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. 2407 4 
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